
Suchergebnisse: Gewalt

50 – Das Urchristentum verurteilt jeden Krieg

Europa * Das Urchristentum verurteilt jeden Krieg und jede Form von Gewalt, da der

Krieg&nbsp;eine Konsequenz der „Erbsünde“ ist.

778 – Baiern wird dem Frankenreich gewaltsam einverleibt

Frankenreich * Baiern wird dem Frankenreich&nbsp;unter Karl „dem Großen“ gewaltsam

einverleibt.&nbsp;

18. November 1095 – Papst Urban II. ruft zur Vertreibung der Türken aus Kleinasien auf

Clermont * Ein Höhepunkt der Reise von Papst Urban II. ist das Konzil, das bis zum 27.

November 1095 in der Hauptkirche von Clermont tagt. Unter dem Vorsitz des Papstes werden

finanzielle und organisatorische Angelegenheiten der französischen Kirche abgearbeitet.    Am

Ende des Konzils&nbsp;hält das Kirchenoberhaupt&nbsp;auf einem Feld vor der Stadt eine

Rede, in der es den anwesenden Rittern und Klerikern zunächst die Ergebnisse des

Konzils&nbsp;darlegt, danach gegen den Kaiser&nbsp;und den Gegenpapst&nbsp;wettert und

anschließend die Befreiung der Kirche von aller weltlichen Gewalt fordert.    Schließlich ruft Papst

Urban II. die Anwesenden zum Kriegszug zur Vertreibung der Türken aus Kleinasien&nbsp;auf.

Als die Menge die päpstliche Predigt&nbsp;am Ende begeistert mit den Worten „Deus

lo&nbsp;vult - Gott will es!“ quittiert, bestimmt der oberste Kirchenmann, dass dies der

Schlachtruf&nbsp;sein soll.

Dezember 1095 – Papst Urban II. kann die Emotionen seiner Zuhörer wecken

Frankreich * Auf seiner weitere Reise wird der Papst nicht müde zu betonen, dass die Teilnehmer

an diesen gewalttätigen Auseinandersetzungen einen „Befreiungskrieg gegen die muslimische

Tyrannei“ führen, bei dem es einerseits um die Befreiung der christlichen Glaubensbrüder und

Glaubensschwestern und andererseits darum geht, „das Heilige Grab aus den Händen der

Heiden zu befreien“.    Zur „Beruhigung des Gewissens“ versichert der Papst seinen Zuhörern,

dass das Unternehmen eine Umsetzung „christlicher Barmherzigkeit“ ist, bei dem die
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„Kreuzfahrer“ ihr Leben aus Liebe zu Gott und „zu ihrem Nächsten“ aufs Spiel setzen werden. Die

noch fast ein Jahr andauernde „Predigtreise“ spielt eine wichtige Rolle bei der Mobilisierung der

Menschen.    Der alternde Papst versteht es hervorragend, die Emotionen seiner Zuhörer zu

wecken. Papst Urban II. nimmt für sich in Anspruch, im Namen Jesu Christi zu sprechen.

März 1096 – Die ersten Kreuzfahrer-Kontingente machen sich auf den Weg

Frankreich * Von einer Woge populärer Begeisterung getragen, machen sich - gegen dem

Wunsch des Papstes - die ersten Kreuzfahrer-Kontingente&nbsp;auf den Weg. Die meisten

dieser Kreuzzugs-Pilger entstammen dem einfachen Sozialmilieu des Bauernstandes und der

Städte. Viele von ihnen verkaufen ihre geringe Habe, um die Reise nicht völlig ohne Barschaft

antreten zu müssen. Wegen des dadurch entstandenen Überangebots fallen die Preise

dramatisch, sodass sich der Verkauf oft kaum mehr lohnt. Andere lassen einfach alles liegen und

stehen und schließen sich einem Pilgerzug&nbsp;in den Nahen Osten&nbsp;an.    In den

nächsten sechs Jahren folgen etwa 130.000 Frauen und Männer ihrem Beispiel. Aus dem Stand

des Adels und der Ritter kommen kaum zehn Prozent der Kreuzfahrer. Allerdings übernimmt

diese Gruppierung die Führerschaft und - neben den sie begleitenden Priestern - die

Verantwortung für die nachfolgend beschriebenen Judenpogrome. Nach den Beweggründen für

die Teilnahme an den Kreuzzügen&nbsp;zu suchen ist müßig. Sie sind nicht rational sondern

ideologisch begründet. Die meisten, die den Aufrufen der Päpste folgen, bereuen später ihr - in

einer durch Predigt und Propaganda&nbsp;bewusst ausgelösten Atmosphäre religiöser Hysterie -

abgelegtes Gelübde.    Die meisten dieser am sogenannten „Vor-Kreuzzug“ beteiligten

Pilger&nbsp;kommen nicht weiter als bis zum Balkan. Besteht für die Kirche die Rechtfertigung

für den „ersten Kreuzzug“ in der Besetzung Jerusalems&nbsp;durch die Muslime,&nbsp;so

entfesselt die Kreuzzugsbewegung&nbsp;aber auch gewalttätige Emotionen in eine andere

Richtung.    Viele der christlichen Kreuzfahrer&nbsp;nehmen, bevor sie sich überhaupt ins

„Heilige Land“ aufmachen, erst einmal Rache an den Juden, die - nach ihrer Auffassung - für die

„Kreuzigung des Heilands“ verantwortlich sind. Die aus einfachsten Verhältnissen stammenden

Kriegsteilnehmer haben bis dahin ein sehr bescheidenes Dasein gefristet und setzen nun als

„Wagemutige“ ihre Existenz aufs Spiel. Und dass etliche Juden&nbsp;durch ihre Geschäfte reich

geworden sind, steht im krassen Gegensatz zur kirchlichen Doktrin, wonach die Juden&nbsp;als

Strafe und Zeugnis für den ihnen zur Last gelegten „Gottesmord“ sichtbar in „Knechtschaft unter

den Christen“ leben sollen - und nicht umgekehrt.    Da die Kreuzfahrer&nbsp;ihr gegen die

Muslime&nbsp;gerichtetes Feindbild&nbsp;und die damit verbundenen Aggressionen problemlos

auch gegen die Juden&nbsp;anwenden können, entsteht eines der dunkelsten Kapitel in der eh

schon so grausamen Kreuzzugs-Geschichte.
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1120 – Hugo von Payns gründet in Jerusalem den ersten Geistlichen Ritterorden

Jerusalem * Hugo von Payns gründet - mit acht weiteren französischen Rittern - in Jerusalem den

ersten Geistlichen Ritterorden.       Der hauptsächliche Zweck des Ordens besteht im Aufbau

einer einheitlichen Organisation, die eine wirksame Polizeigewalt ausüben kann.   Die Ritter

haben die Sicherheit der Straßen und Wege zu gewährleisten, die heiligen Stätten sowie das

Kirchengut zu schützen und bei Übergriffen auf den kirchlichen Besitz als Rächer aufzutreten.  

Ganz oben in der Aufgabenliste steht aber der militärische Schutz der christlichen Pilger, die von

der Küste nach Bethlehem oder Jerusalem und von dort weiter nach Jericho und zur Taufstätte

Jesu am Jordan wollen.    Herumziehende Räuberbanden machen diesen Schutz notwendig.     

Die Initiative zur Gründung des militärisch-mönchischen Ordens geht von den Rittern selbst aus.  

 Doch als sich Ritter Hugo von Payns mit seinen Gefährten zusammenschließt, haben sie weder

eine feste Bleibe noch eine Kirche. König Balduin II. von Jerusalem gibt ihnen Räume dicht bei

der Stätte des alttestamentarisch-herodianischen Tempels neben dem Palast des Königs.

Dadurch ist der ehemalige Tempel Salomons das Hauptquartier des Ordens und soll der

Rittergemeinschaft den Namen geben.    Zunächst nennen sie sich „Pauperes Commilitones

Christi templique Salomonis“, also „Arme Ritter Christi vom Tempel Salomonis“ oder kürzer

„Fratres militiae templi“. Das heißt übersetzt: „Ritter vom Tempel“. Die Mitglieder der

mönchischen Rittergemeinschaften müssen bei ihrer Aufnahme dazu die Gelübde der Armut, der

Keuschheit und des Gehorsams ablegen. Zwar wird von den wohlhabenderen Pilgern für den

Schutz der Templer in Form von Schenkungen bezahlt. Dennoch sind die Anfänge der neu

gegründeten Rittergemeinschaft noch von Armut gezeichnet.

13. Januar 1129 – Am Konzil von Troyes erhält der Templer-Orden eine feste Regel

Troyes * Hugo von Payns nimmt am Konzil von Troyes teil, auf dem der Templer-Orden eine

feste Regel erhält. Anschließend kehrt der Großmeister mit dreihundert Rittern aus den edelsten

Familien Frankreichs und gewaltigen Geldmitteln in das Heilige Land zurück. Die Templer werden

so das erste stehende Heer des Mittelalters.

1130 – Der gerechte Krieg ist als das  kleinere Übel akzeptiert

Clairvaux * Für Bernhard von Clairvaux ist der gerechte Krieg als das kleinere Übel akzeptiert.

Unter Christen ist er nur gerecht, wenn die Einheit der Kirche auf dem Spiel steht. Gegen die

Juden, die Ketzer und die Heiden soll Gewalt vermieden werden, weil sich die Wahrheit nicht mit

Gewalt durchsetzen lässt.    Der Christ soll überzeugen, weshalb - aus der Sicht des später zum
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Heiligen erklärten Bernhard von Clairvaux - gegen diesen Personenkreis nur ein

Verteidigungskrieg gerechtfertigt ist, bei dem er allerdings die Gewalt auf ein Mindestmaß

reduziert wissen will.    Vom Gerechten Krieg zum Heiligen Krieg ist es damit nicht mehr weit,

solange er gegen die Heiden und Ungläubigen gerichtet ist. Bernhard von Clairvaux hebt in

seinen Kreuzzugpredigten die islamische Aggression und Bedrohung der gesamten christlichen

Kirche hervor. Sein Fazit lautet: Nur durch einen Gerechten und Heiligen Krieg kann der

Frieden wieder hergestellt werden. Unter Frieden versteht der Kirchenmann die Aufrechterhaltung

der gottgewollten Ordnung.    Bernhard von Clairvaux will aus Raubrittern, Weiberhelden,

Totschlägern, Meineidigen und Friedensbrechern zutiefst beherrschte, asketische und christliche

Ritter machen. Dabei will er aber die natürlichen Triebe - wie Aggression - nicht unterdrücken,

sondern sie durch höhere Ziele - sozusagen - veredeln. Im Zentrum seines Werkes steht deshalb

der Begriff der „militia Christi“. „Gute Ritter“ kämpfen, um Glauben und Kirche zu verteidigen,

„Schlechte Ritter“ wirken in prunkvollem Aufzug und folgen eigensüchtigen Motiven.    In einer

Werbeschrift für die Tempel-Ordensritter sagt der heilige Bernhard: „An erster Stelle stehen

Disziplin und uneingeschränkter Gehorsam. Jeder kommt und geht, wie es der Vorgesetzte

befiehlt. Jeder trägt die ihm zugeteilte Kleidung, keiner besorgt sich Nahrung oder Kleidung nach

seinem Gutdünken. Hinsichtlich Ernährung und Gewandung gibt man sich mit dem

Notwendigsten zufrieden und meidet alles Überflüssige.     Die Templer leben maßvoll und

fröhlich in einer Gemeinschaft, ohne Frauen und Kinder. Um der apostolischen Lebensweise

möglichst nahe zu kommen, leben sie alle unter gleichen Bedingungen im gleichen Haus, auch

nennen sie nichts ihr eigen, um einer einheitlichen Gesinnung und eines friedlichen

Zusammenlebens willen. Ungebührliche Reden, nutzlose Beschäftigung, lautes Gelächter,

heimliches Tuscheln und selbst unterdrücktes Kichern sind unbekannt. Sie verabscheuen Schach

und Würfelspiel; sie hassen die Jagd, ja, sie erfreuen sich nicht einmal am Flug des Falken. Sie

verachten Komödianten, Taschenspieler, Schwätzer und zweideutige Lieder sowie Vorstellungen

von Possenreißern, denn sie erachten das alles als sinnlose, nichtige Torheiten.     Sie tragen das

Haar kurz geschnitten, weil es ihrer Ansicht nach beschämend für einen Mann ist, langes Haar zu

haben. Niemals übertrieben gekleidet, baden sie selten; sie sind schmutzig und behaart, und ihre

Haut erscheint gebräunt vom Tragen des Kettenhemds und von der Sonne“.    Die

Glaubenskrieger sollen in die Schlachten Gottes ziehen. Und sollte ein Templer dabei sein Leben

verlieren, so stirbt er selig als Blutzeuge für den christlichen Glauben. In der Werbeschrift

Bernhards liest sich das so: „Freue dich, starker Kämpfer, wenn du in dem Herrn lebst und siegst!

Aber noch mehr frohlocke und rühme dich, wenn du stirbst und dich mit dem Herrn vereinst“.   

Die Gegner der Glaubenskrieger sind ja „nur“ Heiden ohne Glauben.

1140 – Das umfangreiche Imperium der Tempel-Ordensritter
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Paris * Die Templer besitzen ausgedehnte Ländereien in Frankreich, England, Schottland,

Spanien, Portugal, Flandern, Italien, im Deutschen Reich, Ungarn und in der Levante.   

Geschenkt wird ihnen vor allem für die Ablösung von Sünden sowie das Seelenheil des Spenders

und seiner Angehörigen. Durch Tausch, Verkauf und Erwerb optimieren die Templer die

Ertragslage ihrer Schenkungen zu wirtschaftlich lukrativen Gebilden. Da ihre Besitzungen hohe

Renditen erwirtschaften, fließen dem Ritterorden daraus reichliches Einkommen zu. Viele ihrer

landwirtschaftlichen Gründe haben sie verpachtet.    Nur wenn sich die Ertragslage der Böden

wirklich rentiert, dann bearbeiten sie diese auch in Eigenbewirtschaftung. Dafür holen sie sich

eigens qualifizierte Spezialisten. In Spanien und auf den Balearen beschäftigen die

Tempelherren dafür sogar geschickte Muslime.        Durch ihren Kontakt zur jüdischen und

islamischen Welt sind die Tempelherren recht weltoffen und für neue Wissenschaften und Ideen

empfänglich geworden. Der Orden besitzt die fortschrittlichste Technologie der Zeit: im Bereich

der Landwirtschaft, des Vermessungswesens, des Straßenbaus und der Schifffahrt.   Die

Templer veranlassen die Bewässerung des Rio-Cinca-Tales in Aragón, den Bau eines

Mühlensystems an der Aude und die Einführung des vierjährigen Fruchtwechsels in der

Normandie. Mit Mühlen lässt sich ebenso viel Geld verdienen wie mit dem Weinanbau in

Portugal. Der Wein wird bis nach England verkauft.   Auch die Templer-Schiffe bringen einen

erheblichen Gewinn. Den Ordensrittern gehören eigene Häfen, Werften und Schiffe. Sie sind die

Ersten in Europa, die mit einem Magnetkompass ausgestattet sind.   Selbst die der europäischen

weit überlegene arabische Medizin ist den Templern nicht fremd. In den Krankenhäusern des

Ordens kommen moderne Prinzipien wie Hygiene und Sauberkeit zum Tragen und sogar das

Wissen um die antibiotische Wirkung von bestimmten Pilzen ist vorhanden.   Die

Tempelherren sind also keineswegs reine Haudraufs. Neben ihren kriegerischen, politischen und

wirtschaftlichen Aktivitäten betreiben sie auch noch Geldgeschäfte. Sie sind die einzigen

Christen, die aufgrund eines weiteren päpstlichen Privilegs Geld gegen Zinsen verleihen dürfen.

Dadurch können sie einen gewaltigen Reichtum anhäufen.   Und da, um seine Wertgegenstände

aufzubewahren, nichts so sicher und unverletzlich ist wie ein gottgeweihtes Haus und nichts mehr

Vertrauen erweckt als die Templer-Burgen, die von hohen Mauern geschützt, von

Ritter-Mönchen verteidigt vor jedem Angriff sicher scheinen, dienen diese bald als Tresore für

Kostbarkeiten von weltlichen und geistlichen Herren. Sie werden zu Depots für Wertgegenstände,

Schmuck und Geld, die den Grundstock des immer noch gesuchten Templerschatzes bilden.  

Die Templer verwalten die Depots ihrer Kunden, die damit über ein laufendes Konto verfügen. Sie

können Geld abheben, Zahlungen durch einen simplen Brief an den Schatzmeister entrichten und

erhalten darüber hinaus drei Mal jährlich einen Kontoauszug zugeschickt.   Zu jedem

trogähnlichen Geldschrank gibt es, ähnlich wie bei den heutigen Bankschließfächern, zwei

verschiedene Schlüssel. Je einen für den Hüter der kirchlichen Kostbarkeiten und dem

Depotinhaber. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Depots der Templer absolut sicher, da
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geldgierige Herrscher nur ganz selten ihre Finger nach ihnen ausstrecken.   So können sich die

Niederlassungen der Templer in Europa und im Nahen Osten zu Zentren des

Finanzwesens entwickeln und das Pariser Ordenshaus, der Temple, zum europäischen

Finanzzentrum. Der König von Frankreich vertraut beispielsweise im 13. Jahrhundert seine

Kronjuwelen der Obhut der Pariser Templer an.   Die Finanzspezialisten der Tempelherren führen

bald fortschrittliche Techniken im Kreditwesen und in der Buchführung ein. Sie entwickeln den

bargeldlosen Zahlungsverkehr und führen den Wechselbrief und den Scheck in Europa ein.   Wer

also in einem Ordenshaus eine Summe einzahlt, kann sie nach Vorlage der Kassenanweisung in

einer weit entfernten Komturei wieder in Empfang nehmen. Der Orden kassiert dafür lediglich

Gebühren und verdient an den Zinsen. Doch wird dadurch der risikoreiche Transfer von

Münzgeld fast völlig entbehrlich.   Neben der einfachen Vermögensverwaltung für Dritte betreibt

der Templer-Orden auch Geldleihe, wodurch er die eigenen Gelder und die ihnen durch Dritte

anvertrauten Einlagen arbeiten lässt. Alle Klöster und Konvente fungieren deshalb als Leihkasse. 

 An Bauern verleihen die Templer kleinere Summen, damit diese einen Engpass überbrücken

können, Kaufleuten geben sie größere Kredite. Als Sicherheit ziehen sie Grundbesitz heran. Gibt

es bei der Rückzahlung des Kredits Probleme, dann halten sie sich an den Ländereien des

Schuldners schadlos.   Zwar passen die Finanzaktivitäten des Templer-Ordens nicht zu ihrer

religiösen Berufung, es ist aber die allgemein den Ritterorden aufgetragene Mission, die sie auch

in diesem Bereich tätig werden lassen. Auch die Johanniter, der Deutsche Orden und selbst die

traditionellen Mönchsorden betätigen sich ähnlich, allerdings auf einer wesentlich niedrigeren

Stufe.   Um im Orient überleben zu können, muss der Templer-Orden über umfangreiche

Finanzmittel verfügen und all seine Einkünfte weitestgehend in Geld verwandeln. Sie kaufen dazu

auf Märkten und Messen möglichst viele Rechte und Monopole, die ihnen wiederum Einnahmen

sichern.   So wird zum Beispiel das ausschließliche Wiegerecht, das der Orden vom Grafen der

Champagne erwirbt, sehr zu Ungunsten der dort ansässigen Bürger vereinnahmt. Von dem

eingenommenen und erwirtschafteten Verdienst gehen anfangs ein Drittel an die Häuser im

Orient. Später werden die Abgaben auf ein Zehntel reduziert.   Aus abendländischer Sicht

entsteht immer wieder der Eindruck, als hätten die Männer und Frauen aus dem Westen die

Kultur in den Nahen Osten gebracht. Genau das Gegenteil ist richtig. Die arabischen Reiche sind

den Christen nicht nur militärisch, sondern auch in ihrer Kultur weit überlegen. Dort im Osten ist

das geistige Erbe der Griechen und Römer bewahrt und weiterentwickelt worden. Geniale

Mathematiker und Astronomen sowie geschickte Kaufleute kommen von dort her.   Die Araber

haben ein Zahlensystem entwickelt: die arabischen Ziffern, die wir heute noch verwenden. Eine

der wesentlichen Neuerungen besteht darin, dass es für „nichts“ ein eigenes Zeichen gibt: die

Null. Diese macht das Multiplizieren und das Bruchrechnen viel einfacher und erlaubt die

einprägsame Darstellung des Dezimalsystems. Und genau dieses System lernen die Christen,

allen voran die Tempelherren, zur Zeit der Kreuzzüge kennen. Die arabischen Ziffern ersetzen
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die bisher üblichen römischen.   Da die Kaufleute nun einfacher rechnen können, rechnen sie

auch besser und erhalten damit ein genaueres Bild über den Verlauf ihrer Geschäfte.

April 1178 – Der Kölner Fürstbischof Philipp überfällt die Stammlande Herzog Heinrichs

Sachsen * Der Kölner Fürstbischof Philipp überfällt mit einem gewaltigen Heer die Stammlande

Herzog Heinrichs des Löwen. Da der Herzog zu dieser Zeit gerade einen Kriegszug gegen die

Slawenfürsten unternimmt, kommen für ihn und seine Untertanen die Überfälle und

Plünderungszüge des Kölner Fürstbischofs völlig überraschend.

13. Juli 1180 – Kaiser Barbarossa widerruft die Belehnung des Herzogtums Baiern

Regensburg * Auf dem Reichstag zu Regensburg widerruft Kaiser Friedrich Barbarossa die

Belehnung des Herzogtums Baiern an Herzog Heinrich dem Löwen. Das Regensburger Urteil,

der zweiten für die Gründung Münchens wichtigen Kaiserurkunde, wird vom selben

Fürstengremium getroffen, das den Herzog zuvor abgesetzt hat und steht damit natürlich in

einem engen Zusammenhang mit der Entmachtung Heinrichs des Löwen.    Erstmals ist darin

von der Zerstörung der Brücke und der gewaltsamen Verlegung des Marktes von Föhring die

Rede. Die Regensburger Kaiserurkunde bezieht sich allerdings mit keinem Wort auf den

Augsburger Schied vom 14. Juni 1158. Dafür heißt es:  „Es mögen daher in Gegenwart und

Zukunft alle Getreuen des Reiches wissen, dass unser geliebter Albert, Bischof von Freising, vor

unserer Majestät erschienen ist und untertänig vor uns Klage geführt hat, dass der Edelmann

Heinrich von Braunschweig, vormals Herzog von Baiern und Sachsen, den Markt mit der Brücke

in Föhring, den seine Kirche seit uralten Zeiten ungestört in Besitz gehabt hatte, zerstört und ihn

gewaltsam in den Ort München verlegt habe“.    Die Darstellung ist knapp und sehr ungenau.

Welchen Markt und welche Brücke sollte denn der Löwe zerstört haben? Lautete der erste Punkt

des Augsburger Schieds vom 14. Juni 1158 doch: „Der Markt, der bisher zu Föhring abgehalten

wurde, die Zollbrücke und die Münze, werden dort künftig nicht mehr bestehen“.    Für die weitere

wirtschaftliche Entwicklung der Stadt enthält der vierte Absatz des Kaiserdiploms eine

regalrechtliche Regelung. Demnach wird dem Freisinger Bischof der Markt und die

Zollbrücke übertragen. Wie künftig die Einkünfte der Münze aufgeteilt werden, darüber trifft die

Urkunde jedoch keine Aussage.    Um diesen Sachverhalt und die Berechtigung der Klage zu

untermauern und eine spätere eventuelle Zurücknahme der Entscheidung zu verhindern, bietet

der Freisinger Bischof eine Reihe von hochrangigen Würdenträgern als Zeugen auf.  Damit ist die

Rechnung des Klage führenden Bischofs von Freising aufgegangen, indem er sich an das knapp

einen Monat zuvor abgeschlossene landrechtliche Verfahren angehängt und gewonnen hat. Er
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hat in dieser Verfahrensweise die Gelegenheit gesehen, über eine Verurteilung des

Welfenherzogs als Friedens- und Rechtsbrecher einen Gewinn für die eigene Kirche

herauszuholen. Die Münchner Stadtherrschaft der Freisinger Bischöfe wird bis zum Jahr 1240

andauern. 

1211 – Baiern wird von der Pest und einer Hungersnot heimgesucht

Herzogtum Baiern * Ganz Baiern wird - nach den Annalen des&nbsp;Klosters

Weihenstephan&nbsp;- von einer großen&nbsp;Pest&nbsp;und einer gewaltigen Hungersnot

heimgesucht.&nbsp;

12. Oktober 1285 – Ein Münchner Jude soll einen christlichen Knaben ermordet haben

München * In München ereignet sich ein Judenpogrom, bei dem nach Angaben des

zeitgenössischen „Nürnberger Marmorbuchs“ 67 Menschen ums Leben kommen. Auslöser ist der

Vorwurf eines Ritualmords: Den Juden wird unterstellt, sie hätten „von einem alten Weib“ ein

christliches Kind gekauft, anschließend ermordet und sein Blut für rituale Zwecke missbraucht.  

Daraufhin erschlägt ein aufgebrachter Mob zahlreiche Mitglieder der jüdischen Gemeinde. Die

übrigen suchen Schutz in einem Haus, einem Betsaal oder einer Synagoge, die von der Menge in

Brand gesetzt wird.   Ob damals tatsächlich bewusst ein Feuer gelegt wurde ist fragwürdig, da

das die ganze - in der Regel aus Holz erbaute - Stadt gefährdet hätte. Andererseits ist vorstellbar,

dass die antisemitisch aufgeheizte Stimmung und die Dynamik kollektiver Gewalt die

bestehenden Hemmschwellen erheblich gesenkt haben. 

27. Oktober 1307 – Papst Clemens V. protestiert gegen den Gebrauch der Folter

Avignon * Papst Clemens V., der ja eigentlich die direkte Gerichtsgewalt über die Templer hat,

zeigt sich lediglich gekränkt und schreibt: „Euer überstürztes Vorgehen ist eine Beleidigung

gegen Uns und die römische Kirche.“ Gleichzeitig protestiert er gegen den Gebrauch der Folter.

18. März 1314 – Jacques de Molay und Geoffroy de Charnay werden verbrannt

Avignon - Paris * Die Verfügungsgewalt über die höchsten Würdenträger des

Templer-Ordens&nbsp;hat sich der Papst vorbehalten.&nbsp;Sie werden von einem
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Kardinalskollegium&nbsp;zu lebenslanger Haft verurteilt.&nbsp;Zwei von ihnen, der

Großmeister&nbsp;Jacques de Molay und der Praeceptor der Normandie, Geoffroy de Charnay,

pochen auf ihre Unschuld und lehnen das Urteil ab.    Jacques de Molay und Geoffroy de

Charnay werden - ohne Rücksicht auf den Papst - noch am gleichen Tag auf der Ile de la

Cité&nbsp;in Paris verbrannt.&nbsp;Der letzte Templer-Großmeister&nbsp;soll den Papst und

den König noch auf dem Scheiterhaufen verflucht haben, weshalb Clemens V. später „der

verfluchte Papst“ genannt wird.&nbsp;Der Templer-Prozess&nbsp;ist bis heute einer der ganz

großen Justizskandale geblieben.&nbsp;Dem Templer-Orden&nbsp;wurde bis zum heutigen

Tage keine Genugtuung erteilt.    Das Hauptziel der Verfolgung der Tempelherren&nbsp;durch

König Philipp „dem Schönen“, sich das bewegliche Vermögen des

Ritterordens&nbsp;anzueignen, war allerdings gescheitert.&nbsp;Der sagenhafte Schatz der

Templer&nbsp;wird nie gefunden, sein Verbleib nie geklärt.&nbsp;Das bildet wiederum die

Grundlage für eine Vielzahl von Spekulationen.&nbsp;Und kein Orden&nbsp;bot so viel Anlass zu

Spekulationen wie der der Templer.    Durch ihr Engagement im Heiligen Land&nbsp;kamen die

Tempelritter&nbsp;mit Traditionen der jüdischen Welt, des Islam und nicht zuletzt der Antike in

Berührung, die ihren mittelalterlichen Horizont enorm erweiterten.&nbsp;Ihre beachtlichen Erfolge

auf technischem und finanziellem Gebiet lassen sich darauf zurückführen.&nbsp;Sie entwickelten

ein eigenes Weltbild, das höchstwahrscheinlich als Fernziel die Vereinigung der

monotheistischen Religionen&nbsp;anstrebte.&nbsp;    Gleichzeitig musste der

Ritter-Orden&nbsp;erkennen, dass sein neu erworbenes Wissen für das abergläubische

mittelalterliche Europa noch nicht nachvollziehbar war und deshalb Schwierigkeiten

heraufbeschwören musste.&nbsp;So wurde vieles geheim gehalten, und aus diesen

Geheimnissen entstanden sowohl die „Arroganz der Wissenden“ als auch viele Legenden.

10. September 1319 – Die Grafschaft auf dem Yserrain entsteht

München - Freising * König Ludwig IV. der Baier verkauft um 100 Mark Silber, was dem Wert von

24.000 Pfennigen entspricht, die Herrschaft über die Orte Ismaning, Niederföhring (heute

Unterföhring), Oberföhring, Englschalking und Daglfing an das Hochstift Freising.  Die Freisinger

Bischöfe sind in diesem Gebiet schon begütert, weshalb es sich bei diesem Vertrag nicht um den

Verkauf von Grundbesitz handelt, sondern um die Übertragung der juristischen Macht über ein

Gebiet. Die Besitzverhältnisse der anderen Eigentümer bleiben durch diese Abkommen

vollkommen unberührt.   Fürstbischof Konrad III. der Sendlinger von Freising wird damit auf

diesem 30 Kilometer langen und fünf Kilometer breiten Gebiet den Gerichtsbann übertragen

bekommen. Er ist damit der erste Landesherr der aus diesen Orten gebildeten Grafschaft auf

dem Yserrain, der späteren Grafschaft Ismaning.   Ohne die Übertragung der hohen
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Gerichtsbarkeit „mit Stock und Galgen“ hätte der Bischof den Galgen nicht aufrichten, niemanden

im Gefängnis festhalten, noch dazu wegen Diebstahl, Brandstiftung, Notzucht, Totschlag oder

Körperverletzung aburteilen können. Mit der Übertragung des Gerichtsbanns kann der Bischof

nun nicht nur über Leben und Tod urteilen, sondern er besitzt damit auch die Regierungsgewalt. 

8. Mai 1342 – Verbot der feuergefährlichen Stroh- und Schindeldächer

München * Kaiser Ludwig IV. der Baier erteilt der Stadt in einem 2. Gunstbrief die volle

Zuständigkeit und Entscheidungsgewalt in allen Bauangelegenheiten. Bisher besaß die

Kommune dieses Recht nur für den Marktplatz [siehe 4. Mai 1315].    Kaiser Ludwig vereinbart

mit der Stadt - zur Verhütung von Bränden - das Verbot der feuergefährlichen Stroh- und

Schindeldächer. Neu erbaute Häuser und Stadel sollen künftig mit Ziegeln gedeckt und - wenn

der Bauherr das erforderliche Vermögen besitzt - auch die Wände aus Stein gemauert werden.

Schmieden, die nicht aus Mauerwerk bestehen, werden abgerissen.    Durch strenge

Strafbestimmungen soll der Ausbruch von Bränden verhütet werden. Feuergefährliche Betriebe

müssen vor die Stadtmauern. 

1346 – Ein sich aufbauendes Pogrom wird verhindert

München * Ein gewaltsamer Übergriff auf die jüdische Bevölkerung Münchens, der als Pogrom

bezeichnet wird. Erneut werden Juden des Ritualmordes beschuldigt. Durch das entschlossene

Eingreifen Kaiser Ludwigs des Baiern können sie gerettet werden. Dabei spielen auch finanzielle

Interessen eine wichtige Rolle.

20. September 1378 – Zwei Päpste konkurrieren untereinander

Fondi * Die protestierenden Kardinäle verlassen den päpstlichen Hof, schließen sich mit den

Franzosen zusammen und wählen in Fondi Robert von Genf zum Papst Clemens VII.. Damit ist

das Schisma besiegelt: Zwei Päpste konkurrieren um den Anspruch, der „wahre Inhaber der

kirchlichen Höchstgewalt“ zu sein.    Das Abendländische Schisma unterscheidet sich gegenüber

früheren Kirchenspaltungen fundamental. Waren es in vergangenen Zeiten meistens Könige und

Kaiser, die im Streit mit dem Papst ihnen genehme Gegenpäpste einsetzten, so war die jetzige

Trennung aus der Mitte der Kirche entstanden. Außerdem gleicht es einem revolutionärer Akt,

dass sich das Kardinalskollegium selbst die Kompetenz zusprach, einen Papst abzusetzen und

einen Nachfolger zu wählen.    Frankreich, England und Spanien erklären Clemens VII. zum
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rechtmäßigen Papst. Das deutsche Reich ist uneins, aber Kaiser Carl IV. und sein Nachfolger

Wenzel unterstützten Urban VI., ebenso Schottland, Ungarn und weitere Territorien.

1437 – Der Bedarf an Ziegel ist gewaltig

München - Haidhausen * Der Bau des Salzstadels sowie der durchgreifende Um- und Neubau

der Stadtmauer erfordert gewaltige Mengen an Ziegeln. 

Dezember 1487 – Herzog Albrecht IV. erlässt eine Brauordnung für Regensburg

Regensburg * Eine von Herzog Albrecht IV. erlassene Brauordnung für die Stadt Regensburg

lautet im Kernsatz: „Die Bierbräuen sollen einen Eid zu Gott und den Heiligen schwören, zum

Biersieden nichts anderes dann allein Malz, Hopfen und Wasser zu nehmen, noch jemand

irgendetwas anderes darin zu versiegen noch in das Bier tun, dieweil das in seiner Gewalt ist,

gestatten“.       Damit war man schon ganz nahe am Münchner Reinheitsgebot.    Auffallend ist

jedoch, dass anstelle von der Gerste vom Malz gesprochen wurde.   Damit konnte auch weiterhin

dem Bier Hafer zugegeben und dadurch auf die unterschiedlichen Ernteergebnisse Rücksicht

genommen werden.      Eine weitere große Ausnahmeregelung unterscheidet das

Regensburger vom Münchner Reinheitsgebot: Die Zugabe von bestimmten Gewürzen und

Kräutern, die beim Regensburger Wein nicht verpönt waren und deshalb beim Bier - unter

bestimmten Voraussetzungen - auch nicht ausgeschlossen werden sollten.

1502 – Konkubinat und Hurerei sind beim römischen Priestertum weit verbreitet

Rom-Vatikan * Ein Brief beschreibt die Situation im Vatikan derart: „Die Häufigkeit des

außerehelichen Beischlafs, des Inzests, der Vergewaltigungen von Knaben und Mädchen, die

Zahl der Huren, die im Palast des heiligen Petrus herumlungern, und der Herden von Kupplern,

die dort umherlaufen, übersteigt in ihrer Schamlosigkeit jene der Bordelle und der

Freudenhäuser“.      An der Wende vom Mittelalter zur Neuzeit sind also Konkubinat und

Hurerei beim römischen Priestertum sehr weit verbreitet. 

6. Mai 1527 – Der Sacco di Roma beginnt

Rom * Der „Sacco di Roma“ beginnt. Die Erstürmung, Plünderung und Besetzung Roms durch
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deutsche Landsknechte dauert bis zum 17. Februar 1528. Die Stadt fällt den Landsknechten wie

eine reife Frucht in den Schoß, weil die völlig korrupte und seit Jahrzehnten ein

Lotterleben führende römische Oberschicht nicht in der Lage ist, sich gegen die enthemmt

wütende Soldateska zu wehren.      Die Kirchen Roms werden zu Pferdeställen, Bordelle und

öffentlichen Toiletten umgewandelt. Die Mätressen, aber auch die Nichten der Kirchenfürsten, die

Frauen und Töchter der Fürsten und Herzöge sowie jede Nonne, die sie fangen, vergewaltigten

sie und tun das am Liebsten unter dem Hochaltar.      Sie notzüchtigten die Damen des Adels im

Beisein ihrer Ehemänner, Väter und Brüder. Sie foltern die Häupter der ältesten und reichsten

römischen Feudalgeschlechter viele Wochen lang. So lange, bis sie auch die letzten Verstecke

verraten, in denen sie ihre Frauen und ihr Gold versteckt haben. 

10. Juni 1530 – Ein gewaltiges Feuerwerk auf dem Schrannenplatz

München-Graggenau * Am Abend brennen die Münchner Gastgeber auf dem Schrannenplatz

noch ein gewaltiges Feuerwerk ab, wobei man am Schluss ein aus Pappe und Stoff

zusammengezimmertes, schlossähnliches Bauwerk den Flammen übereignet. 

1533 – Der Geschichtsschreiber Aventinus charakterisiert das baierische Volk

München * Der baierische Geschichtsschreiber Johannes Thurmair, genannt

Aventinus, charakterisiert das baierische Volk in seiner Chronik folgendermaßen:    „Das Bayrisch

volck (gemainlich davon zu reden) ist geystlich schlecht [schlicht] und gerecht, get, läuft gern

kyrchferten, hat auch viel kyrchfart; legt sich mer auf den ackerpau und das viech, dan auf dy

krieg [...] bleibt gern dahaim, rayst nit vast auß in frembde land; trinckt seer, macht vil kinder [...].  

  Der gemain man, so auf dem gä [Gäu] und land sitzt, gibt sich auf den ackerpau vnd das viech,

ligt demselbigen allain ob, darf sich nichts, on geschafft [Befehl] der öbrikait understeen, wirdt

auch in kaynen rat genomen oder landschaft erfordert. Doch ist er sunst frey, mag auch frey ledig

aigen gyeter [Güter] haben, dient seynem herren, der sunst kain gewalt yber yn hatt, Järliche

gü1t, zins und scharwerck.     Thut sunst was er will, sitzt tag und nacht bey dem weyn, schreyt

singt tanzt karrt [spielt Karten] spielt [spielt Würfel]; mag wer [Waffen] tragen, schweinspies, und

lange messer“.

1533 – Johann Turmair, genannt Aventinus, beschreibt die Gründung Münchens

München * Der baierische Historiker Johann Turmair, genannt Aventinus, schreibt folgende
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Zeilen über die Gründung Münchens:    „Herzog Hainrich, der zwelft herzog in Bairn, hat die stat

München gepaut auf des closters von Scheftlarn grunde, darumb man die stat München hat

genent und füret ein münich für ir wappen.    Damals war der salzhandl niderlag zu Vering

underhalb München, gieng die straß von Reichenhal und Wasserburg durch, gehört dem stift

Freising zue.  Herzog Hainrich verprent Vering die stat, prach die pruck über die Iser ab, legt

maut und zol, die straß und allen handl in sein stat München“.      Diese Raubrittergeschichte hat

sich seitdem unauslöschlich in die Gehirne bayerischer Schulkinder und Erwachsener

eingebrannt. Mit dieser Schilderung geht Aventinus jedoch mit viel Phantasie weit über die

knappen Angaben des Regensburger Urteils vom 13. Juli 1180 hinaus.      Denn darin finden sich

zu diesem Sachverhalt nur die folgenden Zeilen: „[...], dass der Edelmann Heinrich von

Braunschweig, [...] den Markt mit der Brücke in Föhring, den seine Kirche seit uralten Zeiten

ungestört in Besitz gehabt hatte, zerstört und ihn gewaltsam in den Ort Munichen verlegt habe“.   

  Von der Brandschatzung des gesamten Ortes Föhring steht im Regensburger Urteil ebenso

wenig, wie sie Auskunft gibt, wie stark der Markt und die Brücke zerstört wurden.      Außerdem

ist Johann Turmair der Augsburger Schied vom 14. Juni 1158 nicht bekannt, da diese für die

Münchner Stadtgründung so elementar wichtige Urkunde erstmals im Jahr 1582 veröffentlicht

werden wird. Also nimmt der Historiker die ihm zugänglichen Informationen und zieht daraus

seine Schlüsse. Und tatsächlich deutet im Regensburger Urteil von 1180 nichts auf die Existenz

einer früheren - einvernehmlichen - Abmachung hin. Allerdings wird der Welfenherzog als Rechts-

und Friedensbrecher dargestellt. 

1536 – Die Münchner Lustdirnen bezichtigen den Frauenwirt der Gewalt

München * Die Münchner Lustdirnen wenden sich an den Rat der Stadt und bezichtigen den

Frauenwirt, eine der ihren geschlagen und gepeinigt zu haben.

1563 – Der Jesuiten Petrus Canisius predigt die Hexenverfolgungen

München * Petrus Canisius, der wortgewaltige jesuitische Ordensprovinzial für Oberdeutschland,

schreibt: „Überall bestraft man die Hexen, welche merkwürdig sich mehren.  Ihre Freveltaten sind

entsetzlich. [...]  Man sah früher in Deutschland niemals die Leute so sehr dem Teufel ergeben

und verschrieben. [...]  Sie schaffen viele durch ihre Teufelskünste aus der Welt und erregen

Stürme und bringen furchtbares Unheil über Landleute und andere Christen. Nichts scheint

gesichert zu sein gegen ihre entsetzlichen Künste und Kräfte“.    Ohne jeden Zweifel an der

Existenz der Hexenverbrechen oder Kritik an den angewandten ungesetzlichen

Inquistitionsverfahren, das gegen alle strafprozessrechtlichen Bestimmungen der „Carolina“
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verstößt, predigt er im Augsburger Dom über die in Wiesensteig und im schwäbischen Raum

stattfindenden Hexenverfolgungen.    Die juristischen und medizinischen Einwände interessieren

den Jesuiten nicht. Für ihn steht die Theologie weit über der Jurisprudenz. 

24. August 1572 – Der Pogrom gegen die Hugenotten beginnt

Paris * In der Nacht zum 24. August 1572, dem Namenstag des Heiligen Bartholomäus, beginnt

gegen 3 Uhr in Paris eine wahre Hetzjagd auf Menschen anderen Glaubens, in diesem Falle

Protestanten. Bis zu 10.000 Hugenotten fallen in dieser Nacht und den folgenden Tagen dem

grauenhaften Gemetzel zum Opfer.    Veranlasst wurde der Progrom, der als „Pariser

Bluthochzeit“ oder „Bartholomäusnacht“ in die Geschichte einging, von Katharina von Medici, der

Mutter des französischen Regenten Karls IX. Vorausgegangen war die Hochzeit des

protestantischen Heinrich von Navarra mit Margarete von Valois, die das Pulverfass der Gewalt

entzündete.&nbsp;

2. Februar 1582 – Der Kölner Kurfürst Gebhard von Waldburg-Trauchenburg heiratet

Bonn * Der Kölner Kurfürst Gebhard Truchsess von Waldburg-Trauchenburg heiratet Agnes von

Mansfeld in Bonn. Außerdem will er das Kölner Kurerzstift säkularisieren und den

Protestantismus einführen. Der Papst fordert Waldburg-Trauchenburg auf, von seinen Plänen

Abstand zu nehmen, denn sein Erfolg hätte     die Balance zwischen den Konfessionen zu Lasten

des Katholizismus stark verändert.   Ganz Nordwestdeutschland droht protestantisch zu werden.  

Auch die katholische Mehrheit für die Kaiserwahl wackelt plötzlich gewaltig. 

1600 – Fragen nach den Ursachen der Armut

München * Unter Herzog Maximilian I. wird erstmals nach den Ursachen der Armut&nbsp;gefragt.

Folgende Erkenntnisse fassen die Untersucher zusammen: Verantwortlich für die Armut&nbsp;ist 

     die Überbevölkerung der Städte,   die Überbesetzung der Zünfte und Gewerbe,   die allzu

großen Freiheiten des Handels,   die Vernachlässigung der Polizeigewalt&nbsp;und   der Verfall

der Religion und der Sitten.      Das Ergebnis ist die Einführung restriktiver Maßnahmen. Dazu

gehören unter anderem Zuzugsbeschränkungen&nbsp;sowie Festnahmen und Einkerkerung von

Bettlern und Vagabunden.
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9. Juli 1609 – Kaiser Rudolf II. stellt den Majestätsbrief aus

Prag * Kaiser Rudolf II. und zugleich König von Böhmen stellt den sogenannten

Majestätsbrief aus. Er gewährt den evangelischen Landständen des Königreichs Böhmen

besondere Privilegien zu. Der Majestätsbrief beinhaltet       das Recht der Stände den König zu

wählen,   er erlaubt den Protestanten den Bau von Kirchen und Schulen in den Städten und auf

dem Land,   er beendet die gegenreformatorischen Bestrebungen der katholischen Adeligen,

indem er die gewaltsame Bekehrung der Untertanen verbietet, und   er überträgt den

Protestanten die bis dahin angeeigneten Kirchengüter.

31. Juli 1618 – Die böhmischen Stände erklären sich zur Wahlmonarchie

Prag * Die Böhmische Konföderation, ein Bündnis der nicht-katholischen Stände, wird in Prag

gebildet.       Der König als monarchisches Oberhaupt wird weitgehend entmachtet.   Die

Regierungsgewalt wird in die Hände der Stände gelegt.   In der Konföderationsakte erklären die

böhmischen Stände sich zur „freien, ständisch verfassten Wahlmonarchie“.   Die Stände der

Nebenländer Mähren, Schlesien, Ober- und Niederlausitz werden denen Böhmens gleichgestellt.

Sie dürfen fortan an der Königswahl teilnehmen.   Der Protestantismus wird zur Staatsreligion

erklärt. 

Oktober 1620 – Die „Rebellion von Prag“ ist der erhoffte Anlass zum Krieg

Prag * Für Erzherzog Ferdinand ist die „Rebellion von Prag“ der erhoffte Anlass, um gegen die

„böhmischen Stände“ loszuschlagen.    Die „Ständevertreter“ interpretieren ihre Gewalttat als

Notwehr, doch für den habsburgischen Kaisersohn ist die kriegerische Niederwerfung der

„Aufständischen“ unausweichlich geworden.  Die dafür notwendige Finanzierung soll durch die

eingezogenen Güter der „Rebellen“ sichergestellt werden.  Außerdem soll „der Schrecken der

Hinrichtungen die Stände zum Gehorsam zwingen“.    In Prag geht inzwischen das Gerücht um,

dass die „Jesuiten“ eine „Bluthochzeit“, also die Ermordung der Protestanten, planen.

Andererseits streuen die kaiserlich Gesinnten das Gegengerücht, wonach die „böhmischen

Stände“ vom „türkischen Kaiser Hilfe begehrt hätten“.    Die kriegerischen Auseinandersetzungen

zwischen den „Kaiserlichen“ und den „Böhmischen“ beginnen.

20. Mai 1631 – Die Kaiserlichen bereiten Magdeburg ein grausliches Blutbad an
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Magdeburg * Es kommt zu einem ersten schweren Geschützfeuer auf die Stadt Magdeburg und

die umliegenden Dörfer. Am frühen Morgen dringen die katholischen Kaiserlichen, angeführt vom

katholischen Oberbefehlshaber Graf Johann Tserclaes von Tilly und General Gottfried Heinrich

Graf zu Pappenheim, in die Stadt ein und richten ein grausliches Blutbad an. Magdeburg versinkt

in einer Orgie aus Gewalt, Zerstörung und Plünderung. Entsetzte Offiziere bitten Graf von Tilly

dagegen einzuschreiten und erhalten die knappe Antwort: „Der Soldat muss etwas haben für

seine Gefahr und Mühsal.“    Gegen Mittag fängt die Stadt zu Brennen an. Ob planmäßige Feuer

gelegt worden sind, womöglich durch die Verteidiger der Stadt, wird nie geklärt. Jedenfalls

verlieren dabei mehr als 15.000 Menschen - nach anderen Quellen sogar bis zu 30.000

Menschen - ihr Leben.      Die sogenannte „Magdeburger Hochzeit“ gilt als das größte und

schlimmste Massaker während des Dreißigjährigen Krieges, über das man in ganz Europa

entsetzt ist. Es heißt, die Taten und der Schrecken sind in ihrer Entsetzlichkeit „nicht in Worte zu

fassen und nicht mit Tränen zu beweinen“. 

15. Mai 1632 – Die schwedische Schutzgarde wird nach München verlegt

München * Die schwedische Schutzgarde wird nach München verlegt und nimmt

Einquartierungen in den „Klöstern und Häusern der Vornehmen in München, deren Insassen

meist nach Tirol oder Italien geflohen waren“.  Die innerhalb der Stadtummauerung lebenden

Münchner kommen wieder einmal glimpflich davon. Die Soldateska plündert, verwüstet,

drangsaliert und vergewaltigt dafür um so stärker in den Vororten - besonders in der

bevölkerungsreichen Au und in Haidhausen.

17. Mai 1632 – Die Münchner Stadtväter überreichen Gustav II. Adolf die Stadtschlüssel

München - Haidhausen * Unterwürfig überreichen die Münchner Stadtväter dem anrückenden

Kriegsherrn Gustav II. Adolf am Gasteig die Stadtschlüssel. Der schwedische König zieht

daraufhin in München ein, um in der Münchner Residenz&nbsp;Quartier zu nehmen.    Sein Weg

führt ihn über die Isarbrücke zum Roten Turm und weiter durch das Isartor in die Stadt. In seiner

Begleitung befinden sich der „Winterkönig“ Friedrich V., Pfalzgraf August von Sulzbach, die

Herzöge Bernhard und Wilhelm von Weimar sowie Johann von Holstein. Ihnen folgen drei

Regimenter.    Der Überlieferung nach soll Gustav Adolf von München so begeistert gewesen

sein, dass er am liebsten die Residenz mit nach Schweden genommen hätte. Tatsächlich wird

berichtet, er habe die Stadt – angesichts ihres vergleichsweise kargen Umlandes – mit einem

„goldenen Sattel auf einem mageren Pferd“ verglichen. Seine angebliche Schwärmerei für die

Residenz ist jedoch wohl eine spätere Ausschmückung. Überliefert ist vielmehr, dass ihm

Münchner Zeitensprünge Seite 16/93



besonders ein Ofen gefiel und er gewünscht habe, „dass dieser Ofen zu Stockholm wäre“.    Die

Schweden besetzen die bayerische Haupt- und Residenzstadt. Der Historiker Siegmund Riezler

schrieb dazu: „Im Übrigen aber wurde weder Eigentum noch Person angetastet.“ Ganz zutreffend

ist das nicht. Wie so oft leiden vor allem die Bewohner der Vorstädte. Die Hauptarmee lagert nicht

innerhalb der Stadtmauern, sondern in den Dörfern vor den Toren. Dort plündern und rauben die

Soldaten, was sie finden können, und verkaufen es anschließend in der Stadt. So gelangen die

Münchner zu billigsten Preisen an Waren – doch der Preis dafür wird außerhalb der Mauern

bezahlt.

12. September 1683 – Mit „Maria hilf!“ in die Schlacht gegen die Türken

Wien * Ein knapp 67.000 Mann starkes Christenheer zieht in den entscheidenden Kampf gegen

die Osmanen und befreien Wien von den als Reichsfeinden bezeichneten Türken. Dann tobt vor

den Toren der belagerten und inzwischen höchst bedrohten Stadt Wien die Schlacht zwischen

den Osmanen und den mit Habsburg Verbündeten Baiern, Polen und Sachsen. Die christlichen

Befehlshaber haben am Vortag ihre Untergebenen eingeschworen, „mit gesamter Hand und

Macht auf die gottesunwürdigen Bösewichter loszugehen“. Der Kapuzinerpater Marco d’Aviano

fordert im Anschluss die christlichen Soldaten auf, mit dem Ruf „Maria hilf!“ in die Schlacht zu

ziehen.    Der Oberbefehl des etwa 67.000 Mann starken Entsatzheeres liegt in den Händen des

Polenkönigs Johann III. Sobieski. Den Angriff leitet Herzog Cal von Lothringen. Baierns

21-jähriger Kurfürst Max Emanuel befehligt das Zentrum, dem zusammen mit dem linken Flügel

unter Herzog Carl von Lothringen der entscheidende Durchbruch gelingt. Das Entsatzheer kann

die Türken vernichtend schlagen. Die geschlagenen Osmanen müssen fliehen. Kurfürst Max

Emanuel hat sich seine ersten militärischen Sporen verdient und kann sich vor den Augen

Europas als Kriegsheld präsentieren.    Die Sieger dringen in das riesige Zeltlager der Osmanen

ein und bemächtigen sich der gewaltig großen Beute. Darunter befinden sich unter anderem auch

viele Säcke gefüllt mit Kaffee, die die heutige Wiener Kaffeehaus-Tradition begründen. Doch vor

lauter Plündern vergessen die Befreier die Fliehenden zu verfolgen. Und während die christlichen

Fürsten ihren Sieg feiern, bleibt den Tür­ken noch genügend Zeit über 83.000 Menschen in die

Sklaverei zu verschleppen. Es sind 8.000 Männer, 25.000 Frauen und 50.000 Kinder aus

Niederösterreich und der Steiermark. 

19. August 1685 – Neuhäusl wird von der kaiserlichen Armee erobert

Neuhäusl - München - Wien * Auf die Entsatzschlacht von Gran folgt die Eroberung von

Neuhäusl. Wieder ist Max Emanuel am Erfolg der Schlachten wesentlich beteiligt. Baierns
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Kurfürst hat schon am Beginn der Allianz mit Kaiser Leopold I. ein selbstständiges Kommando

verlangt. Dass er sich der Befehlsgewalt einem in der Hierarchie unter ihm stehenden Herzog

Carl von Lothringen unterordnen muss, wird von ihm als auf Dauer nicht hinnehmbar angesehen

und führt deshalb zu steten Protesten.    Je länger der Krieg dauert und je häufiger Kurfürst Max

Emanuel entscheidend in die Kämpfe eingreift, desto lauter fordert er den Oberbefehl über alle

kaiserlichen Truppen. Als Schwiegersohn hat sich die Beziehung zum Kaiser inzwischen

besonders intensiviert, was die Ansprüche des Kurfürsten zusätzlich erhöht.    Doch genau jene

militärischen Tugenden, die Max Emanuel bisher auszeichneten, sprechen in Wien gegen die

Übertragung einer so großen Verantwortung an den Kurfürsten, auch wenn er durch seine

Kühnheit, Risikofreude, Spontanität und seiner Lust zum Handstreich ohne Rücksicht auf das

eigene Leben die wichtigsten Siege für den Kaiser errang. Den Wiener Kriegsplanern ist Max

Emanuel einfach zu ungestüm. 

1690 – Fortunatus Hueber, ein wortgewaltiger und hochgebildeter Prediger

Berg am Laim * Zu den bedeutendsten Vertretern der Franziskaner gehört der aus Neustadt an

der Donau stammende  Fortunatus Hueber, ein wortgewaltiger, hochgebildeter und erfahrener

Ordensmann und Prediger, der in mehrere hohe Ämter berufen wird.      Ihn erwählt der

22-jährige Kölner Erzbischof und Kurfürst Joseph Clemens für die Organisation, Werbung und

Betreuung der von ihm am 8. Mai beziehungsweise am 29. September 1693 gegründeten

Michaels-Bruderschaft und des Michaels-Ritterordens.

15. Dezember 1704 – Gewaltige Kontributionszahlungen für baierische Rentämter

Straubing - Landshut - Burghausen * Den Rentämtern Straubing, Landshut und Burghausen wird

die gewaltige Kontribution [= Zahlungen für den Unterhalt der Besatzungstruppen] von 3,15

Millionen Gulden auferlegt.        Das ist mehr als das Doppelte des gewöhnlichen

Steueraufkommens ganz Baierns.    Zudem wird eine außerordentliche

Landsteuer ausgeschrieben, um damit die Auflösung des baierischen Heeres zu finanzieren.  

Darüber hinaus erhalten die kaiserlichen Truppen ihr Winterquartier in den besetzten Rentämtern.

5. Mai 1705 – Die Landbevölkerung ist am stärksten betroffen

Wien * Kaiser Leopold I. stirbt in Wien. Sein 27-jähriger Sohn Joseph I. wird zum Kaiser gewählt.

Der neue Herrscher des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation will, dass „auf Bainern
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Keine andere reflexion zu machen sein, als selbiges in soweith genießen zu Können, das es

hinkünftig dem Churfürsten Unnutz seyn solle“.      Von dieser Politik ist die Landbevölkerung am

stärksten betroffen.        Sie hat - neben den drastischen Steuererhöhungen - besonders unter

den drückenden Quartierlasten und den Schikanen der hier stationierten oder

durchmarschierenden kaiserlichen Regimenter zu leiden.     Hinzu kommt die Disziplinlosigkeiten

und Exzesse der Soldaten, die der Landbevölkerung oft zusätzliche Leistungen abpressten.    

Die Bauern müssen für die Militaristen Dirnen besorgen und bezahlen.     Häufig zwingt man sie

bei Vergewaltigungen der eigenen Frau, der Töchter und Anverwandten zuzusehen.     Selbst von

jungen Mädchen und Schwangeren nehmen die Soldaten keinen Abstand.     Plünderungen

gefährden die Lebensmittelversorgung der ländlichen Bevölkerung und der Bewohner der

Städte. 

9. Dezember 1705 – Ein gefälschter Brief vom Kurfürsten aus dem Exil

Tölz * Der ehemalige baierische Kriegskommissär Matthias Ägidius Fuchs begibt sich von

Braunau nach Tölz, wo er den dortigen Pflegskommissär Johann Ferdinand Dänkel für die

Aufstandspläne gewinnen kann. Die Bevölkerung des Oberlands steht dem Aufstand positiv

gegenüber. Fuchs legt dazu ein angebliches Mandat des Kurfürsten Max Emanuel vor. Diese

Fälschung war vermutlich von der Braunauer Führungsgruppe um Plinganser gefertigt worden.

Es lautet:     „Wir, von Gottes Gnaden Maximilian Emanuel, Churfürst zu Baiern etc. etc..    

Nachdem Wir mit Schmertzen vernommen, dass ihr, meine Liebe, Getreue, seit unser

Abwesenheit mehr und mehr beschweret werdet, und man euch eine Million nach der andern

abpresset, benebst den Teutschen Krieg aus euren Mitteln fortsetzen wolle, wodurch dann die

Armuth bey auch dermassen zugenommen, dass ihr die unerträglichen Lasten, sowohl in Geld,

als Mannschafft, freye Einquartierung, und hin= und wider= Marches nicht länger ertragen

könnet, dass ihr auch eur Vieh und Hauß-Zierathe zu Gelde gemacht, und nichts mehr als die

leere Wohnung übrig habt, so haben wir nach der allzeit gegen euch erwiesenen und noch

habenden Güt und Vorsorge rathsam und gut befunden, euch solchen vorzustellen und zu

ermahnen, dass ihr solche unchristliche Beschwerungen nicht länger duftet, sondern hingegen-

gesamter Hand einander beystehet, mit Gewehr euch versorget und auf alle Arth und Weise das

Land selbst zu beschirmen trachtet, und solches um soviel mehr, da man noch über dem die

bequeme Mannschafft zu dem Kriegesdienst mit Gewalt zwingen und wegführen will.     Zu dem

Ende wollen wir auch nicht unterlassen, euch, soviel möglich ist, beyzustehen, und unser

Winter-Lager nahe bey euch zu nehmen, biß ihr einen festen Fuß ins Land haben werdet.    

Womit wir, wie vor diesem, euch in Gnaden und Gunst gewogen verbleiben.“ 
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1720 – Kurfürst Max Emanuel verschuldet sich bei jüdischen Geldgebern

München * Die prunkvolle Hofhaltung von Max Emanuel lässt den Finanzbedarf in gewaltige

Dimensionen anwachsen und treibt den Kurfürsten verstärkt in die Arme jüdischer Geldgeber.

Auch deshalb, weil Baiern bei anderen Bankhäusern kaum noch als kreditwürdig angesehen wird.

Erstmals stellt ihm der burgauische Hoffaktor Gerson Daniel Oppenheimer Geldmittel zum Teil in

bar und zum Teil durch die Einlösung von Zahlungsverpflichtungen zur Verfügung.

5. Oktober 1722 – Kurprinz Carl Albrecht heiratet Erzherzogin Maria Amalia von Österreich

Wien * Der baierische Kurprinz Carl Albrecht heiratet in Wien die Erzherzogin Maria Amalia von

Österreich, Tochter Kaiser Josephs I..    Zur Finanzierung der Hochzeitsfeierlichkeiten, aber auch

für sonstige Luxusbedürfnisse des Hofes und zur Behebung der finanziellen Engpässe der

kurfürstlichen Behörden gewährt der pfalz-sulzbachische Oberfaktor Noe Samuel Isaak aus

Mergentheim dem Land gewaltige Finanzvorschüsse. Die Rückzahlung der Schulden wird in

erster Linie einigen Salzämtern und der Landschaft übertragen.    Auch der Wiener

Oberhoffaktor und Bankier Simon Wolf Wertheimer wird Gläubiger des kurfürstlichen Hauses.

7. November 1724 – Im Burgfriedensbrief wird der Münchner Burgfrieden neu festgelegt

München * Im Burgfriedensbrief wird der Münchner Burgfrieden neu festgelegt. Ursprünglich

reichte der zum Hoheitsgebiet der Stadt zugerechnete Burgfrieden im Norden bis unmittelbar vor

das Dorf Schwabing. Das Leprosenhaus am heutigen Nicolaiplatz gehörte noch zum Stadtgebiet.

Von dort aus zieht sich die Stadtgrenze etwas südöstlich zur heutigen Veterinärstraße, überquert

hier den Schwabinger Bach und in schnurgerader Richtung die Hirschau bis zur Isar.    Da aber

Kurfürst Max Emanuel souverän über die Hirschau als Jagdgebiet verfügen will, klammert er das

Gebiet aus dem Münchner Burgfrieden aus und erklärt: „Wür aber ersagte Hirschau Uns zu

Unseren fürstlichen Jagden und Lust specialiter gnädigst reserviert haben.“    Mit der

Ausgemeindung der Hirschau aus dem Burgfrieden der Stadt verläuft nun die Stadtgrenze vom

Schwabinger Bach aus stark südöstlich bis etwa an die Stelle des heutigen Monopteros, in

dessen Nähe sich heute auch die Burgfriedenssäule mit der Nummer 12/13 befindet.    Für die

Ausgemeindung der Hirschau aus dem Stadtgebiet Münchens wird die Stadt durch die

Eingemeindung der drei Mühlen am Dreimühlenbach, der Schwalbensteinmühle, der Au- oder

Papiermühle und der Brudermühle entschädigt. Gleichzeitig wird das Lehel der städtischen

Gewalt unterstellt. Eine schriftliche Fixierung des Münchner Burgfriedens erfolgt aber erst zwölf

Jahre später. 
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16. Oktober 1744 – Die Isarbrücke wird von einem gewaltigen Feuer zerstört

München * Bei einem erneuten Abzug österreichischer Truppen wird die Äußere Isarbrücke von

einem gewaltigen Feuer zerstört. Dazu müssen die Münchner zehn Zentner Pech und weiteres

Brandzeug beschaffen.

4. Juli 1776 – Die europäische Aufklärung will den Menschen befreien

München * Freiherr Maximilian von Montgelas erfährt seine politische Prägung in der Zeit der

Aufklärung, die der Philosoph Immanuel Kant als den Ausgang des Menschen aus seiner

Unmündigkeit beschreibt.    Die europäische Aufklärung will den Menschen emanzipieren und ihn

von den geistigen und gesellschaftlichen, den kirchlichen und staatlichen Zwängen befreien. Ihre

Philosophen und Publizisten sprechen dem Menschen eine gottgegebene Würde und natürliche

Rechte zu: So auch das Recht, kraft seiner Vernunft und Dank seiner Erfahrung sein Leben zu

gestalten.     Außerdem soll der freie Mensch sich mit seinesgleichen zusammentun und die alten

Gewalten - Monarchie und Aristokratie - in die Schranken weisen, wenn nicht sogar

beseitigen. Die befreiten Menschen sollen eine neue Gesellschaft bilden und einen neuen

Staat gründen, welcher die Selbstverwirklichung jedes Einzelnen ermöglicht und somit dem

Fortschritt Aller dient.    In Amerika werden diese Gedanken in Taten umgesetzt, als sich am 4.

Juli 1776 die dreizehn englischen Kolonien zu „freien und unabhängigen Staaten“ erklären. Die

Grundlage bildete die Erkenntnis, dass alle Menschen gleich geschaffen, sowie von ihrem

Schöpfer mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet worden sind. Dazu gehört Leben,

Freiheit und das Streben nach Glück. Freie und gleiche Menschen wählen sich eine Regierung,

die, wenn sie nicht mehr ihre Zustimmung hat, durch eine andere ersetzt werden muss. 

1788 – Piaggino will ein Arbeitshaus für beschäftigungslose Menschen errichten

München - Au * Auf Initiative des Hofkammerrats Joseph Maria Friedrich Piaggino soll in

München ein Arbeitshaus für beschäftigungslose arme Menschen errichtet werden. Doch

staatliche und städtische Stellen wollen kein Geld für dieses Projekt bereitstellen.     Stattdessen

wird Piaggiono aufgefordert, selbst einen Vorschuss in Höhe von 8.000 Gulden zu leisten.  Als

Gegenleistung soll er die uneingeschränkte Verfügungsgewalt über alle Gewinne der Anstalt

haben - und natürlich auch für alle Verluste haften.
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24. März 1789 – Platzsuche für den geplanten Militärgarten

München-Englischer Garten * Kurfürst Carl Theodor fordert den Münchner Magistrat auf, für die

Verwirklichung eines Militärgartens einen geschützten Platz ausfindig zu machen. Da es der

Stadtverwaltung mit der Durchführung des von Thompson vorgelegten Planes nicht eilig ist,

schreitet der Minister selbst zur Tat.   Er hält die Gegend um den Hirschanger vor dem

Schwabinger Tor, ein bisher lediglich zur kurfürstlichen Jagd genutztes Stück Land, das zum Teil

außerhalb des Münchner Burgfriedens liegt und damit dem Einfluss und der Polizeigewalt des

Münchner Magistrats entzogen ist, als am besten geeignet.

16. Dezember 1794 – Der Streik weitet sich aus

München * Fast alle Zünfte schließen sich dem Streik an. Arbeitswillige Gesellen werden zum Teil

mit Gewalt an ihrer Tätigkeit gehindert. Auch die Meister legen die Arbeit nieder. Zwischen 4.000

und 5.000 Handwerker streiken und gefährden damit die Versorgung Münchens.

15. August 1800 – Die Münchner Patrioten wenden sich an General Decaën

München * Eine Delegation der Patrioten wendet sich an General Charles Matthieu Isidore

Decaën und bittet ihn um Unterstützung für einen Aufstand gegen den Kurfürsten und seiner

Regierung. Der General reagiert reserviert, da die französische Regierung keinen

Aufstand unterstützen will, sondern vielmehr einen allgemeinen Frieden anstrebt. Er gibt zu

Bedenken, dass eine Revolution zur Beseitigung von Missständen         ein unabwägbares Risiko

darstellt.     Dagegen würde der weniger gewaltsame Weg von Reformen größere

Erfolgsaussichten bieten. Bei einer Revolution wüsste man nie, was als Ergebnis herauskomme.  

  Außerdem sei Baiern zu schwach, um alleine gegenüber Preußen und Österreich eine

Veränderung seiner Staatsform durchzuführen.        Dass General Decaën mit seinen Aussagen

strikt der französischen Konsulatsregierung Napoléons folgt, ist den Revolutionsführern, die sich

selbst Münchner Jakobiner nennen, in keinster Weise bewusst. Sie sehen in den französischen

Generälen noch immer die Repräsentanten der Revolution. Doch Frankreich hat sich schon

längst von den politischen Zielen des Nationalkonvents entfernt, dem es im Jahr 1792 noch um

die Verbreitung der revolutionären Ziele und um die Befreiung der unterdrückten

Nationen gegangen ist. Im Gegenteil, Frankreich will inzwischen die Entstehung einer großen

süddeutschen Republik mit allen Mitteln verhindern und stattdessen zu separaten Bündnissen mit

den einzelnen deutschen Fürsten gelangen. 
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25. August 1801 – Kurfürst Max IV. Joseph nimmt die Reform Baierns in Angriff

München * Mit tatkräftiger Unterstützung seines Ministers Maximilian Joseph Freiherr von

Montgelas nimmt Kurfürst Max IV. Joseph eine Reform seines Landes in Angriff. Zur dauerhaften

Stabilisierung des Staates ist eine Umverteilung von Rechten, Pflichten und Chancen notwendig. 

Zu dieser Revolution von oben gehört auch die revolutionäre Gleichbehandlung aller Baiern, mit

dem Anspruch des Herrschers, „allen Untertanen, Reichen und Armen, Witwen und Waisen,

Geistlichen und Weltlichen, gleiches Recht und Schirm zu verschaffen“.  Durch diese Reformen

kann der Baiernregent einen Großteil der Kritik, die zu Beginn seiner Regierung die öffentliche

Debatte geprägt hatte, den Boden entziehen. Vieles von dem wird beseitigt, was unter der

Regentschaft des Kurfürsten Carl Theodor als willkürlich und korrupt angegriffen worden ist. 

Gleichzeitig lässt er energisch eingreifen und setzt sich mit Militärgewalt durch, wenn seiner

Politik offene Auflehnung entgegen schlägt. Beides, die umfangreichen und weitreichenden

Reformen sowie das energische und harte Durchgreifen, lassen die heftige Kritik der

Anfangsjahre und jedes Auflehnen gegen seine Politik allmählich verstummen.  Durch sein

leutseliges Verhalten kann Kurfürst Max IV. Joseph sogar die Zuneigung der Münchnerinnen und

Münchner erringen und sich so zu einer der beliebtesten Persönlichkeiten der Wittelsbacher

hocharbeiten. Schon bald gehören die anfänglichen Differenzen zwischen dem Herrscher und

dem baierischen Volk der Vergangenheit an. 

10. Juni 1802 – Das Militär nimmt Handwerksgesellen fest

München * Das Militär durchstreift die Stadt und nimmt Handwerksgesellen fest. Um 11 Uhr wird

mit Trommelschlag ausgerufen, dass man gegen jene Handwerksburschen militärische Gewalt

anwenden wird, wenn sie sich nicht den Anordnungen fügen würden. 

11. Mai 1809 – Jetzt plündern, vergewaltigen und morden die baierischen Soldaten

Tirol * General Wrede marschiert über Lofer zum Pass Strub, wo es zu einem neunstündigen

Kampf kommt. Jetzt plündern, vergewaltigen und morden die baierischen Soldaten.

Juni 1809 – Tirol wird seinem Schicksal überlassen

Tirol * Da Frankreich alle baierischen Truppen bei Wien braucht, überlässt man Tirol zunächst

seinem Schicksal. In Baiern werden Stimmen laut, die für eine friedliche Verständigung mit den

Münchner Zeitensprünge Seite 23/93



Tirolern plädieren. Statt ein Volk mit Gewalt zu unterwerfen, solle man ihm lieber Zugeständnisse

in wirtschaftlichen und religiösen Fragen machen.

9. Dezember 1809 – Montgelas übernimmt zum zweiten Mal die Funktion des Finanzministers

München-Kreuzviertel * Nach dem Tod des Baierischen Ministers der Finanzen, Johann Wilhelm

von Hompesch, übernimmt Maximilian Joseph Graf von Montgelas zum zweiten Mal die Funktion

des Finanzministers. Damit konzentrieren sich die drei wichtigen Ministerien Außenministerium,

Innenministerium und Finanzministerium in einer Person.    Montgelas hat im Verlauf seiner

Tätigkeit in Bayern sehr viel Macht, Entscheidungsgewalt und Einfluss auf seine Person

konzentriert. Er ist nicht nur mächtig, sondern sogar allmächtig. Ein Zustand, den er übrigens im

Ansbacher Mémoire massiv kritisiert hat. Dies führt im Krankheitsfall des Ministers allerdings zum

nahezu völligen Erliegen der Regierungstätigkeit. 

5. April 1815 – Der Vulkan Tambora in Indonesien bricht aus

Indonesien * Am Abend des 5. April 1815 bricht im 12.000 Kilometer entfernten indonesischen

Insel Sumbawa der Vulkan Tambora mit einer so apokalyptischen Gewalt aus, dass der

ursprünglich 4.000 Meter hohe Vulkan 150 Megatonnen Gestein, Asche und

Schwefelverbindungen in die Luft sprengt und nach dem Ausbruch 1.300 Meter niedriger

ist.&nbsp;    Die Verunreinigung der Atmosphäre führen zu einem Schleier, der den gesamten

Erdball umfasst und das Weltklima abkühlen lässt. Der Temperaturrückgang hält bis 1819 an.

Eine gigantische Aschewolke zieht über die nördliche Erdhalbkugel und bringt im Frühjahr 1816

mit Hunger und Tod das Elend über Baiern.&nbsp;

8. Juni 1815 – Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet

Wien * Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet. Der Zusammenschluss

aller souveränen deutschen Fürsten und Freien Städte tritt an die Stelle des Heiligen Römischen

Reiches Deutscher Nation.      In der Bundesakte wird der Deutsche Bund als

Staatenbund organisiert. Ohne Zentralgewalt, unter der Präsidialmacht Österreichs, ohne

Gerichtshof und ohne gewähltes Parlament. Die Bundesversammlung, inoffiziell auch

Bundestag genannt, ist eine Gesandtenversammlung. Darin ist sie dem alten Reichstag ähnlich,

wie auch das alte Heilige Römische Reich Deutscher Nation ein Staatenbund war.      Der Artikel

13 der Deutschen Bundesakte bestimmt für alle Mitgliedsstaaten eine landständische
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Verfassung. Doch diesem Auftrag kommt das Königreich Baiern nur unvollständig nach, da die

Verwirklichung eindeutig ein Rückschritt gegenüber der Konstitution gewesen wäre. Denn in einer

landständischen Verfassung hätte sich die Landschaft wieder aus       dem landständischen Adel, 

 den landsässigen Prälaten und   den Vertretern der Städte und Märkte      zusammengesetzt.

Wieder hätte lediglich die Geburt, der Besitz und das Amt die Grundlage zur Beteiligung an der

politischen Willensbildung gebildet.     Weder eine Wahl, noch eine Legislaturperiode ist

vorgesehen. Dieses ist schlicht systemfremd. 

März 1816 – Eine Hungersnot bricht aus

Königreich Baiern * Nach dem gewaltigen Ausbruch des Vulkans Tambora zieht eine gigantische

Aschewolke zieht über die nördliche Erdhalbkugel und bringt im Frühjahr 1816 mit Hunger und

Tod das Elend über Baiern. Die Vorräte waren durch die Truppendurchzüge und

Einquartierungen der letzten Jahre erschöpft worden. Das Land war schon von den

Napoleonischen Kriegen ausgezehrt. Jetzt prägen Mangel und Not den Alltag.    Die Aschewolke

lässt kaum noch einen Sonnenstrahl durch. Mitten im August schneit es. Kälte und Frost

vernichteten die Ernte. Es war ein europaweites Phänomen, aber Baiern traf es am

härtesten.&nbsp;

26. Mai 1818 – Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung

München * Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung. Baiern ist damit

unter den großen deutschen Staaten der erste Verfassungsstaat. Baden erreicht diesen Status

drei Monate und Württemberg ein Jahre später.    Der König vereinigt alle Rechte der

Staatsgewalt in seiner Person, unterliegt aber in der Ausübung seiner Rechte einigen

Beschränkungen.  Es gibt ein Zweikammersystem.    Die Erste Kammer sind die Reichsräte,  die

Zweite Kammer setzt sich zusammen zu je einem Achtel aus adeligen Gutsbesitzern und

Geistlichen, ein Viertel kommt von Städten und Märkten, die restliche Hälfte sind Landeigentümer

ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.  Es gibt eine Legislaturperiode und  außerdem werden die

Mitglieder der Abgeordnetenkammer gewählt.  Dennoch ist der Weg zu demokratischen

Strukturen noch sehr, sehr weit!    Die adeligen Gutsbesitzer stellen ein Achtel, die katholischen

und evangelischen Geistlichen ebenfalls ein Achtel, die Städte, Märkte und Gemeinden ein

Viertel und die übrigen Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit die Hälfte.    Dazu

kommen zusätzlich drei Vertreter der Universitäten.    Es gibt keinen Parlamentarismus,    die

Mehrheitsverhältnisse in der Abgeordnetenkammer haben keinen Einfluss auf die Arbeit des

Ministerrats,  die Abgeordneten haben kein Initiativrecht, dürfen also selbst keine Gesetzentwürfe
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einbringen und  dürfen nicht über ihren Zusammentritt selbstständig entscheiden.      Im Vergleich

zu den Vorgaben der Deutschen Bundesakte ist die Baierische Verfassung jedoch sehr modern

ausgefallen. Sie legt das Fundament für das System einer konstitutionellen Monarchie.    Erneut

ist das neue Staatsgrundgesetz aber keine Vertragskonstruktion zwischen dem Fürsten und dem

Volk, sondern ein einseitiger verfassungsgebender Akt des Königs. Man nennt das auch eine

oktroyierte Verfassung, die vom König in freier Selbstbeschränkung erlassen wird und somit nicht

das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Fürst und Volksvertretung darstellt.    Im Gegenteil,

der Baiernkönig begründet seine Herrschermacht mit der Verfassung nicht, sondern unterwirft

sich vielmehr nur in bestimmten Punkten seinen selbst erlassenen Beschränkungen. 

1827 – Heinrich Heine im Neuberghausener Biergarten

Bogenhausen * Der Düsseldorfer Heinrich Heine kommt nach. München, um hier Professor für

deutsche Literatur zu werden. Da ihn König Ludwig I. nicht leiden kann, bezeichnet er München

als „ein Meer von kleinen Seelen“. Nicht einmal die „liebenswürdigsten Aristokratinnen“ und die

„wunderschönen Weiberverhältnisse“ wollen dem gekränkten Literaten mehr zusagen. Nur das

Bier - „Es schmeckt ganz vortrefflich“ - versöhnte ihn.   Die folgende Beschreibung des

Neuberghausener Biergartens stammt aus seiner Feder: „Dass man aber die ganze Stadt ein

neues Athen nennt, ist, unter uns gesagt, etwas ridikül, und es kostet mich viel Mühe, wenn ich

sie in solcher Qualität vertreten soll. Dieses empfand ich aufs tiefste in einem Zwiegespräch mit

dem Berliner Philister, der, obgleich er schon eine Weile mit mir gesprochen hatte, unhöflich

genug war, alles attische Salz im neuen Athen zu vermissen. ‚Des‘, rief er ziemlich laut, ‚gibt es

nur in Berlin. Da nur ist Witz und Ironie. Hier gibt es gutes Weißbier, aber wahrhaft keine Ironie‘.  

‚Ironie haben wir nicht‘ - rief Nannerl, die schlanke Kellnerin, die in diesem Augenblick

vorbeisprang - ‚aber jedes andre Bier können Sie doch haben‘. Dass Nannerl die Ironie für eine

Sorte Bier gehalten, vielleicht für das beste Stettiner, war mir sehr leid, und damit sie sich in der

Folge wenigstens keine solche Blöße mehr gebe, begann ich folgendermaßen zu dozieren:

‚Schönes Nannerl, die Ironie is ka Bier, sondern eine Erfindung der Berliner‘.   Ich hätte noch

mehr gesagt, aber das schöne Nannerl, das ich unterdessen am Schürzenzipfel festhielt, riss sich

gewaltsam los, als man von allen Seiten ‚A Bier! A Bier!‘ gar zu stürmisch forderte. [...]   Der Ort,

wo dieses Gespräch stattfand, heißt Bogenhausen oder Neuberghausen oder Villa Hompesch

oder Montgelasgarten oder das Schlössl, ja man braucht ihn nicht einmal zu nennen, wenn man

von München dort hinfahren will, der Kutscher versteht uns schon an einem gewissen durstigen

Augenblinzeln, an einem gewissen vorseligen Kopfnicken und ähnlichen Bezeugungsgrimassen.  

Tausend Ausdrücke hat der Araber für ein Schwert, der Franzose für die Liebe, der Engländer für

das Hängen, der Deutsche für das Trinken und der neuere Athener sogar für die Orte wo er trinkt.
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Das Bier ist an besagtem Orte wirklich sehr gut, selbst im Prytaneum, vulgo Bockkeller, ist es

nicht besser, es schmeckt ganz vortrefflich, besonders auf jener Treppenterrasse, wo man die

Tiroler Alpen vor Augen hat.“ 

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 
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5. September 1833 – Klenze legt einen Vorschlag für die Fassade der Residenzpost vor

München-Graggenau * Leo von Klenze legt - unaufgefordert und ohne „Anspruch auf diesen Bau

zu begründen“ - einen Vorschlag für die Fassadengestaltung der Residenzpost vor, die er zur

Kaschierung der 292 Fuß [90 Meter] langen und 70 bis 80 Fuß hohen Front auf dem nur 18 bis

19 Fuß tiefen bebaubaren Grundstück für geeignet hält. Dabei verfällt er „auf den Gedanken

eines offenen Portikus - eines so schönen Gedankens der alten und neuen Zeiten, wozu hier der

Bauplatz und seine Lage nach Norden und sein Verhältnis wie geschaffen scheint“.   Da das

„Törringsche Palais in seiner ganzen Höhe bedeckt werden müßte, so schien es beßer, die

Analogie einer Anlage aus dem Cinquecento als aus der Antike zu nehmen, und Florenz bietet

dazu die schönsten Beispiele dar“. Beigefügt sind wieder zwei alternative Vorschläge. Sie sehen

über einer in Anlehnung an Filippo Brunelleschis Findelhaus gestalteten Bogenhalle ein

wahlweise in kleine Fenster oder Arkaden geöffnetes Obergeschoss vor.  Das florentinische

Vorbild dürfte Klenze nicht allein im Hinblick auf Dimensionen und Proportionen gewählt

haben. So wie er den Königsplatz als ein hellenisch-antikes Forum gestaltete, konnte mit dem an

den Palazzo Pitti erinnernden Königsbau und die Angleichung des Toerring-Palais an das

„Ospedale degli Innocenti“ ein Platz entstehen, der einen Eindruck der florentinischen

Renaissance vermittelt.  Die Rückwand der Arkaden ist schmucklos: „Ich habe in diesen Skizzen

den Grund der Arkaden ganz glatt und ungeziert gelaßen, jedoch würde sich eine paßliche, vom

Königsbaue aus vorzüglich anzusehende Zierde [...] leicht finden laßen. [...]Es scheint mir hier

eine der seltenen Gelegenheiten die Großartigkeit und Einfachheit der Florentinischen Gebäude,

welche ich soviel wie irgendjemand kenne und schätze, ohne Manier, Gewalt und Opfer dessen,

was Vernunft und architectonische Consequenz erheischen anzuwenden und zu erreichen.“ 

Dem möglichen Wunsch des Königs nach einer dem Königsbau ähnlichen Fassade begegnete

Klenze im Voraus mit dem Hinweis auf die völlig unterschiedlichen Größenverhältnisse. König

Ludwig I. akzeptiert die Idee der Bogenhalle, gibt aber zu bedenken, wie ein Gebäudeteil

finanziert werden könne, der „nur Zierde“ und deshalb der Postkasse kaum aufzubürden sei.

Klenze wiegelt ab: „Da dieser Bau namentlich im oberen Stock nicht blos Zierde, sondern für den

Nutzen der Post eingerichtet würde, so glaube ich nicht, daß ein Grund vorliegt, ihn nicht von

dieser Administration bestreiten zu laßen“.  In den folgenden Monaten wird diese Frage zum

zentralen Streitpunkt. König Ludwig I. verteidigt die Idee gegenüber dem

Finanzminister Maximilian Emanuel Freiherr von Lerchenfeld und dem Minister des königlichen

Hauses Gise. Die beiden Minister machen etatrechtliche Bedenken insbesondere im Hinblick auf

die Ständeversammlung geltend, die ihrerseits bei der Entscheidungsfindung völlig übergangen

worden ist.

23. April 1844 – Soziale Not und wachsender Volkszorn
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München * Neben der schleichenden Geldentwertung trägt auch eine neue, von König Ludwig I.

eingeführte Biersteuer zur Preiserhöhung bei. Gleichzeitig streichen der König und seine

Regierung den Soldaten die Teuerungszulage von zwei Pfennigen. Auch der Tagelohn der

Arbeiter auf den königlichen Baustellen sinkt von 48 auf 44 Kreuzer - eine Kürzung um 16

Pfennige. Zusätzlichen Unmut löst die kurz zuvor verfügte deutliche Erhöhung des Brotpreises

aus.   Für viele Menschen ist damit die Belastungsgrenze erreicht. Ihr Zorn richtet sich gegen den

König und seine Regierung, vor allem aber gegen die Brauer. Diese stehen im Ruf, „wie Fürsten

und Grafen herumzustolzieren“, gewaltige „Bierfestungen“ zu errichten und ihren neu

gewonnenen Reichtum stolz zur Schau zu stellen.   Dieses harsche Urteil trifft zwar nur auf

wenige Brauereibesitzer zu und wird auch innerhalb des Braugewerbes kritisch gesehen. In der

aufgeheizten Stimmung findet eine solche Differenzierung jedoch kaum noch Gehör. Das

sprichwörtliche Fass läuft über: Die Münchner entschließen sich, „Revoluzzion“ zu machen.

4. Mai 1844 – Polizeiliche Maßnahmen und Ende der Unruhen 

München * Der Münchner Polizeidirektor versucht, die Unruhen mit einem Erlass einzudämmen:

„Das Zechen in den Gasthäusern wird von 6 bis 11 Uhr vormittags gar nicht, und nachmittags nur

so lange geduldet, als keine Exzesse verübt werden. Bei vorfallenden Exzessen werden die

Gasthäuser durch die bewaffnete Macht geräumt, und die Gäste setzen sich der Gefahr der

Arretierung aus.“   Damit untersagt die Polizei den vormittäglichen Ausschank und droht bei

weiteren Ausschreitungen mit der gewaltsamen Räumung der Gasthäuser und der Festnahme

der Gäste.   Nicht nur schlecht bezahlte Tagelöhner und andere Angehörige der unteren

Bevölkerungsschichten wenden sich gegen die Preiserhöhung. Auch herbeigerufene Soldaten

zeigen Verständnis für die Protestierenden und weigern sich teilweise, gegen die Aufständischen

vorzugehen. 

5. Mai 1844 – Eine vermeintlich „geordnete“ Revolte

München * Der Bierkrawall von 1844 erscheint in manchen zeitgenössischen Schilderungen

beinahe als vergleichsweise geordneter Aufstand. Angesichts zweier Todesopfer lässt sich das

Geschehen jedoch kaum als harmlose, aus dem Ruder gelaufene „Riesengaudi“ abtun.  

Aufseiten der Ordnungskräfte kommt ein Soldat der Schweren Reiterei ums Leben. Die

Aufständischen betrauern einen Bürger, der nach den Worten eines Chronisten von einem

Gendarmen „mehr gegen dessen Absicht im Gewirr und eigentlich ganz unschuldigerweise mit

dem Bajonett erstochen ward“.   Der bekannte Stenograf Franz Xaver Gabelsberger schildert den

Ablauf in einem Brief an einen Verwandten. Seiner Darstellung zufolge richtet sich die Gewalt
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gezielt gegen den Besitz der Brauer, während anderes Privateigentum weitgehend verschont

bleibt: „Die Revolte wegen dem Biere lief, wenn man so sagen darf, mit einer solchen Ordnung

und echt bayerischer Besonnenheit ab, daß außer den Brauhäusern, auf welche der derbe

Unwille der Volksmasse und des Militärs selbst gerichtet war, keines Menschen Eigentum

beschädigt oder gefährdet war. In den Brauern gehörenden Häusern blieb allerdings kein Fenster

bis in den dritten Stock hinauf, keine Türe, kein Laden, kein Tisch noch Stuhl, kein Ofen noch

Uhr, kein Geschirr usw. mehr ganz.   Es ging alles auf Kommando und in zehn Minuten war der

Volkshaufen mit dem Haus fertig, die Gendarmen durften sich kaum in die Nähe wagen, und bis

das Militär kam, waren sie gewöhnlich schon an jedem Platz fertig. Diese Geschichte ging schon

vor acht Uhr abends an, und bis die Soldaten zum Zapfenstreiche nach Hause kamen, war das

meiste schon abgetan und viele hatten fleißig mitgewirkt.   Dies wiederholte sich drey Tage lang,

bis die Bekanntmachung angeschlagen wurde: Die hiesigen Bräuer haben sich erklärt, das Bier

um sechs Kreuzer verleitgeben zu wollen! Auch das Brot, nachdem auch Bäckern die Fenster

eingeworfen worden waren, wurde gleich um vieles größer. Und da das Volk nichts anderes

wollte, als wohlfeileres Bier und Brot, wohl einsehend, daß die Teuerung nur eine wucherische

und erkünstelte war, so ist seitdem nun wieder alles vollkommen ruhig!“   Gabelsbergers Brief

macht deutlich, dass viele Zeitgenossen die Ausschreitungen nicht als politischen

Umsturzversuch, sondern als gezielten Protest gegen die Verteuerung von Bier und Brot

verstehen. Seine Schilderung von „Ordnung“ und „Besonnenheit“ darf jedoch nicht darüber

hinwegtäuschen, dass Menschen sterben, zahlreiche weitere verletzt werden und erhebliche

Sachschäden entstehen.

1846 – Die Maffei'sche Maschinenbauanstalt beschäftigt 372 Arbeiter

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Maffei'sche Maschinenbauanstalt in der

Hirschau beschäftigt 372 Arbeiter. Das ist eine für das damalige München „gewaltige“ Zahl.

13. März 1848 – In Wien beginnen Straßenkämpfe

Wien * Die Forderungen des Landtagsabgeordneten&nbsp;Lajos Kossuth werden in Wien mit

Petitionen&nbsp;unterstützt und im Ständehaus&nbsp;beraten. Vor dem Gebäude demonstrieren

Studenten, Bürger und Arbeiter, die den Rücktritt des verhassten Staatskanzler&nbsp;Klemens

Wenzel von Metternich fordern. &nbsp;  Metternich personifiziert für sie ein repressives, jegliche

Freiheitsregung rücksichtslos verfolgendes System.    Die Stimmung eskaliert, als am Nachmittag

das Militär die Demonstranten plötzlich mit Waffengewalt angreifen.&nbsp;Es beginnen

Straßenkämpfe in der Innenstadt und in den Vorstädten, die mehrere Dutzend Opfer
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fordern.&nbsp;

1. Mai 1848 – Erneuter Bierkrawall nach der Abdankung Ludwigs I. 

München  * Nur wenige Wochen nach der Abdankung König Ludwigs I. richtet sich der Volkszorn

erneut gegen die Münchner Brauer. Der überraschende Erfolg der revolutionären Proteste stärkt

das Selbstbewusstsein der Bevölkerung. Ein zeitgenössischer Beobachter stellt fest, „dass das

Krawallmachen in die Mode kam und alle Welt sich an den Gedanken bewaffneten Widerstandes

gegen die Staatsgewalt gewöhnte“.   Der neuerliche Bierkrawall bleibt jedoch deutlich kleiner als

die Bierrevolution von 1844. Die Behörden nehmen 24 Aufständische fest, unter ihnen drei

mutmaßliche Brandstifter, und sperren sie in den Neuturm.

4. Juni 1848 – Die ständischen Privilegien des Adels werden endgültig gebrochen

München-Kreuzviertel * Mit einem weiteren Reformgesetz werden auch die letzten Elemente der

feudalen Grundherrschaft im Königreich Bayern beseitigt. Im I. Abschnitt des Gesetzes über die

Aufhebung der standes- und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, dann die Aufhebung, Fixierung und

Ablösung von Grundlasten hebt König Max II. die standes- und gutsherrliche Gerichtsbarkeit auf. 

Das Gesetz entzieht den Gutsherren die Gerichtsbarkeit und die Polizeigewalt ohne

Entschädigung und überträgt diese Befugnisse auf den Staat. Damit sind die letzten Reste des

feudalen Staatsaufbaus abgeschafft worden. Dem Aufbau einer modernen einheitlichen

Justizverwaltung steht nun nichts mehr im Weg. 

11. Juli 1848 – Erzherzog Johann zieht unter großem Jubel in Frankfurt ein

Frankfurt am Main * Erzherzog Johann zieht unter großem Jubel in Frankfurt ein. Als

Reichsverweser ist er das provisorische Oberhaupt des Deutschen Reiches, eines Staates, der

noch in der Entstehung ist. Aufgabe des Reichsverwesersmist es, die Reichsminister zu

ernennen und zu entlassen. Außerdem unterschreibt er die Reichsgesetze.    Doch die Macht der

Zentralregierung und der Nationalversammlung ist gering. Die Armeen der Großmächte

Österreich und Preußen weigern sich, dem Reichsverweser zu huldigen und die Staaten England

sowie Frankreich versagten ihm die völkerrechtliche Anerkennung.  Und weil sie über keine

eigenen Streitkräfte verfügt, muss die Zentralgewalt auf die ehemaligen

Bundestruppen zurückgreifen, die aber letztlich ihre Befehle von den einzelstaatlichen

Regierungen empfangen.    Diese intervenieren immer dann, wenn Ruhe und Ordnung durch
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linke Volksaufstände gefährdet sind. Wenn aber die Errungenschaften des März verteidigt

werden sollen, ist mit den Bundestruppen nicht zu rechnen. 

13. Juli 1848 – Barrikadenkampf vor dem Maderbräu 

München-Graggenau * Vor dem Maderbräu im Tal, dem heutigen Weissen Bräuhaus im Tal,

kommt es zu einem ersten gewaltsamen Zusammenstoß zwischen den Bierrebellen und den

Linientruppen. Die Aufständischen errichten eine Barrikade und liefern sich ein Gefecht mit den

Ordnungskräften.   Zu den Schwerverletzten gehören zwei Soldaten, Angehörige der

Gendarmerie und vierzehn Aufständische. Der Kampf vor dem Maderbräu bildet jedoch nur den

Auftakt zu weiteren, noch blutigeren Auseinandersetzungen.

18. Oktober 1848 – Plünderung und Verwüstung der Pschorrbrauerei

München-Hackenviertel * Die Aufständischen verwüsten Pschorrs Wirtshaus, die Brauerei und

den Fuhrpark. Während aus geöffneten Fässern Freibier fließt, dringen kleinere Gruppen in die

oberen Stockwerke ein und plündern die Privatwohnung des über München hinaus bekannten

Brauers.   Aus acht aufgerissenen Fenstern werfen sie Geschäftsbücher, Schmuck, Bilder und

nahezu den gesamten biedermeierlichen Hausrat auf die Straße: eine Wiege, eine Standuhr,

Tische, Stühle, ein Kanapee, einen Flügel, Bücher und Bettzeug. Auf der Straße kommt es zu

Kämpfen um das Plündergut. Alles, was sich noch verwenden oder verkaufen lässt, wird

fortgetragen. Etwa eine Stunde lang können die Plünderer nahezu ungehindert vorgehen. Auf der

zeitgenössischen Darstellung ist die Familie Pschorr nicht zu sehen. Sie versteckt sich noch vor

dem ersten Ansturm unter einer Treppe und entgeht so den Angreifern.   Auf der

gegenüberliegenden Straßenseite, nahe dem Karlstor, steht währenddessen Leutnant Moritz

Freyschlag mit 25 bewaffneten Liniensoldaten. Die Einheit greift nicht ein. Der Offizier erklärt

später, es sei „kein anderweitiger Befehl vorhanden“ gewesen. Ähnlich zurückhaltend verhalten

sich die fünf in München stationierten Linienregimenter sowie Tausende Angehörige der

Bürgerwehr und der Freikorps. Auch sie erhalten nach eigener Aussage „keinerlei diesbezügliche

Befehle“.   Erst eine entschlossen vorrückende Einheit der Landwehr beendet die Plünderung.

Dabei widersetzt sich ein Schuhmachergeselle gewaltsam dem Eingreifen der Soldaten. Ein

Kopfschuss trifft ihn tödlich; er stirbt noch am Ort des Geschehens.  Pschorr beziffert den

entstandenen Schaden auf 23.000 Gulden. Nach einer groben Kaufkraftschätzung entspricht dies

heute einem Betrag von mehr als einer halben Million Euro. Infolge der schweren Verwüstungen

verliert die Pschorrbrauerei ihre führende Stellung unter den Münchner Brauereien.
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20. Oktober 1848 – Münchner Bürger kritisieren die Behörden

München * Nach den Ausschreitungen wenden sich rund 2.500 angesehene Münchner Bürger

mit einer gemeinsamen Eingabe an den König. Darin verurteilen sie nicht nur die Gewalt, sondern

werfen auch den zuständigen Behörden Versagen vor. Das Schreiben beginnt mit den Worten:  

„Die Tage des 16., 17. und 18. Oktobers waren Zeugen furchtbarster Angriffe auf Leben und

Eigentum unserer Stadt. Niemals hat Bayerns Metropole solche Greuel der Vernichtung gesehen,

aber auch nie solche Schwäche und Ratlosigkeit jener Behörden, denen der Vollzug der Gesetze

anvertraut ist.“ 

Mai 1854 – Die letzte Hinrichtung mit dem Handschwert

München-Angerviertel * Der Scharfrichter Lorenz Schellerer vollzieht auf dem Heumarkt, dem

heutigen Rindermarkt, die letzte Hinrichtung mit dem Handschwert. Die sich heftig wehrende

Gattenmörderin kann den Schlägen des Henkers mehrmals ausweichen. Er braucht sieben

Hiebe, „bis sich ihr Kopf vom Rumpfe trennt“.    Die Menschenmenge ist aufgebracht und muss

mit Gewalt zurückgedrängt werden. Lorenz Schellerer bedient danach die ausschließlich zum

Einsatz kommende Guillotine.

1864 – Papst Pius IX. erlässt eine Enzyklika aller zeitgenössischen Irrlehren

Rom-Vatikan * Papst Pius IX. erlässt - wieder ohne Konzil - die Enzyklika Quanta Cura, den

sogenannten „Syllabus“, der eine Aufstellung von achtig zeitgemäßen Irrlehren enthält.        Dazu

gehören nicht nur der Pantheismus, Naturalismus und Rationalismus, sondern vor allem der

Sozialismus, Kommunismus sowie irrige Anschauungen über die Natur der Ehe und das

Verhältnis von Staat und Kirche.   Verurteilt wird auch der ungezügelte Fortschrittsglaube und

der Liberalismus, der die Trennung von Staat und Religion vorsieht.    Die „Kurie“ sieht ihren

Feind in der modernen Welt. Deshalb ist sie gegen die Glaubensfreiheit, Gewissens-, Kult-,

Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit sowie die Demokratie.   Im Gegensatz dazu

verlangt der Papst im „Syllabus“ die Oberhoheit der Kirche über die staatliche Gewalt.       Auf

Kritik an der römisch-katholischen Kirche und auf Individualismus antwortet sie mit dem

Anspruch, dass nur sie selbst auf Erden die Sache Gottes „ausschließlich, alleinig und

entscheidend“ vertreten könne. Wer zu dieser Kirche nicht gehören will, der muss sie eben

verlassen.     Besonders in Deutschland entbrennt daraufhin eine Auseinandersetzung, in deren

Folge es zum sogenannten Kulturkampf kommt. 
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24. Dezember 1865 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird gegründet

USA * Der amerikanische „Ku-Klux-Klan“ wird gegründet. Sein Ziel ist vor allem die

Unterdrückung der Schwarzen. Es handelt sich um einen paramilitärischen Geheimbund im

Süden der Vereinigten Staaten von Amerika, der seine politischen Ziele mit rücksichtslosem

Terror durchsetzen will.    Seine Gewalttaten richten sich zunächst gegen Schwarze und deren

Beschützer sowie gegen die zahlreichen ehemaligen Nordstaatler, die vom Wiederaufbau des

Südens profitieren wollen. 

1. Juni 1866 – Erneuter Bierkrawall in München 

München * Während sich der Konflikt zwischen Österreich und Preußen zuspitzt und Bayern auf

österreichischer Seite mobil macht, entzündet sich in München erneut ein Aufruhr am Bierpreis.

Vom Sterngarten zieht eine protestierende Menge unter dem Ruf „Das Bier ist zu teuer!“ zum

Karlstor. Auf ihrem weiteren Weg durch die Neuhauser Straße bis zum Färbergraben

beschädigen die Aufständischen zahlreiche Brauereien und Wirtshäuser.   Nur das

Pschorr-Brauhaus bleibt verschont. Der alte Pschorr versichert der Menge: „Geht’s nur weiter, ich

geb das Bier schon um sechs Kreuzer.“ Auf die Frage „Ist’s aber auch wahr?“ antwortet er: „Ganz

gewiss!“ Daraufhin zieht die Menge weiter.   Bei der Spatenbrauerei greifen schließlich

Chevaulegers mit blanken Säbeln ein. Bei den gewaltsamen Zusammenstößen kommen

zeitgenössischen Berichten zufolge zwei Menschen ums Leben; mehr als 100 werden verletzt. 

1867 – Arnold Zenetti übernimmt als Baurat die Leitung des Stadtbauamts

München * Der inzwischen zum Oberingenieur ernannte Arnold Zenetti übernimmt als Baurat die

Leitung des Stadtbauamts. Nun besteht für ihn die Möglichkeit, einmal gefasste Ideen und

Bauvorhaben in die Tat umzusetzen.    Max von Pettenkofers leidenschaftliche Forderungen und

Vorschläge, München endlich zur colera- und typhusfreien Stadt zu machen, fallen bei Arnold

Zenetti auf fruchtbaren Boden und finden in ihm einen energischen Unterstützer. Es beginnt eine

fruchtbare Zusammenarbeit der beiden Männer, zu denen sich ab dem Jahr 1870 noch der Erste

Bürgermeister von München, Alois von Erhardt, hinzugesellt. Die gewaltigen Aufgaben, denen

sich die Drei stellten, sind       die Errichtung einer neuzeitlichen Kanalisation,    verbunden mit

einer einwandfreien zentralen Wasserversorgung sowie   der Errichtung eines städtischen Vieh-

und Schlachthofs.      Dadurch können die mehr als achthundert Schlachtstätten der Metzgereien,

die in denkbar unhygienischer Art und Weise arbeiten, geschlossen werden. 
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1870 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird aufgelöst

USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird aufgelöst. 

1870 – Die Altkatholiken spalten sich von der römisch-katholischen Kirche ab

Rom-Vatikan - München * Das Erste Vatikanische Konzil beschäftigt sich mit der Lehrgewalt des

Papstes, bei der die Mehrzahl der Bischöfe die „Unfehlbarkeit des Papstes“ in Glaubensfragen

bejaht. Daraufhin spalten sich - unter Führung von Ignaz Döllinger - die Altkatholiken von der

römisch-katholischen Kirche ab, da sie die Konzilsentscheidung nicht anerkennen wollen.

18. Juli 1870 – Die Unfehlbarkeit des Papstes wird beschlossen

Rom-Vatikan * Die Konzilsmehrheit beschließt auf dem Ersten Vatikanischen Konzil die

„Unfehlbarkeit des Papstes“ in Fragen des Glaubens und des Lebens der Christen sowie seine

oberste und alleinige Rechtsgewalt in der Kirche. Ignaz von Döllinger sieht durch das Dogma von

der päpstlichen Unfehlbarkeit die apostolische Tradition verraten.    Doch die Reaktion der

römischen Kurie folgt umgehend. Alle Katholiken, die aus Gewissensgründen die neuen

Glaubenssätze nicht annehmen und ihnen öffentlich widersprechen, werden exkommuniziert,

also aus der sakramentalen Gemeinschaft der Kirche ausgeschlossen.

28. November 1870 – Prinz Otto warnt seinen Bruder eindringlich

München * Als König Ludwig II. als Regent des zweitgrößten Königreichs dem preußischen König

Wilhelm I. die Kaiserkrone antragen soll, fleht ihn Prinz Otto an:      „Höre noch einmal meine

Stimme; ich beschwöre Dich, das Schreckliche nicht zu tun!    Wie kann es denn für einen Herrn

und König eine zwingende Gewalt geben, seine Selbstständigkeit dahinzugeben und außer Gott

noch einen Höheren über sich anerkennen zu müssen! [...]    Mögen wir auch für den jetzigen

Augenblick Vorteile und Zugeständnisse erlangen, die vielleicht von großem Umfang sind, so

wiegen Sie doch gewiss nicht den hundertsten Teil von jenem Nachteil auf, den wir durch

Dahingebung der Selbstständigkeit erleiden.“      Ganz schön weitblickend! 

1871 – Münchner Maurer treten in den Bierstreik
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München * Aus Protest gegen schwankende Bierqualität sowie offene und verdeckte

Preiserhöhungen treten Münchner Maurer in den Bierstreik. Sechs Wochen lang verzichten sie

auf Bier und trinken stattdessen demonstrativ Milch.   Schließlich eskaliert der Konflikt in

gewaltsamen Ausschreitungen. Aus Sorge vor weiteren Angriffen bringen mehrere Brauer ihre

Ehefrauen und Kinder vorübergehend außerhalb Münchens in Sicherheit. Erst als sich die Lage

beruhigt, kehren die Familien in die Stadt zurück. 

1873 – Der Steyrer Hans tritt zuerst in der „Westendhalle“ in der Sonnenstraße auf

München-Ludwigsvorstadt * In München tritt der Steyrer Hans zuerst in der „Westendhalle“ in der

Sonnenstraße auf.    Mit dem Mittelfinger kann er bereits einen 375 Pfund schweren Steinbrocken

heben.    Um einen weiteren Anreiz fürs Publikum zu schaffen, setzt er eine hohe Belohnung für

denjenigen aus, der es ihm nachmacht. Das bringt mehr Spannung und sorgt für reihenweise

ruinierte Bandscheiben.    Hans Steyrer reichert seine Vorstellungen mit immer effektvolleren

Vorführungen zu einer kompletten „Kraftshow“ an. Dabei zerbricht er unter anderem zwischen

seinen gewaltigen „Pratzen“ Hufeisen.    Schnell sprach sich sein besonderes Talent herum und

erregt dadurch überall Aufsehen, wird bald einem breiteren Publikum bekannt und erhält in der

Folge Engagements in Wien, Berlin und Hamburg.

1874 – Bierboykott mit Milch und Limonade

München * Im seit Jahren andauernden Bierpreisstreit greifen Münchner Arbeiter erneut zu einem

wirkungsvollen Protestmittel: Ganze Belegschaften meiden jene Gaststätten, die den Preis für

einen Liter Bier auf neun Kreuzer erhöhen. Zeitgenössisch ist noch häufig vom englischen

„Strike“ die Rede. Genau genommen legen die Arbeiter ihre Arbeit jedoch nicht nieder, sondern

organisieren einen gezielten Bier- und Wirtsboykott.   Auch Maurer aus Haidhausen und Giesing

schließen sich der Bewegung an. Sie versprechen auf Ehrenwort, so lange Milch statt Bier zu

trinken, bis der Preis wieder auf acht Kreuzer sinkt. Münchner Zeitungen stärken die

Durchhaltemoral der Boykottierenden und veröffentlichen sogar Rezepte für preiswerte

Ersatzgetränke.   Unter der Überschrift „An das durstige Publikum“ empfiehlt die „Volksstimme“

eine selbst hergestellte Brauselimonade: „Wer da glaubt, das Bier nicht entbehren zu können, der

mache den Versuch: Kaufe bei einem Materialisten ungefähr für 18 Kreuzer Weinsteinsäure, um

neun Kreuzer doppeltkohlensaures Natron, nehme zu einem halben Liter Wasser zwei Teile

Natron, einen Teil Weinsteinsäure, und das billigste Selterswasser ist fertig. Um 27 Kreuzer hat

man eine ganze Woche Selterswasser – statt saurem Bier!“   Der organisierte Konsumverzicht

zeigt einen Wandel der Protestformen: An die Stelle gewaltsamer Bierkrawalle tritt zunehmend
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der wirtschaftliche Druck auf Wirte und Brauer. Wer das Bier verteuert, soll darauf sitzen bleiben. 

24. Juni 1874 – Ein Bierstreik als organisierter Verbraucherboykott

München * Auf der Titelseite seiner Ausgabe vom Mittwoch, dem 24. Juni 1874, ruft der

„Zeitgeist“ unter der Überschrift „An die Arbeiter Münchens!“ dazu auf, den Boykott bis zu einem

vollständigen Erfolg fortzusetzen: „Der am Morgen des 20. Juni von wenigstens 20–25.000

Männern begonnene Bierstreik hat bis heute bereits namhafte Erfolge zuwege gebracht. Eine

erhebliche Anzahl von Wirten, bei denen die Arbeiter zahlreich zu verkehren pflegen, haben den

Bierpreis, so wie gefordert, herabgesetzt. Dieser teilweise Sieg war ein über Erwarten rascher.“  

Die Zeitung warnt davor, in der Entschlossenheit nachzulassen. Der Aufruf endet mit der

eindeutigen Parole: „Kein Arbeiter darf auch fernerhin irgendwo ein Glas Bier trinken, wo der Liter

mehr als acht Kreuzer kostet!“   Der sogenannte Bierstreik erweist sich damit als organisierter

Verbraucherboykott. Statt die Arbeit niederzulegen oder gewaltsam gegen Brauereien

vorzugehen, setzen die Münchner Arbeiter Wirte und Brauer durch gemeinsamen

Konsumverzicht wirtschaftlich unter Druck.

März 1877 – Warnungen vor Gewalt auf dem Salvatorkeller

München-Au * Schon Jahre vor der späteren „Salvatorschlacht“ fürchten Polizei und Presse einen

größeren Gewaltausbruch auf dem Salvatorkeller. Während der Starkbierzeit kommt es dort

immer wieder zu Trunkenheit, Streit und handfesten Auseinandersetzungen.   Das „Dillinger Tag-

und Anzeigenblatt“ zeichnet im Frühjahr 1877 ein drastisches Bild: „Alle Jahre wiederholen sich

zur Schande Münchens und zur Belästigung der Einwohner dieselben widerlichen Erscheinungen

in Folge des Salvatorgenusses. Auf dem Keller selbst gibt es viehische Szenen, deren viele zu

beschreiben der Anstand verbietet. Da wird gebrüllt, gerauft, gestochen, mit Masskrügen

geworfen usw.“   Der Bericht macht deutlich, dass die Ausschreitungen von 1888 nicht völlig

überraschend kommen. Bereits mehr als ein Jahrzehnt zuvor gilt der Salvatorkeller während der

Starkbierzeit als möglicher Schauplatz schwerer Gewalttaten. 

März 1887 – Überfüllte Halle am Rand des Krawalls 

München-Au * Während der Starkbiersaison ist die Halle des Salvatorkellers vollständig überfüllt.

Das Schreien und Toben nimmt derartige Ausmaße an, dass die Situation jederzeit außer

Kontrolle geraten kann.   Ein zeitgenössischer Bericht hält erleichtert fest, es sei ein Glück
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gewesen, „dass unabsehbare Exzesse nicht stattgefunden haben“. Die befürchtete Eskalation

bleibt in diesem Jahr noch aus. Doch die angespannte Lage kündigt bereits die gewaltsame

„Salvatorschlacht“ des folgenden Jahres an. 

9. März 1888 – Staatstrauer überschattet die Starkbiersaison 

Berlin - München-Au * Die Starkbiersaison steht von Beginn an unter einem schlechten Stern. Am

9. März stirbt Kaiser Wilhelm I. im Alter von 90 Jahren in Berlin. Sein Tod löst im gesamten

Deutschen Reich eine mehrwöchige Staatstrauer aus.   Auch in München prägen

Trauerbeflaggung und Einschränkungen öffentlicher Vergnügungen das gesellschaftliche Leben.

Die ausgelassene Stimmung des Salvatorausschanks steht damit in einem deutlichen Gegensatz

zur offiziell angeordneten Trauer. Nur wenige Wochen später kommt es dennoch zur

gewaltsamen „Salvatorschlacht“. 

11. März 1888 – Von der Wirtshausrauferei zum Bierkrawall

München-Au * Nicht jeder Bierkrawall entsteht aus Protest gegen steigende Preise, die Obrigkeit

oder die Brauereien. Das zeigt eine große Massenschlägerei, die als „Salvatorschlacht“ in die

Münchner Stadtgeschichte eingeht.   Zwar steigt der Preis für die Mass während der

Starkbiersaison 1888 um einen Pfennig. Diese Erhöhung bildet jedoch lediglich den

angespannten Hintergrund der Ereignisse. Ausgelöst wird die gewaltsame Auseinandersetzung

am 23. März durch einen scheinbar nichtigen Anlass. Was zunächst wie eine gewöhnliche

Wirtshausrauferei beginnt, entwickelt sich zu einem der bekanntesten Bierkrawalle des

ausgehenden 19. Jahrhunderts. 

20. März 1888 – Zusammenstoß zwischen Soldaten und Zivilisten

München-Au * Auf dem Salvatorkeller geraten angetrunkene Soldaten und Zivilisten aneinander.

Aus dem Streit entwickelt sich eine heftige Schlägerei. Ein zeitgenössischer Bericht hält fest:

„Eine ziemliche Anzahl Personen erlitten mehr oder minder schwere Verletzungen.“   Trotz des

gewaltsamen Zwischenfalls ordnen die Behörden keine zusätzlichen Beschränkungen an. Der

Salvatorausschank wird bis einschließlich 24. März in der üblichen Form fortgesetzt. Die

Auseinandersetzung erweist sich jedoch als Vorzeichen der noch schwereren Ausschreitungen

vom 25. März.
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25. März 1888 – Die Salvatorschlacht

München-Au * Das Musikverbot wegen der Staatstrauer um den verstorbenen Kaiser Wilhelm I.

dämpft zwar zunächst die Stimmung auf dem Nockherberg, verhindert aber keine

Ausschreitungen. Der genaue Auslöser der „Salvatorschlacht“ lässt sich später nicht mehr

feststellen. Vermutlich entstehen an verschiedenen Stellen gleichzeitig zwei zunächst

unbedeutende Streitigkeiten, die sich in der dicht gedrängten Menge überlagern und rasch

ausweiten.   Innerhalb kurzer Zeit entwickelt sich daraus eine gewaltige Massenschlägerei.

Mehrere Hundert Besucher geraten aneinander. Der als Verlängerung des Starkbierfestes

genehmigte zusätzliche Ausschanktag geht als „Salvatorschlacht“ in die Münchner

Stadtgeschichte ein.

25. März 1888 – Rekruten greifen ihren Vorgesetzten an

München-Au * Gleichzeitig entsteht an anderer Stelle ein zweiter Konflikt. Angetrunkene Rekruten

des Infanterie-Leib-Regiments entdecken unter den Gästen einen verhassten Sergeanten. Der

Vorgesetzte gilt in der Kaserne als „Leuteschinder“. Die Rekruten nutzen die Gelegenheit zu einer

spontanen Racheaktion und verprügeln ihn. Freunde des Sergeanten greifen ein und kommen

ihm zu Hilfe.   Die Auseinandersetzung weitet sich rasch über die Kellerhalle und den Biergarten

aus. Schließlich gilt die Parole „Jeder gegen jeden“. Maßkrüge fliegen durch die Luft, während die

Beteiligten mit Fäusten und „Hackelstegga“, Spazierstöcken mit gebogenem Griff, aufeinander

einschlagen. Zahlreiche Gäste suchen unter den Tischen Schutz; dennoch werden viele

Menschen verletzt.   Zu Beginn des Tumults stehen dem Saalschutz lediglich ein

Gendarmeriewachtmeister und wenige Ordnungskräfte zur Seite. Gegen die gewaltbereite Menge

sind sie machtlos. Sie alarmieren weitere Gendarmen sowie die Wache des nahe gelegenen

Zuchthauses und die dort einquartierten Infanteristen.   Doch auch die eintreffenden Soldaten

können die Schlägerei zunächst nicht beenden. Die beiden gleichzeitig entstandenen Konflikte

haben sich inzwischen zu einer unübersichtlichen Massenschlacht verbunden, die den gesamten

Salvatorkeller erfasst.

1891 – Hubert Herkomer malt ein gewaltiges Gruppenbild

München-Lehel * Hubert Herkomer malt ein gewaltiges Gruppenbild mit dem Titel „Die

Magistratssitzung“. Es wird auf der ersten Ausstellung der Münchner Secession gezeigt.
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1. Juli 1891 – Georg von Vollmar (SPD) hält seine sogenannten Eldorado-Reden

München * Der bayerische Sozialdemokrat Georg Heinrich von Vollmar hält am 1. und am 6. Juli

seine sogenannten „Eldorado-Reden“ [so genannt nach dem Lokal]. Nach dem Auslaufen der

„Sozialistengesetze“ - so Vollmar - könne man „den Weg der Verhandlungen betreten und

versuchen, auf der Grundlage der heutigen Staats- und Gesellschaftsordnung Verbesserungen

wirtschaftlich und politischer Art herbeizuführen“. Die Idee, eine gewaltsame soziale Revolution

sei unvermeidlich, ist damit ebenso aufgegeben wie die Theorie von Karl Marx. Außerhalb

Bayerns werden Vollmars Ansichten nur wenig akzeptiert. 

1897 – In Deutsch-Südwestafrika bricht eine Rinderpest aus

Deutsch-Südwestafrika * Die Herero erwirtschafteten ihren Lebensunterhalt traditionell mit der

Rinderzucht. Als es im Jahr 1897 zu einer Rinderpest ausbricht, werden die Herden der

Herero stark dezimiert. Durch die zunehmende Aneignung des Landes, insbesondere wertvoller

Weidegründe, durch die sich die deutschen Siedler in den Besitz der Rinder bringen wollen,

kommt es in der Folge zu empfindlichen Einbußen der Herero.    Das betrifft nicht nur

wirtschaftliche, sondern auch kulturelle Werte. Hinzu kommen noch Betrügereien der Siedler.

Durch die daraus resultierende Verarmung waren viele Herero gezwungen, Lohnarbeit auf

deutschen Farmen anzunehmen.  Andere, noch Vieh besitzende Herero, geraten immer öfter in

Konflikte mit den Siedlern, wenn sie ihre Herden auf dem nunmehr von den Deutschen

beanspruchtem Land weiden ließen. Zornige Siedler vertreiben die Hirten oftmals gewaltsam.   

Neben dem existenzbedrohenden Verlust immer größerer Weidegebiete war es die rassistische

Diskriminierung der Herero, die als Auslöser für den Aufstand wirkt. Weitere schwere Vergehen

waren Vergewaltigung und Mord, deren sich Siedler gegenüber den Herero schuldig gemacht

hatten. Dass diese Fälle vielfach nicht oder nur milde bestraft werden, verstärkt die Spannungen

weiter. 

1. Juli 1897 – Ein gewaltiger Orkan fegt über München hinweg

München-Haidhausen * Ein gewaltiger Orkan fegt über München hinweg, reißt das 17 Meter hohe

Gerüst am Friedensmonument nieder und zertrümmert es. Das Gerüst fällt auf die Bauhütte und

zerstört diese zum größten Teil. Zum Glück befinden sich alle Arbeiter in einem Bereich, der

unversehrt blieb.
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11. Juni 1898 – Der Prinzregent eröffnet die II. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung

München-Isarvorstadt * Am Samstag, dem 11. Juni 1898, eröffnet Prinzregent Luitpold die II.

Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung 1898 auf der Kohleninsel, die auch „zu etwas anderem

gut sei als zu schmutzigen Schuppen, nächtlichem Aufenthalt lichtscheuen Gesindels und ab und

zu einer verschwiegenen Mord- oder Gewalttat“. München ist damit Gastgeber eines der

bedeutendsten technischen Ereignisse des ausgehenden 19. Jahrhunderts.     Die Ausstellung ist

als Leistungsschau konzipiert, die einem breiten Publikum die technischen Neuerungen,

industriellen Errungenschaften und den Fortschritt der Maschinenbauindustrie zugänglich

machen soll.   Sie ist sowohl für Fachbesucher, als auch für die breite Öffentlichkeit zugänglich

und stellt eine bedeutende Leistungspräsentation für moderne Technik und Industrie dieser Zeit

dar.   Dadurch wird sie zu einem Meilenstein für die Technik und zu einem Symbol des

technischen Fortschritts im Deutschen Kaiserreich.   Als ein Spiegelbild der Industrialisierung und

des Innovationsgeists der damaligen Zeit zieht die Ausstellung Ingenieure, Unternehmer,

Wissenschaftler und Technikinteressierte aus ganz Europa an.   Sie präsentiert die gesamte

Bandbreite der modernen Maschinen und Arbeitsgeräte - von Dampfmaschinen und

Elektromotoren über Werkzeugmaschinen bis hin zu landwirtschaftlichen und industriellen

Maschinen.     Viele der vorgestellten Maschinen finden rasch Eingang in den industriellen Alltag

und tragen zur Steigerung der Produktivität und maßgeblich zur Entwicklung des Maschinenbaus

im Deutschen Kaiserreich bei. Sie bietet zudem den heimischen Unternehmen die Gelegenheit,

ihre Produkte international zu vermarkten und so die Exportwirtschaft zu stärken.   Der

Ausstellungsbau ist ein gewaltiges Gebäude im neoklassizistischen Stil mit einer imponierenden,

säulengeschmückten Eingangshalle, einem 45 Meter hohen Rundturm, dessen Aussichtsgalerie

über einen elektrischen Fahrstuhl erreicht werden kann, und weiteren

Nebengebäuden. Zusammen mit der integrierten Isarkaserne stehen rund 4.000 Quadratmeter

Ausstellungsfläche zur Verfügung.  Architektonisch folgt man zwar den großen Vorbildern der

Weltausstellungen, doch der schöne Schein ist trügerisch, denn die Bauten bestehen aus

zusammengenagelten und weiß getünchten Brettern, die Säulen und der üppige Figurenschmuck

sind lediglich Gips und Stuck - und damit nur für eine begrenzte Dauer konzipiert.   Im südlichen

Teil der Insel erreicht man über einen Park das Hauptrestaurant. Dem gegenüber befindet sich

das Automatenrestaurant, in dem man sich - eine absolute Neuheit für die Münchner - gegen

Geldeinwurf verpflegen kann. Im Park gibt es außerdem eine große Gartenschau und täglich

stattfindende Standkonzerte.  Eine weitere Attraktion der II. Kraft- und

Arbeitsmaschinen-Ausstellung ist die Wasserrutschbahn am östlichen Ufer der Kohleninsel. Für

20 Pfennige kann man von der Plattform eines Turmes - in 13 ½ Metern über dem Wasserspiegel

und auf einer schiefen Ebene von 67 Metern Länge - in zwei, auf Schienen laufenden flachen,

durch ihre eigene Schwerkraft angetriebenen Boote in die Isar hineinrutschen. Das Abenteuer ist
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völlig harmlos und ohne Gefahr, und ruft sowohl bei den Teilnehmern als auch bei den

Zuschauern das „unbändigste“ Vergnügen hervor. 

10. September 1899 – Es regnet sechs Tage und Nächte

München * Im September 1899 regnet es ungewöhnlich lange und stark. Gewaltige

Wassermassen lassen den Pegel der Isar massiv ansteigen. Uferbefestigungen werden überspült

und in Längen von zwanzig Metern aufgerissen.   Die Ursache für die Hochwasserkatastrophe

liegt nach zeitgenössischen Berichten darin, dass es sechs Tage und Nächte extreme

Niederschläge gab, die man heute mit dem Begriff „Starkregen“ bezeichnet. Während der ersten

Tage ging er im Gebirge als Schnee nieder, um sich nach einem deutlichen Temperaturanstieg in

Regen zu verwandeln. Die Schneeschmelze und weitere schwere Niederschläge führten zu

einem Ansteigen der Wasserstände in München um etwa vier Meter. 

14. September 1899 – Wassermassen bringen die Luitpoldbrücke zum Einsturz

München-Haidhausen * An den Ufern der Isar, die schon seit römischer Zeit mit vollem Recht als

die „Reißende“ bezeichnet wurde, versammeln sich gaffende Menschenmengen und erwarten am

den dramatischen Einsturz der Luitpoldbrücke, nachdem durch die Gewalt des Wassers am Tag

zuvor bereits die Bogenhausener Brücke zusammengestürzt war. Ihre Sensationslüsternheit wird

tatsächlich befriedigt, als eines der Widerlager unterspült wird, nachgibt und die

Eisenkonstruktion mit lautem Knall zusammenbricht.

27. Januar 1900 – Europäische Einrichtungen wollen vor den Boxern geschützt werden

Shandong - China * Die Kolonialmächte fordern die chinesische Regierung auf, europäische

Einrichtungen vor den Boxern zu schützen.    Im Frühjahr und Sommer 1900 führen Attacken der

sogenannten Boxerbewegung gegen Ausländer und chinesische Christen zu einem Krieg

zwischen China und den Vereinigten acht Staaten, die sich zusammensetzten aus dem

Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Russland und

den USA.    Getragen wird der Boxeraufstand von den Verbänden für Gerechtigkeit und

Harmonie. Die Boxer bekämpfen den europäischen, US-amerikanischen und japanischen

Imperialismus. Die Bezeichnung Boxer bezieht sich auf eine traditionelle chinesische

Kampfkunstausbildung, die sich selbst als Yihetuan, also Verband für Gerechtigkeit und

Harmonie, nennt. Bei den Boxern handelt es sich um eine soziale Bewegung die sich zwischen
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1898 und 1900 als unmittelbare Reaktion auf die Krisenstimmung gegen Ende des 19.

Jahrhunderts gebildet hatte.    Ihr ursprünglicher Schwerpunkt lag in der Provinz Shandong, wo

das Deutsche Reich“einige Bergbau- und Eisenbahnkonzessionen besaß. Im Frühjahr und

Sommer 1900 breitet er sich dann über weite Teile Nordchinas aus.    Die Boxer machen die

Ausländer und die chinesischen Christen für die Störungen der natürlichen Umwelt und der

sozialen Harmonie verantwortlich. Sie fordern die Beseitigung der Feinde Chinas mit Gewalt, um

die Harmonie wieder herzustellen und treten dabei als Unterstützer der herrschenden

Quing-Dynastie auf. Eine ihrer Parolen lautet: „Unterstützt die Quing und vernichtet die

Fremden.“ 

27. Juli 1900 – Kaiser Wilhelm II. hält seine berühmt-berüchtigte Hunnenrede

Bremerhaven * Kaiser Wilhelm II. hält in Bremerhaven seine berühmt-berüchtigte „Hunnenrede“.

Anlässlich der Verabschiedung des deutschen Ostasiatischen Expeditionskorps zur

Niederschlagung des Boxeraufstandes im Kaiserreich China spricht der Kaiser die

Worte: „Pardon wird nicht gegeben! Gefangene werden nicht gemacht!“    „Wie vor tausend

Jahren die Hunnen [...] sich einen Namen gemacht, der sie noch jetzt in der Überlieferung

gewaltig erscheinen lässt, so möge der Name Deutschland in China in einer solchen Weise

bestätigt werden, dass niemals wieder ein Chinese es wagt, etwa einen Deutschen auch nur

scheel anzusehen.“ 

3. November 1900 – Die Hebefeier für das neue Festspielhaus am Prinzregentenplatz

München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Mit einem gewaltigen Personaleinsatz von

fünfhundert Arbeitern kann - trotz aller Widrigkeiten - der Rohbau für das neue Festspielhaus am

Prinzregentenplatz mit der Hebefeier abgeschlossen werden.

1907 – Vom Monumentalprojekt zum Brückendenkmal

München-Au - München-Isarvorstadt * Die Überarbeitung des Entwurfs des Monuments für König

Ludwig II. nehmen nun der Münchner Stadtbaurat Hans Grässel und der Bildhauer und

Akade­mieprofessor Adolf von Hildebrand vor.     Das Denkmal wird um die Hälfte niedriger und

vereinfacht.   Das große Relief schrumpft zu einer drei Quadratmeter großen Gedenktafel

zusammen.   Auch der Standort wird von der Nord- auf die Südseite der Corneliusbrücke - in die

bereits vorhandene Bastion - verlegt.   Nach der Genehmigung durch Prinzregent Luitpold wird
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die Statue bei dem Bildhauer und Erzgießer Ferdinand von Miller in Auftrag gegeben.   Nun

konnte ein gewaltiger, elf Meter hoher Überbau aus rosafarbenem Untersberger Marmor

entstehen, der ein Denkmal für den bayerischen König Ludwig II. enthalten sollte.   Es ist 3,20

Meter hoch und mehr als zwei Tonnen schwer.   Das Standbild zeigt den jun­gen König im

Krönungsornat, wie er von seinem Thron heruntersteigt.   Das ist - wie sich sehr bald zeigen sollt

- eine äußerst symbolträchtige Geste.

21. Mai 1913 – Der Komponist Richard Wagner erhält ein Denkmal

München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Einen Tag vor dem 100. Geburtstag Richard

Wagners wird ihm zu Ehren eine Statue neben dem Prinzregententheater enthüllt. Heinrich

Waderé? hat das Monument gestaltet. Aus mehreren zur Verfügung stehenden Entwürfen

wählt man denjenigen aus, der den Komponisten in ähnlicher Pose zeigt, wie das berühmte

Porträt von Johann Wolfgang von Goethe in der Campagne.    Da die ruhende Darstellung des

Künstlers extrem stark im Gegensatz zu dem unsteten Leben des Musikers steht, kommt bald

Kritik hoch, in die sogar das städtische Kollegium der

Gemeindebevollmächtigten einstimmt. Letztlich beruhigt aber ein einziges Argument alle

Kritikerstimmen: Da Richard Wagner von Natur aus nur mit einer geringen Körpergröße

ausgestattet war, hätte ein stehendes Denkmal die Öffentlichkeit nur wenig beeindruckt.    Der

Marmor für die Figur stammt vom Untersberg. Er umfasst als Rohblock 14 Kubikmeter Inhalt und

wiegt 600 Zentner. Über dreißig Pferde sind notwendig, um diese gewaltige Last

vom Untersberger Steinbruch zur nächsten Eisenbahn zu schaffen, mit der er ab Berchtesgaden

nach München gebracht wird. Bildhauer Heinrich Waderé hat sich am Ostbahnhof ein

provisorisches Atelier eingerichtet.    Da die fertige Marmorfigur noch immer 450 Zentner wiegt

gestaltet sich der Transport vom Atelier zum Aufstellungsort als besonders schwierig. Er nimmt

mehr als zwei Tage in Anspruch. Die Statue muss mit einer Straßenlokomotive der Firma

Maffei zum Ort seiner Aufstellung gebracht werden. Dort behindert vor allem der weiche Boden

die Arbeiten, da sich die Räder des Transportwagens immer wieder eingraben.    Cosima und

Siegfried Wagner lehnen ihre Teilnahme an der Denkmalenthüllung ab. Bei Cosima sind es

gesundheitliche, bei Siegfried grundsätzliche Gründe. Die Konkurrenz der Münchner

Festspiele für Bayreuth sind aber die wahren Beweggründe.    Das gesellschaftliche Ereignis an

der Prinzregentenstraße wird durch Richard Wagners „Huldigungsmarsch“ eröffnet. Münchens

erster Bürgermeister, Wilhelm von Borscht, hält eine Ansprache und Ernst von Possart, der

Initiator des Denkmals, sagt in seiner Rede: „So grüßen wir Dich, Unsterblicher! Möge Dein Antlitz

uns leuchten“. Prinzregent Ludwig III. enthüllt schließlich das Wagner-Denkmal.    Die

sozialdemokratische Tageszeitung Münchener Post kommentiert das Ereignis mit den
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Worten: „Das Streben Münchens, die seiner Zeit an Bayreuth abgegebene Hegemonie im Reiche

von Wagners Kunst an sich zu bringen - das heimliche Agens [die treibende Kraft] unserer

Festspiele - hat uns nun endlich ein würdiges Denkmal des Meisters beschert.“    Gleichzeitig

kritisiert das Blatt, dass der Eröffnungsakt nicht dem Festwiesenbild der

Wagner'schen Meistersinger entsprach und auf den „Wach-auf-Chor“ kein spontaner Jubel des

Volkes, sondern ein „hochoffiziell-eisernes Schweigen“ der „aristokratisch-bürgerlichen

Festversammlung“ folgt. Den Abschluss der Einweihungsfeierlichkeiten für

das Musiker-Standbild bildet der „Tannhäusermarsch“.

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen

Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten

finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 

28. Juli 1914 – Der Eine ist zu alt, der Andere zu jung

Wien * Der bei Kriegsbeginn kurz vor seinem 84. Geburtstag stehende österreichisch-ungarische

Kaiser Franz Joseph I. ist zu schnellen und grundsätzlichen Entscheidungen kaum noch in der

Lage, auch wenn er versucht, täglich seine Akten pflichtbewusst und akribisch zu bearbeiten.   

Sein Thronfolger, Erzherzog Karl, ist gerade 27 Jahre alt und politisch wie militärisch noch ohne

Erfahrung. Weil aber die Oberbefehlsgewalt von einem adeligen Mitglied des Erzhauses

übernommen werden muss, fällt die Wahl auf der 58-jährigen Erzherzog Friedrich. Er besitzt

allerdings nur wenige Eigenschaften, die ihn zum Oberbefehlshaber der

österreichisch-ungarischen Armee befähigen. Erzherzog Friedrich wird als eher ängstlich

beschrieben, der nur wenig persönliche Initiative entwickelt und sich hauptsächlich mit seiner
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Frau beratschlagt, welche Uniform er tragen soll. 

31. Juli 1914 – König Ludwig III. verhängt den Kriegszustand

München-Maxvorstadt * Am Nachmittag wendet sich der 69-jährige König Ludwig III. am

Nachmittag an die Kundgebungsteilnehmer vor dem Wittelsbacher Palais. Er bedankt sich

zunächst für die Huldigungen, die er als „Ausdruck der Treue und der Vaterlandsliebe“ betrachtet.

   Im Wissen, auf welche Katastrophe das Deutsche Reich zusteuert, weist der Bayernherrscher

auf die ernste und schwere Zukunft hin und erklärt: „Es sind [...] sehr schwere und ernste Zeiten,

denen wir entgegen gehen. Aber ich vertraue darauf, dass das bayerische Volk wie seit vielen

Jahrhunderten auch jetzt in Treue zu seinem Herrscherhaus stehen wird.“  Dann verhängt auch

König Ludwig III. den Kriegszustand, verbunden mit der Anordnung des Standrechtes und

den Übergang der vollziehenden Gewalt auf die Militärbehörden.   Der Text seiner Verordnung

lautete kurz und bündig: „Wir finden uns bewogen, auf Grund des Artikels I des Gesetzes über

den Kriegszustand vom 5. November 1912 zu verordnen: Über das Gesamtgebiet des

Königreichs wird der Kriegszustand verhängt.Gegeben zu München, den 31. Juli 1914. Ludwig.“ 

1. August 1914 – König Ludwig III. gibt die Mobilmachung bekannt

München-Maxvorstadt * Gegen 19:30 Uhr tritt der greise König Ludwig III. auf den Balkon

des Wittelsbacher Palais und gibt die Mobilmachung bekannt. Jubelnd und hüteschwenkend

versammeln sich begeisterte Bürger, die den Kriegsausbruch feiern.    Der versammelten

Menschenmenge ruft er zu, er sei zuversichtlich, dass sich seine Soldaten „im Verein mit ihren

deutschen Bundesgenossen ebenso wie vor 44 Jahren tapfer schlagen werden und [er] hoffe zu

Gott, er möge sie ehrenvoll mit Sieg gekrönt wieder in die Heimat zurückkehren lassen“.    Als

erster Mobilmachungstag wird der 2. August bestimmt. Die vollziehende Gewalt geht damit von

den Zivilbehörden auf die kommandierenden Generale der drei bayerischen Armeekorps in

München, Nürnberg und Würzburg über. In der Pfalz übernimmt der Kommandeur der 3. Division

diese Aufgabe. Auch die öffentliche Sicherheit wird den Militärbefehlshabern anvertraut.    Für die

bayerische Regierung sind weitreichende Anordnungen der Militärs auch dann „statthaft, wenn

sie im Widerspruch mit bestehenden Gesetzen stehen und sich nicht auf einen gesetzlichen

Vorbehalt gründen“. Damit ist das öffentliche Leben weitgehend unter militärischer Kontrolle.

4. August 1914 – Schwere Belagerungsgeschütze gegen die belgischen Forts
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Belgien * Belgien hat etwas über 100.000 Mann unter Waffen; die Deutschen greifen mit 2,4

Millionen Soldaten an.      Zwingende Voraussetzung für einen zügigen deutschen Vormarsch ist

die Erstürmung der „Festungsstadt Lüttich“, die durch ein Dutzend Außenforts gesichert ist.     

Das deutsche Heer setzt die ersten neuartigen Waffen dieses Krieges ein: schwere

Belagerungsgeschütze.    Sie bestehen aus den von Österreich geliehenen „Skoda-Mörsern“ des

Kalibers 30,5 Zentimeter und der „Dicke Bertha“ genannten „Krupp-Kanonen“, die ein Kaliber von

unglaublichen 42 Zentimetern aufweisen und eine gewaltige Zerstörungskraft erzeugen.      Diese

Geschütze lassen die als unzerstörbar geltenden Betonkuppeln der Lütticher Forts „aufplatzen

wie Kürbisse“.    Der deutsche Vormarsch und die deutschen Waffen schlagen in der Folge eine

Schneise der Verwüstung durch Belgien. 

30. August 1914 – Die geplante Umzingelung von Paris wird nicht weiter verfolgt

Paris * Die ursprünglich geplante Umzingelung von Paris wird nicht weiter verfolgt.

Generaloberst Alexander von Klucks Armee folgt einfach von Generaloberst Karl von Bülow an

die Marne - und lässt damit seine gesamte rechte Flanke ungeschützt.      Jetzt stehen die

Deutschen zwar kurz vor der französischen Hauptstadt, doch sind sie von ihrer eigenen

Versorgung abgeschnitten. Sie haben keine Verbindung zum Hauptquartier in Luxemburg und

sind durch die anstrengenden Gewaltmärsche für die anstehenden militärischen

Auseinandersetzungen geschwächt. Außerdem ist die Kommunikation zwischen den beiden

Armeen äußerst mangelhaft. Und weil die Übermittlung drahtloser Nachrichten ins

Hauptquartier oft 24 Stunden und mehr dauern, sind die Franzosen bald über die Schwachstelle

der Deutschen Armee bestens unterrichtet.     Die deutsche Armeeführung glaubt immer noch,

dass die Franzosen wie aufgeschreckte Hasen davongelaufen sind. Doch zum Unterschied des

Deutsch-Französischen Krieges von 1870/71 ist es der französischen Führung gelungen, die

Truppen neu zu sammeln. Einige ranghohe französische Offiziere werden dennoch wegen

„Unfähigkeit vor dem Feind“ versetzt und die kämpfenden Truppen neu strukturiert. 

8. Februar 1915 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird neu gegründet

USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan&nbsp;wird als Massenorganisation&nbsp;neu

gegründet.&nbsp;

24. Juni 1916 – Die Schlacht an der Somme beginnt
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An der Somme * Mit gewaltigen Artillerieschlägen beginnt die Schlacht an der Somme. 

23. August 1916 – Karl Liebknecht zu über vier Jahren Zuchthaus verurteilt

Berlin * Das Urteil gegen Karl Liebknecht lautet in der zweiten Instanz: „Der Angeklagte wird

wegen versuchten Kriegsverrat in Tateinheit mit erschwertem Ungehorsam im Felde sowie wegen

Widerstand gegen die Staatsgewalt mit vier Jahren und einem Monat Zuchthaus bestraft.

Zugleich wird auf Entfernung aus dem Heere, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer

von sechs Jahren […] erkannt.“     Hugo Haase, der bis März 1916 immerhin SPD-Vorsitzender

ist, setzt sich vergeblich für Liebknechts Freilassung ein. 

9. März 1917 – Die Petersburger Proteste münden in einen Generalstreik

Petersburg * In den folgenden Tagen münden die Proteste in einen Generalstreik, aber auch in

Plünderungen und Ausschreitungen. Die Polizei ist nicht mehr Herr der Lage, da sich die

herbeigerufenen Soldaten mit den Demonstranten verbrüdern.    Zar Nikolaus II. reagiert auf die

Streiks, indem er dem Militär befiehlt, mit Waffengewalt gegen die aufbegehrende

Menschenmenge vorzugehen. Am Nachmittag schießen Angehörige eines Garderegiments auf

die „Aufrührer“. Sechzig Demonstranten sterben.    Das bewirkt jedoch genau das Gegenteil, da

nun auch an anderen Orten die Proteste beginnen. Ganze Regimenter wechseln die Seiten. An

anderen Orten dagegen gingen Soldaten gegen die Polizei vor. 

2. Juli 1917 – Rassenunruhen in St. Louis

St. Louis, Missouri * &nbsp;Josephine McDonald erlebt in St. Louis Rassenunruhen. Wegen

rassenbedingter Gewalt durch weiße Amerikaner kommt es zu einem mehrtägigen Massaker, das

als „schlimmster Fall arbeitsbedingter Gewalt in der amerikanischen Geschichte des 20.

Jahrhunderts“ und als eines der schlimmsten rassistischen Massaker in der Geschichte der USA

beschrieben wird.    Das ist ein so prägendes Erlebnis, dass Josephine Baker &nbsp;später zu

einer engagierten Kämpferin gegen Rassismus werden wird.&nbsp;

14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -
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FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und

politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

3. September 1917 – Michael von Faulhaber besetzt den Münchner Erzbischofsstuhl

München-Kreuzviertel * Die Inthronisation des neuen Erzbischofs von München-Freising, also die

liturgische Einführung in sein Amt und die rechtliche Besitzergreifung seiner Diözese, erfolgt.

Angesichts des Krieges verzichtet Michael von Faulhaber auf die sonst üblichen großen

Feierlichkeiten sowie den Festzug durch die Stadt. Stattdessen fährt er direkt vom Palais

Holnstein zum Dom. Äußeres Zeichen für die Besitzergreifung der Erzdiözese durch den

Oberhirten ist die Übernahme der Kathetra und des Bischofsstabes.   Als Faulhaber seinen

Münchner Bischofsstuhl besetzt, ist er 48 Jahre alt. Dreieinhalb turbulente Jahrzehnte übt er das

Amt des Erzbischofs von München und Freising aus. Sie bringen das Ende der Monarchie durch

eine unblutige Revolution und führen von der Räterepublik über die Weimarer Republik zur

nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und schließlich zum mühsamen Wiederaufbau nach dem

verlorenen Zweiten Weltkrieg. 

20. Januar 1918 – Die Jännerstreiks werden beendet

Wien * Der sozialdemokratische Parteivorstand Österreichs veranlasst eine Regierungserklärung,

die zahlreiche Zugeständnisse an die Streikenden enthält. Darunter die Zusicherung,       die

katastrophale Lebensmittelversorgung zu verbessern und   sich um Friedensverhandlungen zu

bemühen.      Er setzt damit den Beschluss zum Abbruch des Streiks durch. Die Beendigung des

Streiks verärgert die radikale Linke, die sich von den Versprechungen nicht beeindrucken lassen

will. Die Militärs hätten allerdings nicht davor zurückgeschreckt, mit militärischer Gewalt gegen

den Streik und die Streikenden vorzugehen. 

27. Januar 1918 – Das Innenministerium erfährt von den vorbereiteten Streiks

München-Kreuzviertel * In der Nacht trifft beim bayerischen Innenministerium die Nachricht ein,

dass am darauffolgenden Tag       ein dreitägiger Generalstreik beginnen und   der Streik

innerhalb von drei Tagen in ganz Deutschland zum Durchbruch kommen soll.   Kuriere reisen von

Berlin mit der Eisenbahn in alle größeren Städte des Deutschen Reichs, um Flugblätter zu
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verteilen und mündliche Nachrichten zu überbringen.   Vertrauensleute sollen in

Kriegswirtschaftsbetrieben, insbesondere in Munitionsfabriken zur Arbeitsniederlegung

auffordern.     Demonstrationszüge mit Ansprachen sind geplant.      In einer kurzfristig

anberaumten Besprechung wird vereinbart, dass       keine Gewalt gegen Arbeitseinstellungen

angewandt werden soll,   die Polizei soll Menschenansammlungen lediglich zerstreuen,   bei

„Zusammenstößen mit streikenden Arbeitern [muss] nach dreimaliger Aufforderung,

auseinanderzugehen, scharf geschossen werden“. 

27. Februar 1918 – Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz gemeinsam regiert

Strelitz - Schwerin * Großherzog Friedrich Franz IV. von Mecklenburg-Schwerin übernimmt die

Regierungsgewalt und fungierte bis zum Ende der Monarchie als Reichsverweser von

Mecklenburg-Strelitz. 

1. September 1918 – In Bayern herrscht Unzufriedenheit mit der Regierung und dem König

München - Berlin * Karl Georg von Treutler, der preußische Gesandte in Bayern, der als

Vertrauter Kaiser Wilhelms II. auch „Die graue Exzellenz“ genannt wird, berichtet an den aus

Bayern stammenden Reichskanzler Georg Graf von Hertling.    In seinem Schreiben bringt er

zum Ausdruck, dass hier eine „ganz ausgesprochene Unzufriedenheit nicht nur mit der

Bayerischen Regierung, sondern besonders auch mit der Person Seiner Majestät des Königs“

herrscht. Man macht dem König zwar nicht zum Vorwurf, dass er den Krieg und damit die

Katastrophe herbei geführt hat. Dennoch wirft man ihm Machtlosigkeit vor, um das Unheil

abzuwenden.    Es ist deshalb höchste Zeit, die Form des bayerischen Regierungssystems den

Realitäten anzupassen und einem parlamentarischen System volle Entscheidungsgewalt zu

gewähren. 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des
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Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

8. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson stellt erste Bedingungen

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson antwortet auf das erste

Waffenstillstandsersuchen der deutschen Regierung. Nur zögernd und misstrauisch übermittelt er

seine Vorbedingungen.    In seiner ersten Note fordert er den deutschen Rückzug aus den

besetzten Gebieten. Weitere Forderungen werden folgen. Er wirft aber auch die Frage auf, „ob

der Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches spricht, die bisher den Krieg geführt

haben“. 

15. Oktober 1918 – Die Liberale Fraktion stellt ihre Forderungen vor

München * Die Liberale Fraktion der Bayerischen Abgeordnetenkammer fordert       die

Abschaffung des bisherigen Beamtenministeriums,   die Bildung einer Volksregierung auf

parlamentarischer Grundlage unter Beschränkung der königlichen Gewalt und Beiziehung der

Sozialdemokraten.   Die sofortige Beschlussfassung über die nötigen verfassungsrechtlichen

Umgestaltungen und Verwaltungsreformen, insbesondere auch   die Einführung des

Verhältniswahlrechts.

23. Oktober 1918 – Kurt Eisner hält im Schwabinger-Bräu seine erste Wahlkampfrede

München-Schwabing * Kurt Eisner hält im Schwabinger Bräu seine erste Wahlkampfrede seit

seiner Entlassung aus dem Gefängnis. Nur neun Tage nach seiner Haftentlassung lockt er

bereits 2.000 Zuhörer in seine Versammlung. Er referiert über das Thema „Regierungssozialisten
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oder Sozialistenregierung“ und wirft darin dem Flügel um Erhard Auer vor, nicht das Interesse

des Volkes, sondern nur das der Regierung im Auge zu haben. In der weiteren Rede fordert Kurt

Eisner     die Abdankung des Kaisers und  einen Frieden ohne Annexion.   Kurt Eisner verspricht

sich nicht viel vom jetzigen demokratischen System und tritt ein  für die Beseitigung aller

bestehender Gewalten durch Umsturz und Revolution ein.     Am Schluss verlangt er     „eine

große deutsche Republik mit Einschluss Deutsch-Österreichs“ und  die „Rückkehr zu den Idealen

der Revolution von 1848“.     „Bissig, heiser und mit einem fanatischen Elan rechnete er mit

seinen Gegnern ab. Alles um ihn war dicht besetzt. Kopf an Kopf. Er stand auf dem Podium

inmitten der hockenden Leute und gestikulierte mitunter wild. Langes Haar, das fast bis auf seine

Schultern herabwallte, einen noch zerzausteren Bart hatte er jetzt. Wie ein Apostel sah er aus,

nur dass er einen Kneifer trug“, schreibt Oskar Maria Graf über Kurt Eisner. 

25. Oktober 1918 – Erhard Auer wettert gegen den preußischen Militarismus

München * Bei der Wählerversammmlung zur Reichstagswahl wettert der SPD-Kandidat Erhard

Auer gegen den preußischen Militarismus, der mit aller Gründlichkeit abgeschafft werden müsse.

Er warnt jedoch vor jeder Form der Gewaltanwendung zur Veränderung des politischen Systems.

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie

Berlin * Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie. Die

Kommandogewalt geht nun vom Kaiser auf den Reichskanzler als Chef der Regierung über,

der künftig seinerseits der Kontrolle durch den Reichstag unterworfen ist. Eine

Gewerkschaftszeitung schreibt: „Herrlich, es ist das eingetreten, was unsere Alten verheißen

haben!“ 

27. Oktober 1918 – Die Monarchie mit Waffengewalt vor Übergriffen schützen

Potsdam * General Max von Gallwitz wird von den Kreisen um die Kaiserin Auguste Viktoria von

der Westfront nach Berlin zitiert. Er soll die Monarchie notfalls mit Waffengewalt vor etwaigen

Übergriffen schützen und eine offene Diktatur errichten. 

29. Oktober 1918 – Eine Militärpatrouille erschießt neun Matrosen
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Kiel - Wilhelmshaven * Die Bewegung radikalisiert sich erst, nachdem die meuternden Matrosen

verhaftet und mit Kriegsgericht und Erschießung bedroht werden.      Jetzt beginnen Tausende in

Kiel für die Befreiung ihrer Kameraden zu demonstrieren. Erst nachdem eine Militärpatrouille

neun Menschen erschießt, wollen die Matrosen die Macht. Die Matrosen wählen den

ersten Soldatenrat in Deutschland und entwaffnen ihre Offiziere. Der Aufstand ist nicht gewalttätig

und erschöpft sich im Hissen von roten Fahnen. 

6. November 1918 – Der bayerische Innenminister von Brettreich beruhigt die Bevölkerung

München * Der bayerische Innenminister von Brettreich beruhigt die Bevölkerung, „dass sie

gegen jegliche Willkür und Gewalttätigkeit den ausreichenden Schutz finden wird, den das ganze

Volk von seiner Regierung erwartet“. Der Aufruf wird allerdings erst am 8. November veröffentlicht

werden. 

6. November 1918 – Erhard Auer spricht zum Thema: Was wollen wir Sozialdemokraten?

München-Au * Im Franziskanerkeller spricht der SPD-Reichstagskandidat Erhard Auer zum

Thema „Was wollen wir Sozialdemokraten“ und fordert       die Abdankung des Kaisers und des

deutschen Kronprinzen,   die Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus der politischen

Verwaltung,   die Änderung des Mannschaftsbeschwerdegesetzes,   eine

Arbeitslosenversicherung und   den Achtstundentag.       Die Anwendung von Gewalt lehnt er ab.

6. November 1918 – Kriegsminister Hellingrath und Erhard Auer beruhigen die Minister

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag trifft sich das ausscheidende Kabinett mit dem neuen

Reform-Kabinett unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Otto von Dandl. Das eine Kabinett ist

nicht mehr handlungsfähig, das andere wird seine Aufgabe erst am 8. November übernehmen.

Sorgenvoll blicken sie auf die Massenkundgebung von USPD und MSPD auf der Theresienwiese

am nächsten Tag. Man überlegt sogar, Kurt Eisner vorsorglich verhaften zu lassen. 

Kriegsminister Philipp von Hellingrath erklärt: „Es gibt unruhige und unzuverlässige Elemente

auch in der bayerischen Armee, aber, meine Herren, Sie können ganz beruhigt sein. Die Armee

als Ganzes ist noch fest in unserer Hand. Es wird nichts passieren.“  Der Vorsitzende der

bayerischen Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, erklärt: „Reden Sie doch nicht immer von

Eisner. Eisner ist erledigt. Sie dürfen sich darauf verlassen. Wir haben unsere Leute in der Hand.

Ich gehe selbst mit im Zug. Es geschieht gar nichts.“   Dennoch trifft die Regierung Vorkehrungen
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für den Fall von Gewaltanwendung. Die stationierten Truppen werden in Alarmbereitschaft

versetzt und mit Gewehren und Tränengas bewaffnet. 

8. November 1918 – Die Polizei ist unzureichend und das Militär hat versagt

München * Zwischen Mitternacht und ein Uhr bittet Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich den

Führer der Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, zu sich. Auer macht deutlich, dass er und

seine Partei die „gewaltsame Niederschlagung der Revolution“ und die „Festnahme der

Revolutionäre“ noch in der Umsturznacht dulden werden. Danach können sie nur mehr

versuchen - auf der Grundlage der neu geschaffenen Verhältnisse - an der Stabilisierung der

inneren Ordnung mitzuwirken.    Auf Auers Frage nach einer aus 500 Mann bestehenden

zuverlässigen Truppe, erwidert von Brettreich, dass ihm keine ausreichenden Machtmittel zur

Verfügung stehen, um den Umsturz niederzuwerfen. Die Polizei ist unzureichend und das Militär

hat gänzlich versagt. 

8. November 1918 – Die Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals

München * Auf Initiative des Verkehrsbeamtenvereins bildet sich am Vormittag ein Ausschuss der

Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals. Neben den Mitgliedern der

Interessengemeinschaft treten der Bayerische Lokführerverein und der Christliche Verkehrs- und

Transportarbeiterverband ein.    Denn um sich die entsprechende Geltung gegenüber den neuen

Regierungsgewalten zu verschaffen, so die Überzeugung, ist ein geschlossenes Vorgehen

Voraussetzung. 

8. November 1918 – Eine verspätete aber richtige Nachricht

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Staatszeitung bringt auf der ersten Seite noch des

Aufruf des inzwischen abgesetzten Innenministers Dr. Friedrich Ritter von von Brettreich vom 6.

November. Darin heißt es: „[…] Die Bevölkerung darf überzeugt sein, dass sie gegen jegliche

Willkür und Gewalttätigkeit den ausreichenden Schutz finden wird, den das ganze Volk von seiner

Regierung erwartet.“ 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich
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München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Die Proklamtion des Freistaats Bayern in den MNN

München - Freistaat Bayern * Nur die Münchener Neuesten Nachrichten - MNN können ihre

normale Morgenausgabe der Tageszeitung drucken. Auf der ersten Seite ist die Proklamation des

Freistaates Bayern abgedruckt:  An die Bevölkerung Münchens!    Das furchtbare Schicksal, das

über das deutsche Volk hereingebrochen, hat zu einer elementaren Bewegung der Arbeiter und

Soldaten geführt. Ein provisorischer Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat hat sich in der Nacht zum

8. November im Landtag konstituiert.  Bayern ist fortan ein Freistaat.  Eine Volksregierung, die

von dem Vertrauen der Massen getragen wird, soll unverzüglich eingesetzt werden.  Eine

konstituierende Nationalversammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht

haben, wird so schnell wie möglich einberufen werden.  Eine neue Zeit hebt an!  Bayern will

Deutschland für den Völkerbund rüsten.  Die demokratische und soziale Republik Bayern hat die

moralische Kraft, für Deutschland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem Schlimmsten

bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten Augenblick durch die

Selbstregierung des Volkes die Entwicklung der Zustände ohne allzu schwere Erschütterung zu

ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die Grenzen überfluten oder nach dem Waffenstillstand

die demobilisierten Truppen das Chaos herbei führen.  Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat

wird strengste Ordnung sichern. Ausschreitungen werden rücksichtslos unterdrückt. Die

Sicherheit der Person und des Eigentums wird verbürgt.  Die  Soldaten in den Kasernen werden

durch Soldatenräte sich selbst regieren und Disziplin aufrecht erhalten. Offiziere, die sich den

Forderungen der veränderten Zeit nicht widersetzen, sollen unangetastet ihren Dienst versehen. 

Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung. Jeder Arbeiter an der neuen

Freiheit ist willkommen! Alle Beamte bleiben in ihren Stellungen. Grundlegende soziale und

politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt.  Die Bauern verbürgen sich für die
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Versorgung der Städte mit Lebensmitteln. Der alte Gegensatz zwischen Land und Stadt wird

verschwinden. Der Austausch der Lebensmittel wird rationell organisiert werden.  Arbeiter, Bürger

Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen, das in diesen schicksalschweren Tagen sich

vorbereitet!  Helft alle mit, dass sich die unvermeidliche Umwandlung rasch, leicht und friedlich

vollzieht.  In dieser Zeit des sinnlos wilden Mordens verabscheuen wir alles Blutvergießen. Jedes

Menschenleben soll heilig sein.  Bewahrt die Ruhe und wirkt mit an dem Aufbau der neuen Welt! 

Der Bruderkrieg der Sozialisten ist für Bayern beendet. Auf der revolutionären Grundlage, die

jetzt gegeben ist, werden die Arbeitermassen zur Einheit zurückgeführt.  Es lebe die bayerische

Republik!  Es lebe der Frieden!  Es lebe die schaffende Arbeit aller Werktätigen!    München,

Landtag, in der Nacht zum 8. November 1918.Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern:Der

erste Vorsitzende: Kurt Eisner. 

8. November 1918 – Die Waffenstillstandsverhandlungen im Wald von Compiègne

Compiègne * Die Deutsche Abordnung zum Abschluss des Waffenstillstandes und zur Aufnahme

der Friedensverhandlungen mit dem Staatssekretär Matthias Erzberger an seiner Spitze, reist zu

Verhandlungen mit Marschall Ferdinand Foch. Als Verhandlungsort hat die französische Seite

einen Eisenbahnwaggon in einem Waldstück der Gemeinde Rethondes bei Compiègne

ausgewählt, wo sich bis März 1918 der Sitz des Alliierten Oberkommandos befunden hatte.    Die

Delegation wird von Marschall Foch mit den Worten „Was führt die Herren hierher? Was

wünschen Sie von mir?“ begrüßt. Auf die Erwiderung, man wünsche Vorschläge über einen

Waffenstillstand entgegen zu nehmen, antwortete Foch: „Ich habe keine Vorschläge zu machen.“ 

  Er legt dafür eine fertige Liste mit Waffenstillstands-Bedingungen, verbunden mit einem

72-stündigen Ultimatum zur Annahme oder Ablehnung vor. Vor allem die Franzosen, auf deren

Boden der Krieg vier Jahre gewütet und gewaltige Zerstörungen hinterlassen hatte, fordern eine

drakonische Bestrafung des Deutschen Reiches. 

9. November 1918 – Die Vereinigten Verkehrsverbände laden zur Versammlung ein

München - Freistaat Bayern * Der Ausschuss der Vereinigten Verkehrsverbände ruft per

Kreistelegramm und in Zeitungsannoncen seine Mitglieder zu einer Massenveranstaltung in den

Münchner Bavariakeller an der Theresienwiese ein.    Die Einladung beginnt mit den Worten: „Die

Stunde der Erlösung aus tiefster wirtschaftlicher Not ist auch für Euch angebrochen. Jetzt oder

nie gilt es, Euch im Rahmen der jetzigen Regierungsgewalt die politische und soziale

Machtstellung zu erkämpfen, auf die Ihr auf Grund Eurer Massen und Eurer für das deutsche

Wirtschaftsleben ausschlaggebenden wichtigen Berufsarbeit Anspruch habt“. 
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9. November 1918 – „In wenigen Tagen wird alles seinen geregelten Gang gehen“

München-Kreuzviertel * In einer Verlautbarung erachtet es Ministerpräsident Kurt Eisner für

notwendig, die Ungültigkeit möglicher Machtansprüche konkurrierender Gewalten zu betonen.

Gleichzeitig ruft er zu geregelter Arbeit auf und ermahnt insbesondere die Soldaten, sich bei

Unzufriedenheit an das zuständige Ministerium und damit an die institutionellen und

administrativen Stellen zu wenden.  Der Aufruf schließt mit den optimistischen Worten: „In

wenigen Tagen wird alles seinen geregelten Gang gehen.“ 

9. November 1918 – Schwieriger Machtwechsel in Würzburg

Würzburg * In Würzburg sind der Generalkommandeur Ludwig von Gebsattel und der

Regierungspräsident von Unterfranken, Julius von Henle, zum Widerstand bereit. Sie schrecken

auch nicht vor der Anwendung von Gewalt zurück.    Der Intervention des Oberbürgermeisters

Andreas Grieser, ein liberaler Zentrumsmann, verhindert Schlimmeres. Gebsattel gibt nach und

lässt die zuvor in den Kasernen eingesperrten Soldaten frei. 

10. November 1918 – Keinerlei Verfügungen haben mehr Rechtskraft

München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung verkündet, dass die „Vollzugsgewalt

durch die Beschlüsse der provisorischen Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

in die Hände des Ministeriums des bayerischen Volksstaats übergegangen“ ist. „Keinerlei

Verfügungen haben mehr Rechtskraft, die nicht vom Ministerium“ ausgehen. 

10. November 1918 – Kronprinz Rupprecht kämpft mit allen Mitteln um seine Krone

Lille - München-Kreuzviertel * Ex-Kronprinz Rupprecht legt in einem forschem Telegramm bei der

bayerischen Regierung        „Verwahrung ein gegen die politische Umwälzung, die ohne

Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten und der Gesamtheit der bayerischen Staatsbürger in

Heer und Heimat von einer Minderheit ins Werk gesetzt wurde.    Das bayerische Volk und das

seit Hunderten von Jahren mit ihm verbundene Fürstenhaus haben das Recht zu verlangen, dass

über die Staatsform durch eine verfassungsgebende Nationalversammlung entschieden wird, die

aus freien und allgemeinen Wahlen hervor geht.    Dass den heimkehrenden Soldaten die

Möglichkeit eröffnet wird, ihre Stimme abzugeben, ist eine selbstverständliche Forderung.    Die

bayerischen Soldaten werden dann im Einvernehmen mit den bayerischen Staatsbürgern in der
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Heimat zu entscheiden haben, wie sie sich zur Frage weiterer Zusammenarbeit mit ihrem

Fürstenhause stellen wollen.“      Der Ministerrat des Volksstaates Bayern ignoriert diese

papierene Ermahnung übrigens vollkommen zu Recht. Hier spielt der Monarch von Gottes

Gnaden plötzlich den Vorbild-Demokraten.    Denn dass sich Rupprecht auf eine noch

ausstehende Entscheidung der frei gewählten Vertretung des souveränen Volkes beruft, ist frech.

Bis dahin hätte schließlich die Dynastie Wittelsbach nicht im Traum daran gedacht, die

Staatsform zum Gegenstand der Entscheidung einer Volksvertretung zu machen. 

10. November 1918 – Die Thule-Gesellschaft gründet einen Kampfbund

München-Graggenau * Mitglieder der Thule-Gesellschaft gründen einen Kampfbund, der die

Zerschlagung der Räterepublik mit Waffengewalt zum Ziel hat. Die Leitung übernimmt Freiherr

Rudolf von Sebottendorff selbst.      Diese Nationalisten, Antisemiten und

Deutschnationalen entwickeln eine Doppelstrategie, die maßgeblichen Anteil an der

Zerschlagung der späteren Räteherrschaft hat. Die Thule-Gesellschaft wird zum

Organisationszentrum der Münchner Gegenrevolution und Aktionsgemeinschaften organisieren   

    den Aufbau eines umfangreichen Informations- und Spitzelsystems in allen revolutionären und

kommunistischen Gruppierungen,   die Kontaktaufnahme mit gesprächsbereiten

Sozialdemokraten aus der Provisorischen Regierung und der Parteispitze sowie    die Errichtung

eines illegalen Werbebüros zur Unterstützung bereits existierender nationaler Militärverbände und

zum Aufbau einer eigenen militärischen Organisation. 

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm

ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige
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Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 

12. November 1918 – Eine Rücktrittserklärung ohne das Wort Abdankung

Schloss Anif * In der Nacht vom 12. zum 13. November treffen sich der ehemalige

Ministerpräsident Otto von Dandl und der Noch-Monarch Ludwig III. in Schloss Anif.       Sie

erarbeiten eine Rücktrittserklärung, bei der das Wort Abdankung vermieden wird, aber der König

dennoch auf die Herrschergewalt in Bayern verzichtet.    Andererseits wird weder der Anspruch

des Hauses Wittelsbach auf die Krone aufrecht erhalten, noch die Beibehaltung der

monarchischen Staatsform reklamiert.      Mit dieser Erklärung können beide Seiten letztlich sehr

gut leben. 

13. November 1918 – Verfahrensweise für alle Veröffentlichungen

München * Nach einem Aufruf des Münchner Soldatenrats betont die Regierung, „dass  alle

Veröffentlichungen, die von den frei gewählten Körperschaften [ausgehen], einstweilen vom

Ministerpräsidenten oder einem der Fachminister unterzeichnet sein“ müssen. Ohne diese

Zeichnung sind sie unzulässig und werden unterdrückt. Die Regierung will von den Räten

unabhängig sein und lässt eine Konkurrenz der Räte bei der Ausübung der Staatsgewalt nicht

zu. 

14. November 1918 – Großherzog Friedrich II. von Baden erklärt seinen Thronverzicht

Karlsruhe * Der badische Großherzog Friedrich II. erklärt seinen vorläufigen Thronverzicht, indem

er mitteilen lässt, dass er auf die Ausübung seiner Regierungsgewalt verzichtet. 

15. November 1918 – Die Stiftung Maximilianeum wird dem Kultusministerium unterstellt

München-Haidhausen * Ein Erlass des Gesamtministeriums vom 15. November 1918 und der § 2

des Übergangsgesetzes vom 28. März 1919 betrachtet die königliche Gewalt auf die jeweils

beteiligten Ministerien übergegangen - und damit auch die Stiftung Maximilianeum.   Dabei hatte

König Max II. im § 28 der Stiftungsurkunde bestimmt, dass das Protektorat und die

Schutzherrlichkeit an die Universität München übergehen sollte. Entgegen dem Stifterwillen des

Bayernkönigs Max II. tritt in den nachrevolutionären Aufräumarbeiten das Kultusministerium in die
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vollen Rechte des Königs ein, ohne dass dies von einem der Stiftungsorgane [= Vorstand und

Kuratorium] oder von der Universität bemängelt wird. 

16. November 1918 – Das Großherzogtum Mecklenburg-Strelitz wird Republik

Strelitz * Da Großherzog Friedrich Franz IV. von Mecklenburg-Schwerin seit dem 27. Februar

1918 auch die Regierungsgewalt im Großherzogtum Mecklenburg-Strelitz als Reichsverweser

ausübt, wird dieses Land nach seinem Rückritt zur Republik. 

17. November 1918 – Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird gegründet

München * Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird von Vertretern der früheren Fortschrittlichen

Volkspartei gegründet. Die Partei bekennt sich „freudig zum neuen freien Volksstaat; sie lehnt

jeden Versuch, das Alte wiederherzustellen, ab, verlangt aber, dass der jetzige, auf Gewalt

beruhende Zustand alsbald in einen geordneten Rechtszustand überführt werden“ muss. 

17. November 1918 – Die Vertrauenswürdigkeit der bayerischen Regierung herausgestellt

Washington - München * Der amerikanische Pazifist George D. Herron berichtet Kurt Eisner: „Ich

habe mein möglichstes getan, um den Präsidenten Wilson und die Entenre-Regierungen zu

überzeugen, dass Ihre Regierung vertrauenswürdig ist“.   Herron drängt Eisner zu einem „vollen

und offenen Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des

Krieges und an den Grausamkeiten der Kriegsführung. […] Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend.“ 

18. November 1918 – Richtlinien für die Räte werden erarbeitet

München * Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte werden erarbeitet. Dabei treten die

gegensätzlichen Vorstellungen des Ministerpräsidenten Kurt Eisner und des Innenministers

Erhard Auer deutlich zu Tage.  Im Entwurf des MSPD-Politikers Erhard Auer vom 18. November

1918 ist    die Bildung von Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräte nur im Bedarfsfalle vorgesehen. 

Die Räte sollen dann für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sorgen.  Eine

Vollzugsgewalt steht ihnen nicht zu.  Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

soll den seitherigen Stellen und Behörden vorbehalten bleiben.    Für Erhard Auer sind die
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Arbeiter- und Bauernräte hauptsächlich Hilfseinrichtungen und sind damit der Verwaltung

eindeutig untergeordnet. 

18. November 1918 – Ebert wird über die geplante Gegenrevolution informiert

Berlin * Ministerialdirektor Walter Simons informiert Reichskanzler Friedrich Ebert über die

Planungen der Obersten Heeresleitung - OHL zur Gegenrevolution. Sie will       fünfzehn gut

disziplinierte Divisionen in Berlin einmarschieren lassen,   die Arbeiter- und Soldatenräte

auflösen,   Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten mit diktatorischer Gewalt

proklamieren,   den Reichstag sofort einberufen und   eine provisorische Reichsverfassung

schaffen.      Ebert reagiert zurückhaltend, was von der OHL gedeutet wird, dass er bei einem

Erfolg der Aktion mitmachen, aber nicht die Initiative ergreifen würde. 

19. November 1918 – Vorauseilende Vorschriften für die Räte

München * Obwohl über die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte erst am 26. November

1918 abschließend beraten werden wird, macht Innenminister Erhard Auer in einem Schreiben

deutlich:    „Den Arbeiterräten steht keinerlei Vollzugsgewalt zu. Die bisherigen Gesetze und

sonstigen Rechtsvorschriften bleiben in Kraft und werden von den gesetzlich berufenen

Behörden, Stellen und Körperschaften vollzogen.     Die Arbeiterräte haben lediglich im

Benehmen mit den zuständigen staatlichen und gemeindlichen Stellen und im Rahmen einer

hierüber getroffenen Vereinbarung für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu sorgen

und allenfalls die Durchführung weiterer Aufgaben dieser Stellen zu unterstützen.“ 

19. November 1918 – Der Revolutionäre Arbeiterrat fordert Rechte

München * Der Revolutionäre Arbeiterrat hat ebenfalls einen Entwurf für die Richtlinien für die

Arbeiter- und Bauernräte erarbeitet. Er befasst sich hauptsächlich mit der Arbeit und der Stellung

der Spitzengremien der bayerischen Räte.    Der Zentralarbeiterrat soll gemeinsam mit den

Bauern- und Soldatenräten die revolutionäre Macht darstellen, aber - und das ist abgestimmt mit

Innenminister Erhard Auer - keine Vollziehungsgewalt haben.    Dafür fordert der

Zentralarbeiterrat aber eine dauernde Kontrolle über die Tätigkeit der Minister und der

Ministerien, indem er in jedes Ministerium einen Volkskommissar entsendet. Dieser soll mit

umfassenden Beteiligungs- und Initiativrechten ausgestattet werden. 

Münchner Zeitensprünge Seite 61/93



19. November 1918 – Ein offenes Bekenntnis der Schuld übernehmen

Bern - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner erhält von dem amerikanischen

Pazifisten George Davis Herron ein Telegramm, in dem es heißt:  „Ich habe mein möglichstes

getan, um den Präsidenten und die Entente-Regierungen zu überzeugen, dass ihre Regierung

vertrauenswürdig ist.[…] Vor allem rate ich Ihnen dringend, möglichst viele deutsche Staaten zu

überzeugen, Ihrer Führung zu folgen, zweitens die ersten Schritte zu einem vollen und offenen

Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des Krieges und an den

Grausamkeiten der Kriegsführung zu unternehmen. Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend. […] Ich bitte Sie, kühn, offen und unverzüglich zu

handeln, nicht nur Deutschlands, sondern der Zivilisation und der Menschheit wegen.“  Diese

Ratschläge entsprechen Eisners eigenen Erfahrungen und Intentionen bis ins Detail. Doch

welche Handlungsmöglichkeiten stehen ihm konkret offen, da der Rat der Volksbeauftragten in

Berlin, der aus je drei SPD- und USPD-Männern besteht, wobei die Letztgenannten über eine

Statistenrolle nicht hinauskommen, kaum eigene Schritte zu Friedensverhandlungen

unternehmen wird. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle
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notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

21. November 1918 – Keine Vollzugsgewalt für die Räte

München * In einem seiner vielen Briefe und Telegramme an die Behörden und Bezirksämter

schreibt Innenminister Erhard Auer unter dem Betreff: Befugnisse der Soldaten-, Arbeiter- und

Bauernräte folgende Zeilen:    „Den Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräten steht keinerlei

Vollzugsgewalt zu. Sie haben daher jeden Eingriff in die staatliche und gemeindliche

Verwaltungstätigkeit zu vermeiden. Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

wird grundsätzlich nach wie vor von den seitherigen Stellen und Behörden wahrgenommen.“ 

22. November 1918 – Die Vorläufige Verordnung für die Soldatenräte unterzeichnet

München * Der Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter, und Fritz Sauber

vom provisorischen Landessoldatenrat unterzeichnen die Vorläufige Verordnung für die

Soldatenräte. Sie beinhaltet       die Gehorsamspflicht der Soldatenräte und   die ausschließliche

Befehlsgewalt der militärischen Führer während des militärischen Dienstes.   Die Soldatenräte

sind zu „Eingriffen in nichtmilitärische Gebiete, z.B. in die Zivilverwaltung […] nicht befugt“. 

23. November 1918 – Verhaltensmaßregelungen des Münchner Erzbischofs

München-Kreuzviertel * In einem von Erzbischof Michael von Faulhaber verfassten

Grundsatzpapier fordert er seinen Klerus auf,        jede positive Anerkennung der neuen

Regierung in Bayern und   jeden direkten Kontakt mit dem neuen Staatsminister für Unterricht

und Kultus, Johannes Hoffmann, zu vermeiden.     „Der geistliche Stand kann und darf nicht

daran denken, der tatsächlich bestehenden öffentlichen Gewalt gewalttätigen Widerstand

entgegenzusetzen.     Den öffentlichen Dank und den Abschiedsgruß an das Jahrhundertelang

mit dem Bayernvolk verwurzelte Haus Wittelsbach und an die ehrwürdige Gestalt des Königs

Ludwig III. müssen wir einem späteren Zeitpunkt vorbehalten.“ 
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26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

28. November 1918 – Kaiser Wilhelm II. dankt ab

Amirong * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet seine Abdankungsurkunde.    „Ich verzichte hierdurch

für alle Zukunft auf die Rechte an der Krone Preußens und die damit verbundenen Rechte an der

deutschen Kaiserkrone. Zugleich entbinde ich alle Beamten des Deutschen Reiches und

Preußens, sowie alle Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften  der Marine, des preußischen

Heeres und der Truppen der Bundeskontingente des Treueeides, den sie mir als ihrem Kaiser,

König und obersten Befehlshaber geleistet haben.    Ich erwarte von ihnen, dass sie bis zur

Neuordnung des Deutschen Reiches den Inhabern der tatsächlichen Gewalt in Deutschland

helfen, das deutsche Volk gegen die drohenden Gefahren der Anarchie, der Hungersnot und der

Fremdherrschaft zu schützen.  Urkundlich unter unser höchst eigenhändigen Unterschrift und

beigedrücktem kaiserlichen Insiegel.  Gegeben Amirong, den 28. November 1918. gez. Wilhelm“ 

30. November 1918 – Kurt Eisner distanziert sich vom Bolschewismus

München * Ministerpräsident Kurt Eisner distanziert sich sowohl im Ministerrat wie in der

Öffentlichkeit mehrmals vom Bolschewismus. Vor den bayerischen Soldatenräten erläutert er,
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was ihn vom Bolschewismus unterscheidet:    Die Ablehnung der Vergesellschaftung der

Produktionsmittel und  die Einsetzung von Gewalt gegen politische Gegner. 

6. Dezember 1918 – Demonstranten besetzen Münchner Zeitungsredaktionen

München * Im Schwabingerbräu, Mathäserbräu und im Odeon werden Versammlungen für

Soldaten abgehalten. Die Versammlungsteilnehmer demonstrieren im Anschluss gegen die

Münchner Presse.  Die Räume der Münchner Neuesten Nachrichten, des Bayerischen Kuriers,

der München-Augsburger Abendzeitung und der Münchner Zeitung werden besetzt. Die Besetzer

erlassen umfangreiche Zensurvorschriften, die beim Eintreffen der Republikanischen

Schutztruppe und vor allen auf Kurt Eisners Zureden zurückgenommen werden. Die

Demonstranten ziehen daraufhin zu Innenminister Erhard Auer, um ihn wegen    seiner Haltung in

den Januarstreiks und  seines Eintretens für eine demokratische, nicht-sozialistische Republik     

mit Gewalt zum Rücktritt von seinem Ministerposten zu zwingen. 

7. Dezember 1918 – Ministerpräsident Eisner erklärt Auers Rücktritt für nichtig

München * Der MSPD-Innenminister Erhard Auer wird kurz nach Mitternacht von ungefähr 300

Demonstranten in seiner Wohnung „überfallen“. Sie holen ihn aus dem Bett und erzwingen von

ihm mit vorgehaltenem Gewehr seinen Rücktritt. Erhard Auer äußert sich daraufhin: „Der Gewalt

weichend erkläre ich [..], dass ich das Amt des Ministers des Inneren niederlege.“  In der

Zwischenzeit ist Ministerpräsident Kurt Eisner in Auers Wohnung geeilt. In seinem ehrlichen

Bemühen, Gesetz und Ordnung des Freistaats aufrecht zu erhalten, weist er die Demonstranten

auf das Falschsein ihrer Gewalthandlungen hin und wird dafür begeistert gefeiert. Er entgegnet

den Angreifern: Ihr Handeln sei „sicherlich gut gemeint und […] sicherlich aus Liebe zu mir

geschehen, aber es war nicht gut“.  Eisner und Auer sind sich einig, dass das Rücktrittsgesuch

öffentlich widerrufen werden soll. Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt Auers Rücktritt nicht an und

erklärt die „erpresste Erklärung“ für nichtig. Gegen vier Uhr früh ist die Angelegenheit erledigt und

die Ruhe in der Stadt wieder eingekehrt. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte

Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es

zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär
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vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.

Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer

Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Den Anspruch auf den Besitz der Staatsgewalt bestätigt

München * Das Bayerische Oberste Landesgericht bestätigt der provisorischen Regierung den

Anspruch auf den Besitz der Staatsgewalt. In der Begründung zu einem Urteil über die

Rechtsgültigkeit einer Verordnung heißt es:    „Die gesetzgebende Gewalt ist ein Ausfluss der

Staatsgewalt. Sie steht dem zu, der die Staatsgewalt tatsächlich innehat, also zurzeit der
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Regierung des Volksstaates Bayern. Die Anordnungen der Regierung haben deshalb

verbindliche Kraft.“ 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

30. Dezember 1918 – Verstaatlichung nur für Grundstoffindustrien und für Kraftwerke

München * Vor einer Versammlung von Rätedelegierten führt Kurt Eisner zum Thema

Sozialisierung folgendes aus: „Sie wissen, ich bin der Meinung, dass wir heute die ganze

Industrie auf einmal sozialisieren können. […] Man kann politische Gewalten stürzen, man kann

aber keine wirtschaftliche Organisation durch Revolution aufbauen“.    Eisner schlägt deshalb

eine Verstaatlichung nur für gewisse Grundstoffindustrien und für Kraftwerke vor. 

30. Dezember 1918 – Diskussionen ohne geistige Schranken

München-Isarvorstadt * In den Kolosseums-Bierhallen haben sich einige Hundert Internationale

Kommunisten versammelt. Sie diskutieren das Für und Wider       einer Bewaffnung des

revolutionären Proletariats,   einer Sabotierung der Nationalversammlungswahlen,   einer

Lynchjustiz am Erzbischof von München und Freising, Michael von Faulhaber,   einer Aburteilung

von Erhard Auer und Johannes Timm durch einen Staatsgerichtshof und   den Kampf mit den

Waffen der Gewalt, nicht mit geistigen Waffen.      Es sind Diskussionen ohne geistige

Schranken, keine Beschlüsse! 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen
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München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

6. Januar 1919 – Den Rat der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen

Berlin * Der KPD-Führer Karl Liebknecht möchte - gegen den Rat von Rosa Luxemburg - den Rat

der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen. Damit könnten die für den 19. Januar

angesetzten Wahlen zur Nationalversammlung verhindert werden. 

8. Januar 1919 – Chance zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan

Berlin * Die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und dem Rat der

Volksbeauftragten scheitern an der beiderseitigen Kompromissunfähigkeit. Damit ist die Chance

zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan. 

13. Januar 1919 – Freikorps-Truppen rücken in Berlin ein
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Berlin * Die um Berlin stationierten Freikorps rücken in die Stadt ein, insgesamt etwa 3.000 Mann.

Die größte Einheit ist die Garde-Kavallerie-Schützen-Division. Die Berliner Zeitungen begrüßen

den Einzug als Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung. Der militärischen Besetzung folgen

erhebliche Gewaltexzesse der rechtsgerichteten Truppen. 

16. Januar 1919 – USA ratifizieren die Prohibition

USA * Die USA ratifizieren die gesetzlichen Grundlagen für die Prohibition. Ein Jahr später tritt

das landesweite Verbot der Herstellung, des Verkaufs und des Transports alkoholischer Getränke

in Kraft.   Vor allem religiöse Gruppen und die Temperenzbewegung setzen sich für das

Alkoholverbot ein. Sie betrachten Alkohol als Ursache zahlreicher gesellschaftlicher Probleme wie

Armut, Gewalt und Kriminalität. Die Temperenzbewegung ist damit die treibende Kraft hinter der

Einführung der Prohibition in den USA.

16. Januar 1919 – Scheidemann zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

Berlin * Philipp Scheidemann erklärte zum Tod von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

folgendes:    „Ich bedauere den Tod der beiden aufrichtig aus gutem Grunde. Sie haben Tag für

Tag das Volk zu den Waffen gerufen und zum gewaltsamen Sturz der Regierung aufgefordert.

Sie haben Spazierfahrten durch Berlin mit Maschinengewehren veranstaltet, die sie uns

wiederholt vor die Reichskanzlei fuhren, sie haben Tag für Tag ihre Anhänger bis zur Siedehitze

aufgepeitscht. Sie haben, nachdem durch ihre Schuld Arbeiter- und Soldatenblut in Strömen

geflossen, uns als Mörder und Bluthunde Tag für Tag in ihren Zeitungen und in ihren

Versammlungen beschimpft. So sind sie selbst Opfer ihrer eigenen blutigen Terrortaktik

geworden.“    Und weiter meint er: „Bei Frau Luxemburg, einer hochbegabten Russin, ist mir der

Fanatismus begreiflich, nicht aber bei Liebknecht, dem Sohn Wilhelm Liebknechts, den wir alle

verehrten und noch verehren. Sein Sohn, der nunmehr tote Karl Liebknecht, hat sich leider

vollkommen in die russisch-terroristische Taktik einspannen lassen.“    Zur Rechtfertigung seiner

Person und seiner Regierung äußert er sich: „Wenn mein wahnsinniger Bruder die Flinte auf mich

anlegt, so kann ich, wenn es [um] mich allein geht, mich erschießen lassen, um sein Blut zu

schonen, aber wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu stürzen, um Weib und

Kind zu retten, und der wahnsinnige Bruder legt dann auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann

muss ich mich gegen ihn zur Wehr setzen, denn dann geht es nicht mehr um mich, sondern um

viele andere.“ 
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28. Januar 1919 – Die bayerischen Bischöfe drohen mit Exkommunikation

Freistaat Bayern * Die bayerischen Bischöfe veröffentlichen eine gemeinsame Erklärung, in der

die Erklärung des Religionsunterrichts zum Wahlfach als neue kulturkämpferische

Gewalttat bezeichnet wird.        Die Maßnahme werde „Familienstreitigkeiten, endlose

Beunruhigung unseres Volkes und zunehmende sittliche Verwilderung der Jugend“ zur Folge

haben.   Eltern, die ihre Kinder vom Religionsunterricht abmelden, droht die

Exkommunikation und der Ausschluss vom kirchlichen Begräbnis. 

4. Februar 1919 – Kurt Eisner spricht auf der Sozialisten-Konferenz in Bern

Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner rechnet auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale

in Bern mit den Sozialdemokraten ab, nachdem der Vertreter der MSPD, Otto Wels, eine

wehleidige Rede hält, in der er die Haltung seiner Partei vor und während des Krieges den

Vertretern des sozialistischen Europas darlegen will.Im Gegensatz zu Welsch bekennt sich Kurt

Eisner ausdrücklich zur deutschen Schuld. Er erhält dafür am Kongress einen rauschenden

Beifall, wird dafür aber in Deutschland bitter kritisiert.   Annette Kolb, die als Journalistin in Bern

dabei ist, vermerkt: „Was nun verlautete, war ein Plädoyer für Deutschland, wie es niemals

ergreifender formuliert wurde. Seine kalte Stimme beibehaltend, enthüllte er die ganze Tragik des

unglücklichen Landes. ‚Die Stimme derer, welche im Kampf um die Ideen einer besseren Welt

namenlos in den Kerkern verblichen‘, rief er schneidend den fremden Delegierten zu, ‚drangen

nicht bis zu euch! Stumm verbluteten sie‘. Und im Namen jener neuen und besseren Welt

verlangte er die Freigabe der zurückgehaltenen Kriegsgefangenen.   Man hielt den Atem an.

Denn vor uns stand ein Entronnener aus eben jener Schar stummer Blutzeugen für die Idee der

Gewaltlosigkeit, der Wahrheit und der Menschenliebe. Dies war ihr Los wie vor 2.000 Jahren. In

Eisner hatte der Kongress wohl seine eindrücklichste Figur“. 

10. Februar 1919 – Die vorläufige Reichsverfassung wird verabschiedet

Weimar * Die Deutsche Nationalversammlung verabschiedet das Gesetz über die vorläufige

Reichsgewalt&nbsp;in dritter Lesung. Es ist eine vorläufige Verfassung, die so lange gültig ist, bis

die endgültige Reichsverfassung erarbeitet und beschlossen wird.&nbsp;

21. Februar 1919 – Ein elfköpfiger Aktionsausschuss übernimmt die vollziehende Gewalt
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München-Kreuzviertel * Ein elfköpfiger Aktionsausschuss übernimmt als Zentralrat der

Bayerischen Republik an Stelle des Kabinetts Eisner       die vollziehende Gewalt,   ruft einen

dreitägigen Generalstreik aus,   verhängt den Belagerungszustand über München,   besetzt die

Zeitungsredaktionen und   verfügt eine drei Wochen dauernde Zensur der bürgerlichen Presse.

21. Februar 1919 – Josef Hofmiller: Kurt Eisner war Opfer der eigenen Politik

München-Haidhausen * Josef Hofmiller, nationalkonservativ gesinnter Gymnasiallehrer  und

Verfasser von Essays und Literaturkritiken, dazu Herausgeber der reaktionären Zeitschrift

Süddeutsche Monatshefte, betrachtet Kurt Eisner in seinem Revolutionstagebuch als Opfer der

eigenen Politik:  „Eisner forderte durch sein ganzes Verhalten zu seiner gewaltsamen Entfernung

heraus. Er erklärte bei jeder Gelegenheit, dass es ihm nicht einfalle, als Ministerpräsident zu

gehen. Er hätte sicher noch die schwerste Opposition gemacht. Es war nicht möglich, mit ihm zu

regieren; es wäre vermutlich nicht möglich gewesen, ohne ihn zu regieren, da er einen zwar

kleinen, aber zu allem entschlossenen Anhang hinter sich hatte. Unzweckmäßig scheint mir, dass

man ihn nicht früher beseitigte, und zwar auf vollkommen harmlose Weise. Der gegebene

Augenblick wäre gewesen, als er von der Schweiz zurückkehrte. […]   Man hätte ihn z. B.

zwischen Füssen und Murnau in irgendeine Jagdhütte des Ammergebirges bringen können, von

ihm Verzicht auf sein Amt verlangen, ihn sodann über die Grenze schaffen, ihm seine Papiere

usw. abnehmen. Inzwischen wären acht bis vierzehn Tage vergangen, der Landtag wäre eröffnet

worden, und der Unruhestifter wäre ohne Blutvergießen erledigt gewesen. So wird sein

gewaltsamer Tod einen Bürgerkrieg zur Folge haben. Aber wäre dieser Bürgerkrieg nicht sowieso

gekommen? Die Auseinandersetzung mit den Räten ist unvermeidlich. Es fragt sich jetzt nur, wer

die Macht hat. Wer sie am Schluss haben wird, ist mir nicht zweifelhaft.   Aber einstweilen kann

es immerhin ein heftiges Durcheinander geben. Ich bedaure, dass wir heute nicht im ‚Union‘

zusammenkommen können, nachdem ich schon vor acht Tagen nicht dort war. […] Ich habe den

Tod Eisners vorausgesehen und vorausgesagt.“ 

3. März 1919 – Der Belagerungszustand wird über Groß-Berlin verhängt

Berlin * Am Abend wird der Belagerungszustand über Groß-Berlin verhängt. Das bedeutet,      

dass die vollziehende Gewalt auf den Reichswehrminister übergeht,   dass die Pressefreiheit,  

das Vereins- und Versammlungsrecht und   die Unverletzlichkeit der Wohnung außer Kraft

gesetzt werden.
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3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

4. März 1919 – Die SPD verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks

Berlin * Die Führung der Sozialdemokraten verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks. Damit

nimmt sie die selbe Haltung wie die politisch Rechte ein. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

8. März 1919 – Ein regelrechter Kleinkrieg beginnt
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Berlin * Das Zentrum der Gewalt verlagert sich in den Osten von Berlin. Ein regelrechter

Kleinkrieg, mit „kleinen Putschen […], Barrikadenkämpfen und Überfällen“ beginnt. Die

Kampfhandlungen dauern bis zum 12. März an. 

11. März 1919 – In Stadelheim verhandelt das Volksgericht über 21 Plünderer

München-Obergiesing * In Stadelheim verhandelt das Volksgericht über 21 zumeist jugendliche

Angeklagte, die am 21. Februar zum Teil gewaltsam in Häuser eingedrungen sind und

plünderten. 

16. März 1919 – Im Odeon findet eine Trauerfeier für Kurt Eisner statt

München-Maxvorstadt * Im Odeon findet eine Trauerfeier für Kurt Eisner statt. Der Schriftsteller

Heinrich Mann und Minister Hans Unterleitner halten die Gedenkrede.  Heinrich Mann sagt: „Der

verewigte Kurt Eisner wird beispielhaft in unserer Mitte weilen, seinen Tod überdauernd gewiss

durch seine Taten, aber noch mehr durch das, was er war.   Wir danken ihm nicht einfach den

Sturz eines verworfenen Regiments, sondern dass dieses Regiment, das selbst in seinen weniger

schändlichen Zeiten nichts anderes gewesen war als geistlose Gewalt, unvermittelt und in

sinnbildlicher Art abgelöst wurde von der Menschenart, die Geist will und Geist schafft“.  Dann

folgen die berühmten Worte des Schriftstellers: „Die hundert Tage der Regierung Eisners haben

mehr Ideen, mehr Freuden der Vernuft, mehr Bewegung der Geister gebracht, als die fünfzig

Jahre vorher. Sein Glaube an die Kraft des Gedankens, sich in Wirklichkeit zu verwandeln, ergriff

selbst Ungläubige.   In jeder Handlung sah er neben ihrer praktischen Wirkung ihr geistiges

Gepräge. Achtstundentag, Demokratisierung des Heeres, eine befreite Schule, die wirtschaftliche

Erfüllung der politischen Revolution: durch solche Taten dachte er, gleichwie in seinen Reden, die

bis dahin verfemten Wahrheiten zu bezeugen. […]   In Bern, auf der Sozialistentagung, hatte,

solange er sprach, Deutschland keinen Feind mehr. […]   Er ging aus einer Zeit des Wahnsinns

und Verfalles mit ungebrochener Vernunft hervor. Er liebte die Menschen, traute ihnen die Kraft

zur Wahrhaftigkeit zu und erwartete daher noch so viel von ihnen, dass er sich hütete, alles auf

einmal zu verlangen. […]   Der erste wahrhaft geistige Mensch an der Spitze eines deutschen

Staates erschien jenen, die über die zusammengebrochene Macht nicht hinwegkamen, als

Fremdling und als schlecht. Dass er am Quell der Macht doch lauter blieb, widerstrebte ihren

Begriffen. Seine Güte, die um keinen Preis, nicht einmal um den seines eigenen Lebens, Blut

vergießen wollte, ihnen war sie Schwäche. […]   Bewahren wir sein unversehrtes Bild! Solange er

da war, hatte die Revolution einen Sammelpunkt, in dem sie einig und ihrer frohen Zukunft

gewiss war.“ 
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18. März 1919 – Niekisch: Die demokratisch-parlamentarische Republik ist hergestellt

München * Durch die&nbsp;Regierungsbildung&nbsp;ist - nach einer späteren Aussage

des&nbsp;Zentralratsvorsitzenden&nbsp;Ernst Niekisch - seine&nbsp;„Mission als Träger der

obersten Gewalt zu Ende“. Mit der Verabschiedung des

vorläufigen&nbsp;Staatsgrundgesetzes&nbsp;ist&nbsp;„formal die

demokratisch-parlamentarische Republik verfassungsmäßig hergestellt“.&nbsp;

30. März 1919 – Essen: Unbefristeten Generalstreik beschlossen

Essen * Die Schachtdelegiertenkonferenz beschließt in Essen einen unbefristeten Generalstreik.

Die Forderungen sind ebenfalls politisch motiviert. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter-

und Soldatenräte,   die sofortige Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen

Kommandogewalt,   die Einführung der Sechs-Stunden-Schicht und   die Entwaffnung der Polizei

im Industriegebiet und ganz Deutschland.&nbsp;

7. April 1919 – Die Regierung des Freistaates Bayern ist nicht zurückgetreten

Nürnberg - München * Mit einer neu gegründeten Propagandaabteilung beginnt der publizistische

Kampf gegen die Räteregierung in München. Ein Flugzeug wird angeschafft, das noch am Abend

über München und dem Umland der Stadt Flugblätter mit folgendem Inhalt abwirft:       „Die

Regierung des Freistaates Bayern ist nicht zurückgetreten.&nbsp;   Sie hat ihren Sitz von

München verlegt.&nbsp;   Die Regierung ist und bleibt die einzige Inhaberin der Gewalt in Bayern

und ist allein berechtigt, rechtswirksame Anordnungen zu erlassen und Befehle zu

erteilen.“&nbsp;

7. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat proklamiert die Räterepublik

München * In Zeitungen und auf Flugblättern proklamiert der Revolutionäre Zentralrat die

Räterepublik.&nbsp;Der Landtag wird als „aufgelöst“ erklärt. Das von ihm eingesetzte Ministerium

sei zurückgetreten. (Was nicht stimmt.)&nbsp;Außerdem wird erklärt, dass die gesamte

öffentliche Gewalt und die Kontrolle der Verwaltungen durch die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte übernommen wird.&nbsp;

9. April 1919 – Gemäßigte Linke wollen kommunistische Führer der Räterepublik verhaften
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München * Führende Männer der gemäßigten politischen Linken planen, die kommunistischen

Führer der Räterepublik und die Ausländer und Juden&nbsp;zu verhaften.&nbsp;Zusammen mit

Carl Gandorfer, dem Polizeipräsidenten&nbsp;Josef Staimer und Stadtkommandant&nbsp;Oskar

Dürr will der Volksbeauftragte der Justiz, Konrad Kübler, gegen die Kommunisten gewaltsam

vorgehen.&nbsp;

9. April 1919 – Betriebsobleute und Soldaten fordern die Abdankung des Zentralrats

München * Die KPD ruft eine Versammlung der Revolutionären Obleute in den

Münchner-Kindl-Keller ein, den Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.       Eugen Leviné erklärt die Versammlung zum Träger der politischen Gewalt

und   den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt.   Ein neuer, aus zwanzig Personen

bestehender provisorischer Zentralrat wird gewählt.   Um 23 Uhr wird ein Generalstreik

ausgerufen und   zur Entwaffnung der Polizei aufgerufen.      Eine Abordnung wird mit der

Aufforderung zum Rücktritt zum Revolutionären Zentralrat gesandt.    Ernst Toller und Gustav

Klingelhöfer, die an der Versammlung teilnehmen, werden in Gewahrsam genommen. &nbsp;

10. April 1919 – Ernst Toller redet im Hofbräuhaus vor den Betriebsräten

München * Ernst Toller redet im Hofbräuhaus&nbsp;vor den Betriebsräten.&nbsp;Er erklärt zu der

am Vorabend vom Rat der Revolutionären Betriebsobleute&nbsp;und vom Rat der

Revolutionären Soldatenvertreter&nbsp;beschlossenen sofortigen Abdankung des

Zentralrats&nbsp;und seiner eigenen Einsetzung als Träger der gesamten Gewalt, dass       die

Kommunisten aus wirtschaftlichen, politischen und militärischen Gründen nicht in der Lage sind,

die Herrschaft anzutreten und auf Dauer zu behaupten und   der Bauernrat&nbsp;einer

kommunistischen Räterepublik&nbsp;jede Unterstützung verweigern würde.&nbsp;

11. April 1919 – Pläne für einen Putsch gegen die Räteregierung werden geschmiedet

Bamberg * Der Kommandant der Republikanischen Schutztruppe, Alfred Seyfferitz, arbeitet

gemeinsam mit Ministerpräsident Johannes Hoffmann und dem Minister für militärische

Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, Pläne für einen Putsch gegen die Räteregierung aus.

Dieser soll - so die Absprache - in der Nacht vom 15. zum 16. April erfolgen.       Ministerpräsident

Hoffmann zögert noch, da er nicht mit Waffengewalt gegen Münchner Arbeiter und Sozialisten

vorgehen möchte.&nbsp;   Militärminister Ernst Schneppenhorst möchte einen „klinischen Putsch“
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durchführen. Darunter versteht er den Sturz der Regierung durch eine militärische

Überrumpelung ohne großes Blutvergießen.&nbsp;

12. April 1919 – Die BVP wehrt sich gegen land- und rassefremde Elemente

München * In einem von der Bayerischen Volkspartei - BVP veröffentlichten Aufruf lehnt sie „jede

Vergewaltigung des Volksganzen durch eine terroristische, von land- und rassefremden

Elementen geführte Minderheit entschieden ab und verlangt, [dass] endlich die Verhetzung weiter

Kreise durch ausländische politisierende Juden ein Ende hat“.&nbsp;

13. April 1919 – Eine Demonstration bewegt sich zum Hauptbahnhof

München * Gegen 16 Uhr bewegt sich ein gewaltiger Demonstrationszug durch die Bayerstraße

in Richtung Hauptbahnhof.&nbsp;

13. April 1919 – Die Zweite oder Kommunistische Räterepublik wird ausgerufen

München-Graggenau * Noch während der Kämpfe am Hauptbahnhof kommen im Hofbräuhaus

die Betriebs- und Soldatenräte zusammen.       Sie rufen die Zweite Räterepublik oder

Kommunistische Räterepublik aus,   erklären den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt und  

übertragen die gesamte gesetzgebende und vollziehende Gewalt einem 15-köpfigen

Aktionsausschuss. Das Gremium, bestehend aus Mehrheitssozialisten, Unabhängigen und

Kommunisten.   Dieses wählt einen fünfköpfigen Vollzugsrat, dem unter dem Vorsitz von Eugen

Leviné, KPD, Wilhelm Duske und Emil Maenner von der USPD sowie Willi Budich und Max

Levien von der KPD angehören.   Stadtkommandant wird der 23-jährige Rudolf Egelhofer.     

Levinés Schritt widerspricht der Lagebeurteilung der Berliner KPD-Parteizentrale, die seit den

Januarereignissen vor politischen Abenteuern warnt. es wird spätere parteiinterne Kontroversen

zur Folge haben.&nbsp;

13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses

Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage
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ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein

Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen

Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;

14. April 1919 – Die Vergeltungsmaßnahmen gegen die bayerische Räterepublik beginnen

Berlin - Bamberg - München * Die Vergeltungsmaßnahmen gegen die bayerische

Räterepublik&nbsp;können beginnen.       Reichswehrminister&nbsp;Gustav Noske übernimmt

den Oberbefehl über die Aktion.   Generalleutnant&nbsp;Ernst Friedrich Otto von Oven erhält den

Oberbefehl über die Invasionstruppen.   General&nbsp;Arnold Ritter von Möhl erhält den Titel

Bayerischer Oberbefehlshaber, bleibt aber Statist ohne Befehlsgewalt.&nbsp;

16. April 1919 – Die Regierung Hoffmann ruft zur Befreiung Münchens auf

München * Die Regierung Hoffmann lässt Flugblätter über der Stadt abwerfen. Unter der

Überschrift „In München rast der russische Terror“ fordert sie die Bevölkerung des Freistaats

Bayern zur Befreiung Münchens mit Waffengewalt auf. 

18. April 1919 – Verschleppt ins Zuchthaus Ebrach

München - Ebrach&nbsp;* Am Nachmittag erfährt das Mitglied
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des&nbsp;Vollzugsrats&nbsp;Wilhelm Karl Duske, dass im&nbsp;Zuchthaus Ebrach&nbsp;die

gewaltsam entführten 13&nbsp;Linken, darunter die acht Mitglieder des&nbsp;Zentralrats, wie

die&nbsp;Volksbeauftragten&nbsp;Dr. Franz Lipp und Fritz Soldmann, sowie

der&nbsp;Wohnungskommissar&nbsp;Dr. Arnold Wadler und

der&nbsp;Münchner&nbsp;Arbeiterrat&nbsp;Erich Mühsam, einsitzen.&nbsp;    Rudolf Egelhofer

erklärt dazu:&nbsp;„Wir können nichts weiter tun, als Hoffmann-Genossen festnehmen“.

23. April 1919 – Reichswehrminister Gustav Noske ordnet den Angriff auf München an

Weimar * Reichswehrminister Gustav Noske [SPD] ordnet den Angriff Münchens durch zwei

große militärische Einheiten an und übernimmt für die Aktion selbst die Oberleitung.       Die an

der bayerischen Nordgrenze stehenden  Preußischen Hilfstruppen unter Generalleutnant Ernst

von Oven und   die Württembergischen Einheiten sowie die noch zu sammelnden bayerischen

Verbände und das Bayerische Schützenkorps bei Augsburg-Ulm.      Noske gibt dazu militärisch

präzise Anweisungen: „Das Operationsziel ist München. In München ist die Gewalt der

gesetzmäßigen bayerischen Regierung wiederherzustellen. […] Sobald München besetzt und der

Widerstand in München erloschen ist, übernimmt der bayerische Generalmajor [Arnold Ritter] von

Möhl den Befehl in München“.    Die Gesamtstärke der gegen die Räteregierung eingesetzten,

voll ausgerüsteten Streitkräfte beträgt annähernd 35.000 Mann. Der Oberbefehl wird dem

preußischen Generalleutnant Ernst von Oven übertragen. 

25. April 1919 – Milde ist Schlappheit, Gutmütigkeit ist Unzuverlässigkeit

Freistaat Bayern * An die Kommandeure der Regierungstruppen und Freikorps wird folgende

Anweisung gegeben:    „Die Gruppen haben ihre Aufträge mit Gewalt durchzuführen, jedes

Verhandeln mit dem Feinde oder mit der Bevölkerung ist verboten. Milde wird als Schlappheit,

Gutmütigkeit als Unzuverlässigkeit der Truppen gedeutet“.    Außerdem erhalten die

Regierungssoldaten Belehrungen über die Verkommenheit ihrer Gegner, mit denen sie es in

München zu tun haben werden. Eigens ausgebildete Agitatoren bläuen den Soldaten ein, dass

die Spartakisten jeden auf der Stelle umbringen, der einen „Noske-Ausweis“ bei sich trägt. Als

„Noske-Ausweis“ bezeichnet man umgangssprachlich die Kärtchen, mit denen sich die

Regierungssoldaten ausweisen. 

27. April 1919 – Im Hofbräuhaus eskaliert schließlich der Konflikt
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München-Graggenau * Im Festsaal des Hofbräuhauses eskaliert nun der Konflikt zwischen den

Befürwortern und Gegnern der Verhandlungen mit der Regierung Hoffmann.    Verhandlungen mit

der Bamberger Regierung sind jedoch nicht mehr möglich, da sowohl die Regierung des

Freistaats Bayern als auch die Reichsregierung die Bedingungslose Kapitulation und die

Auslieferung aller Führer fordern.    „Die Verhältnisse in Südbayern haben sich nunmehr durch

Verschulden des Münchener Terrors zum direkten Kriegszustand entwickelt. [...] Gewalt kann nur

mit Gewalt bekämpft und unterdrückt werden. Verhandlungen, Besprechungen und

Abmachungen mit den Volksfeinden, die unser Südbayern ins Unglück gestürzt haben, sind

vergeblich“.    Durch diese unnachgiebige Haltung sehen die Kommunisten keine andere Wahl,

als bis zum bitteren Ende zu kämpfen. Sieg oder Niederlage - dazwischen gibt es für sie keine

Alternative. 

29. April 1919 – Die Hinrichtungsaktion in Starnberg bringt die Gewaltspirale in Gang

Starnberg * An diesem Tag setzen die Regierungstruppen mit ihrer Hinrichtungsaktion in

Starnberg die Gewaltspirale in Gang. Sie mündet in den Geiselmord vom Luitpold-Gymnasium

und anderen Gräueltaten. 

1. Mai 1919 – Der Geiselmord von München bleibt in der Geschichte tief verwurzelt

München * Auf Plakaten wird behauptet, dass die ermordeten Mitglieder der Thule-Gesellschaft

im Luitpold-Gymasium verstümmelt worden sind. Angeblich hat man ihnen die Geschlechtsteile

abgeschnitten und in Abfalleimern entsorgt. Es stellt sich zwar heraus, dass es sich bei den

Fleischabfällen um Schweinefleisch handelt, doch das interessiert niemanden mehr.    Der

sogenannte Geiselmord wird als Beweis für die unmenschliche Grausamkeit der Roten gewertet.

Obwohl die Schüsse im Luitpold-Gymnasium die einzige „linke“ Gewalttat während der

Revolutionszeit ist, bleibt der Geiselmord von München in der Geschichte tief verwurzelt. 

2. Mai 1919 – Krieg ist Gewalt, Bürgerkrieg ist Gewalt in höchster Potenz!

München * Noch ein Beispiel aus Manfred von Killingers Buch „Ernstes und Heiteres aus dem

Putschleben“, in der er in verachtlicher Art und Weise seine Sicht auf die Niederschlagung der

Räterepublikaner preis gibt:    „Plötzlich höre ich einen Mordskrach vor der [Elisabeth-] Schule.

Ein großer, starker Kerl schimpft mit den gröbsten Tönen auf einen Unteroffizier von mir los. Der

bleibt die Ruhe selbst. Da schlängelt sich eine Frau an mich heran. ‚Aufpassen! Ein Bolschewik.
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Man will die Bevölkerung gegen die Truppen aufhetzen‘. Aha, die Brüder kennen wir.  Ich winke

Obermaat Zimmermann. ‚Machen Sie eine Handgranate fertig. Ich werde dem Kerl das Maul

verbieten. Hört er nicht augenblicklich auf, dann eins rin in die Kiemen‘.  Ich fasse den Kerl beim

Knopfloch und sage: ‚Gehen Sie augenblicklich Ihrer Wege, noch einen Ton und ich verspreche

Ihnen, dass Sie in den nächsten vierzehn Tagen keinen Ton mehr sprechen‘.  ‚Hoho! Da wollen

wir doch mal sehen, wer was zu reden hat!‘ brüllt er.  Krach, da saust ihm die Handgranate in die

linke Kiemenseite. Wie vom Blitz getroffen bricht er zusammen. Er erhebt sich, stolpert, fällt

wieder. Blut läuft ihm aus Mund und Nase. Er erhebt sich wieder, will was sagen, aber es geht

nicht mehr. Er gurgelt etwas und torkelt von dannen.  ‚Guten Morgen, mein Herr, wir pflegen

unsere Versprechen einzulösen‘“.    Killing begründet seine menschenverachtende und

gewalttätige Einstellung so: „Krieg ist Gewalt, Bürgerkrieg ist Gewalt in höchster Potenz.

Mäßigung ist Dummheit, nein, sie ist Verbrechen am eigenen Volk und Staat“. 

3. Mai 1919 – Der Ostfriedhof muss die meisten Terror-Opfer aufnehmen

München-Ostfriedhof * Der Ostfriedhof wird die „letzte Heimat“ vieler, die dem Terror von Rechts

zum Opfer gefallen sind. Mit 198 Opfern der Gewalttätigkeiten muss der Friedhof in Obergiesing

das größte Kontingent an Toten aufnehmen. 

3. Mai 1919 – Die Truppen der Regierung Hoffmann kommen nicht als Feinde

München * Die SPD lässt folgende Erklärung in den Münchner Zeitungen veröffentlichen:    „Jene

wahnwitzige Politik des Terrors und der Gewalt, die München in Gegensatz stellte zum ganzen

Land, die den Bürgerkrieg in Bayern entbrennen ließ, hat das schlimme Ende gefunden, das

vorauszusehen war. [...]     Die Truppen der sozialistischen Regierung Hoffmann kommen nicht

als Feinde der Arbeiterschaft, nicht als ‚Weiße Garde‘, sondern als Schützer der öffentlichen

Ruhe und Sicherheit, ohne die ein Neuaufbau im sozialistischen Sinne nicht möglich ist. Arbeiter,

helft den Soldaten bei ihrer schweren Aufgabe!“

5. Mai 1919 – Kommandeure übernehmen wieder den Befehl über die Truppe

München * Soldatenräte, die die Kommandogewalt übernommen hatten, sind abgesetzt. Ab

sofort übernehmen wieder Kommandeure den Befehl über die Truppe. 
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6. Mai 1919 – 21 Kolpinggesellen werden im Keller des Prinz-Georg-Palais ermordet

München-Maxvorstadt * Etwa dreißig Mit­glieder des Katholischen Gesellenvereins Sankt-Joseph

treffen sich in ihrem Vereinslokal, dem Maxkasino, in der Augustenstraße 41. Dem preußischen

Kaiser-Alexander-Garde-Grenadier-Regiment war zuvor von einem Denunzianten mitgeteilt

worden, dass dort am Abend eine Versammlung von Rotarmisten stattfindet.    Noch während

sich im Kasino die Vereinsmitglieder unterhalten, wird das „Spartakistennest“ von

Regierungssoldaten beobachtet und 25 Teilnehmer sowie der Wirt kurz vor 21 Uhr verhaftet.   

Die Möglichkeit, gegenüber den Soldaten das Miss­verständnis aufzuklären und sich zu

legitimieren, wird von diesen gewaltsam un­terbunden. Erste Gewehrkolbenhiebe gegen die

Arretierten und Zurechtweisungen sind die Folge. Mit dem Abmarsch zum Quartier des

Alexander-Regiments beginnt der weitere Leidensweg für die Gefangenen, denn bald geht die

Begleit­mannschaft dazu über, die angeblichen Spartakisten nicht nur zu beschimpfen, sondern

auch mit Pistolen und Gewehren auf sie einzuschlagen.    Nun werden die 26 katholischen

Gefangenen in das Prinz-Georg-Palais am Karolinenplatz 5 gebracht. Im Hof beginnt das

eigentliche Massaker. Sechs der Gesellen werden im hinteren Teil des Hofes gegen das Tor

eines Schuppens gestoßen. Dann eröffnen die Soldaten mit Gewehren und Pistolen das Feuer,

bis alle sechs tot sind. Die verbliebenen zwanzig Kolpinggesellen werden zum Eingang des

Kellers geführt. Dort erwischt es einen siebten Gefangenen. Er wird auf den Boden geworfen und

mit einem gezielten Pistolenschuss ermordet.    Die Übrigen werden jetzt zur Zielscheibe

sadistischer Spiele ihrer Peiniger. Man stößt sie mit Flüchen und Beschimpfungen die Treppe

zum Keller hinunter. Dort müssen sie sich mit dem Gesicht nach unten auf den Boden legen.

Dann beginnen die Erschießungen. Auf grauenhafte Weise werden 14 Kolpinggesellen ermordet.

Wer nicht durch die Schüsse stirbt, wird mit dem Bajonett erstochen. Manche Gefangene stellen

sich tot oder sind bewusstlos.    Nur durch das Eingreifen eines hohen Offiziers wird das Morden

beendet. Nach dem Massaker werden 21 Tote in das Pathologische Institut gebracht. Unter den

Erschossenen befinden sich zwei Brüderpaare, bei zwei weiteren wird jeweils einer getötet. Zwei

Schwerverletzte werden in das Reservelazarett an der Zollstraße eingeliefert. Drei Opfer

brauchen keine Krankenhausbehandlung.    Alle Ermordeten sind eingeschriebene Mitglieder der

konservativen Bayerischen Volkspartei - BVP. Der Fall wird deshalb vor Gericht ausführlich

untersucht. Man ist jedoch von Regierungsseite geneigt, nichts mehr über den Vorfall an die

Presse zu geben. Die Folge davon ist, dass die von den Militärbehörden erstellten unwahren

Berichte überall, auch im Ausland, Verbreitung finden.     Ansonsten achten die Zensurbehörden

streng darauf, dass keine publikumswirksame Veröffentlichung über das blutige Geschehen unter

die Leute kommen können. So wird beispielsweise die Sondernummer der Süddeutschen

Illustrierten Kriminal-Zeitung vom November 1919, die darüber berichtet, sofort nach ihrem

Erscheinen beschlagnahmt. 
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8. Mai 1919 – Protest gegen die Versailler Friedensbedingungen

Weimar - Deutsches Reich * Nachdem in Deutschland zu den Versailler Friedensbedingungen

ein Sturm der Entrüstung ausgelöst wurde, veröffentlichen der Reichspräsident Friedrich Ebert

und die Reichsregierung einen „Aufruf an das deutsche Volk“.    Darin spricht man von einem

„Friedensvorschlag der Vergewaltigung“. Dem deutschen Volk wird „Gewalt ohne Maß und

Grenzen“ angetan. Aus einem solchen „aufgezwungenen Frieden müsste neuer Hass zwischen

den Völkern und im Verlauf der Geschichte neues Morden erwachsen“. 

10. Mai 1919 – Ministerpräsident Hoffmann verteidigt seine Entscheidungen

Bamberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann gibt eine öffentliche Erklärung ab.

Darin bringt er zum Ausdruck:  „Schrecklich ist der Krieg, am schrecklichsten der Bürgerkrieg.

Entsetzliche Bluttaten sind in München geschehen, Verbrechen auf beiden Seiten. Das

unschuldig vergossene Blut der grausam ermordeten Geiseln schreit zum Himmel. Die Kunde

von der Erschießung der 21 friedlichen Bürger durch wahnsinnig erregte Soldaten erfüllte uns mit

tiefstem Entsetzen.“    Im gleichen Atemzug verteidigt Hoffmann die Rückendeckung seiner

Regierung für die Regierungstruppen mit der Behauptung, man habe monatelang Geduld walten

lassen und damit nichts erreicht, als den „blutigen Taten einer Diktatur der Gewalt“ Tür und Tor

zu öffnen. Auf den „Terror des Kommunismus und der Roten Armee“ kann man nur mit Kampf

und nicht mit Verständigung antworten. 

12. Mai 1919 – Philipp Scheidemann spricht von einem „Gewaltfrieden“

Berlin * Die Nationalversammlung tagt erstmals wieder in Berlin und befasst sich mit den

Versailler Friedensbedingungen. Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann spricht von einem

„Gewaltfrieden“. 

15. September 1919 – Die demokratische Bayerische Verfassung tritt in Kraft

Freistaat Bayern * Die Verfassung des Freistaats Bayern tritt mit ihrer Veröffentlichung im Gesetz-

und Verordnungsblatt des Freistaats Bayern in Kraft. Sie bildet die Grundlage des bayerischen

Staatslebens bis zum Jahr 1933.    In Artikel 2 heißt es:       Die Staatsgewalt geht von der

Gesamtheit des Volkes aus.      In Artikel 15 heißt es:       Alle Bayern sind gleich.   Der

bayerische Adel ist aufgehoben.      Die Idee der Räterepublik findet trotz der revolutionären
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Entstehungsgeschichte nur wenig Berücksichtigung. Lediglich die plebiszitären Elemente

Volksbegehren und Volksentscheid werden aufgenommen. Der Landtag besitzt die

uneingeschränkte Gesetzeshoheit einschließlich der Verfassungsgesetzgebung. 

17. Januar 1920 – Prohibition tritt in den USA in Kraft

USA * In den USA tritt die Prohibition in Kraft. Das landesweite Verbot der Herstellung, des

Verkaufs und des Transports alkoholischer Getränke gilt bis zum 5. Dezember 1933. Befürworter

erwarten, dass das Alkoholverbot     Kriminalität und Gewalt eindämmt,   die Gesundheit der

Bevölkerung verbessert,   Familien stärkt sowie Armut und   andere soziale Probleme verringert.

16. März 1920 – Der Antisemitismus wird gewalttätig

München * Der Antisemitismus wird gewalttätig.       Der konservative Ministerpräsident Gustav

von Kahr (BVP) kündigt in seiner ersten Regierungserklärung an, gegen die „Überfremdung durch

Stammesfremde“ einzuschreiten und erklärt die „Reinhaltung des eigenen Volkes von fremden

Elementen“ zum Gebot der Stunde. Er meint damit den besonders verhassten „Teil der jüdischen

Rasse“, die Ostjuden.   Münchens Polizeipräsident Ernst Pöhner hält es für nicht

ausgeschlossen, wenn „wegen der unerträglichen Teuerung etwas unternommen, etwa einige

Juden aufgehängt würden“. Gegen die gewalttätigen und gewaltbereiten Antisemiten unternimmt

die Münchner Polizei allerdings nichts.   Nun wird die Situation für die jüdischen Mitbürger

unerträglich. Viele verlassen die Stadt.

16. März 1920 – Antisemitische Hetze und zunehmende Gewalt

München * Mit dem Ende des Ersten Weltkriegs verschärft sich das politische Klima in München

deutlich. Antisemitische Ressentiments treten zunehmend offen zutage und werden auch von

führenden Vertretern des öffentlichen Lebens verbreitet. In seiner Regierungserklärung vom 16.

März 1920 kündigt Ministerpräsident Gustav von Kahr Maßnahmen gegen die angebliche

„Überfremdung durch Stammesfremde“ an und fordert die „Reinhaltung des eigenen Volkes von

fremden Elementen“. Die Äußerungen richten sich insbesondere gegen die aus Osteuropa

zugewanderten Juden, die verstärkt zum Ziel antisemitischer Hetze werden.   Auch Münchens

Polizeipräsident Ernst Pöhner fällt durch offen antisemitische Äußerungen auf und verharmlost

Gewalt gegen Juden. Gleichzeitig gehen die Behörden nur unzureichend gegen antisemitische

Übergriffe und gewaltbereite Gruppierungen vor. Für viele jüdische Münchnerinnen und
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Münchner verschlechtert sich die Lebenssituation erheblich. Angesichts der zunehmenden

Anfeindungen und Bedrohungen verlassen zahlreiche jüdische Familien die Stadt.

28. September 1921 – Generalleutnant Otto Hermann von Lossow übernimmt die 7. Division

München * Generalleutnant Otto Hermann von Lossow übernimmt die Befehlsgewalt über die in

Bayern stationierte 7. Division.

26. September 1923 – Gustav Ritter von Kahr wird zum Generalstaatskommissar ernannt

München * Die bayerische Regierung ernennt Gustav Ritter von Kahr - aus Protest gegen den

Abbruch des Ruhrkampfes durch die Reichsregierung - zum Generalstaatskommissar, auf den

die gesamte exekutive [= vollziehende] Gewalt übergeht. Er hat damit diktatorische Vollmachten.  

 Gustav von Kahr, Otto von Lossow, der Befehlshaber des Wehrkreises VII, und der Chef der

Landespolizei, Hans Ritter von Seisser, regieren den Freistaat Bayern als Triumvirat und bereiten

zusammen mit Rechtsradikalen in Norddeutschland den Staatsstreich in München und Berlin

vor. 

31. Dezember 1924 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan hat vier Millionen Mitglieder

USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan hat vier Millionen Mitglieder und verfolgt eine Politik

weißer Vorherrschaft insbesondere gegenüber Afro-Amerikanern. Er vertritt aber auch einen

militanten Antikatholizismus und Antisemitismus. 

5. September 1931 – Letzte Synagogeneinweihung vor der NS-Zeit 

München-Isarvorstadt * Mit der feierlichen Einweihung der Synagoge an der Reichenbachstraße

am 5. September 1931 erhält die orthodoxe jüdische Gemeinde Münchens ein neues religiöses

Zentrum. Das Gotteshaus ist die letzte Synagoge, die in Deutschland vor der Machtübernahme

der Nationalsozialisten neu eingeweiht wird. Nur wenige Jahre später setzt das NS-Regime der

Entfaltung jüdischen Gemeindelebens ein gewaltsames Ende.

20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich

Münchner Zeitensprünge Seite 84/93



Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der

Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.

31. Juli 1932 – Die Konsequenzen einer Naziherrschaft für das ganze Land

München * Dr. Fritz Gerlich beschreibt in der Zeitschrift „Der gerade Weg“ die Konsequenzen

einer Naziherrschaft für das ganze Land: „Nationalismus bedeutet: Feindschaft mit den

benachbarten Nationen, Gewaltherrschaft im Inneren, Bürgerkrieg,

Völkerkrieg. Nationalsozialismus heißt auch: Lüge, Hass, Brudermord und grenzenlose Not.“

30. Januar 1933 – Lichtspieltheater werden reglementiert und überwacht

Deutsches Reich * Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten am 30. Januar 1933 und der

Einsetzung des Reichspropagandaministers Joseph Goebbels herrschte auch rund um die

Lichtspieltheater eine Atmosphäre der Einschüchterung, Gleichschaltung und Gewalt. Schon vor

der Gründung der Reichsfilmkammer wurden die Betreiber und Besitzer auf Veranlassung des

Reichspropagandaministeriums reglementiert, kontrolliert, überwacht und in ihren freien

Einscheidungen eingeschränkt.&nbsp;    &nbsp;

30. Januar 1933 – Beginn der nationalsozialistischen Verfolgung 

Berlin - Deutsches Reich * Mit der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar

1933 beginnt für die jüdische Bevölkerung Deutschlands eine neue Phase der Ausgrenzung und

Verfolgung. Antisemitische Diskriminierung, die bereits zuvor das öffentliche Leben prägt, wird

nun zur staatlichen Politik. In den folgenden Jahren werden jüdische Bürger systematisch

entrechtet, aus dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben verdrängt und zunehmend
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Gewalt und Terror ausgesetzt.   Auch für die Münchner Juden verschärft sich die Lage rasch. Die

nationalsozialistische Machtübernahme markiert den Beginn einer Entwicklung, die über

Entrechtung, Enteignung und Verfolgung schließlich in Deportation und Ermordung mündet.

5. Februar 1933 – SA- und SS-Horden ziehen in einem Triumphzug durch die Arbeiterviertel

München-Giesing * Giesing gilt den Nazis als ein zu brechendes Symbol der Opposition. Schon

eine Woche nach Hitlers Machtergreifung ziehen die braunen SA- und SS-Horden in einem

Triumphzug durch die Arbeiterviertel, um sich als Sieger und Träger der Staatsgewalt zu

präsentieren.&nbsp;    Mit diesem Propagandamarsch durch Giesing und Haidhausen - geschützt

durch Polizei und Staatsgewalt - wollen sie ihren Herrschaftsanspruch demonstrieren.&nbsp;

5. März 1933 – Die gemeinsamen Feinde der katholischen Kirche und der NSDAP

München-Kreuzviertel - München-Maxvorstadt * In ihrer unbedingten Gegnerschaft zum

Bolschewismus und zur Freidenker- und Gottlosenbewegung sind sich katholische Kirche und

NSDAP einig. In einem Schreiben teilt Kardinal Michael von Faulhaber dem päpstlichen

Nuntius Alberto Vassallo di Torregrossa mit:     „Verbot auf die gesamte kommunistische

Propaganda und auf die sozialdemokratischen Freidenkerverbände ausgedehnt, die ebenso

radikal wie die eigentlichen Proletarier gegen christlichen Glauben und christliche Sitte wüteten.

[...] Sicher müssen neben den staatlichen Gewaltmitteln heute die kirchlichen Kräfte neu erweckt

werden, um den Vormarsch des russischen Bolschewismus zum Weltbolschewismus in

Deutschland aufzuhalten.“

15. März 1933 – Ministerpräsident Heinrich Held muss der Gewalt weichen

München * Bayerns Ministerpräsident&nbsp;Heinrich Held von der konservativen Bayerischen

Volkspartei - BVP&nbsp;muss der nationalsozialistischen Gewalt weichen und zurücktreten.

2. Mai 1933 – Die Freien Gewerkschaften werden gewaltsam aufgelöst

Deutsches Reich * Die Freien Gewerkschaften werden im gesamten Reich mit brutaler Gewalt

aufgelöst. 
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November 1933 – Die Arbeiten für den Bau der Reichs­autobahn beginnen

Unterhaching * Die Arbeiten für den Bau der Reichs­autobahn München - Landesgrenze

beginnen mit einem gewaltigen Personalaufwand.

9. November 1938 – Ausschreitungen gegen die jüdische Bevölkerung

München * Noch in der Nacht finden - unter passiver Anteilnahme sehr vieler Schaulustiger - die

seit längerer Zeit geplanten Ausschreitungen gegen die Juden statt.       In München werden ein

Jude ermordet sowie 900 Menschen verhaftet und in das Konzentrationslager Dachau gebracht.  

Rund 700 Geschäfte und Betriebe werden demoliert und die Synagogen in der

Herzog-Rudolf-Straße und in der Reichenbachstraße zerstört.   Die Münchner

Hauptsynagoge war bereits im Juni 1938 abgerissen worden.      Die Bilanz dieser später auch

noch beschönigend „Reichskristallnacht“ genannten Juden-Pogrome bedeutet für Deutschland:    

  91 Ermordete, zahllose Verletzte, Misshandelte und Vergewaltigte,   191 zerstörte Synagogen,  

7.500 zerstörte und ausgeraubte Geschäfte,   Verwüstung unzähliger Wohnungen und   fast aller

jüdischer Friedhöfe,   rund 30.000 Einlieferungen in Konzentrationslager.      Die reichsweit

organisierten antijüdischen Ausschreitungen dauern auch noch am 10. November an.

20. August 1956 – Debatte um Jugendkontrolle und Polizeigewalt

München - München-Au * Der CSU-Landtagsabgeordnete und spätere Innenminister Heinrich

Junker tut sich als Scharfmacher hervor. Er stellt einen Antrag für Maßnahmen zum Schutze der

Jugend, in dem er     die ständige Überwachung von Kinos, Gaststätten und Parkanlagen,   die

Überwachung der jugendlichen Kraftfahrer, insbesondere der Mopedfahrer und   die Bekämpfung

jeglicher auftretender Bandenbildung fordert.     Zur Durchsetzung seines Antrags unterstützt er   

das „rücksichtslose Eingreifen der Polizei“,   deren „rücksichtslose Gewaltanwendung“,   die

„Brechung jeglichen Widerstands […] mit allen an die Grenze des Gesetzes gehenden Mitteln“

und   die „Anweisung an die Staatsanwaltschaft, bei Vergehen und Verbrechen schärfsten

Strafantrag zu stellen“.     Junker kann sich mit seinen Vorstellungen gegen die SPD-dominierte

Viererkoalition nicht durchsetzen. Dieser Erfolg liegt an dem SPD-Landtagsabgeordneten Rudolf

Schlichtinger, der sich für die Interessen und Nöte der Jugendlichen einsetzt. Ihm geht es nicht

darum, „wie man ‚die Halbstarken‘ bekämpfen und gegebenenfalls vernichten kann, sondern wie

man junge Menschen davor bewahren kann, Rowdys oder Verbrecher zuwerden“ und wehrt sich

gegen das Modewort „Halbstarke“.
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22. Juni 1962 – Die Schwabinger Krawalle gehen weiter

München-Schwabing * Freitag. Die Schwabinger Krawalle gehen weiter. Ab 21 Uhr laufen

„unzählige junge Leute [...] immer weiter in die Fahrbahn hinein“ und blockieren damit die

Leopoldstraße. Nach Beschwerdeanrufen trifft die Polizei ein.  Der Münchner Oberbürgermeister

Hans-Jochen Vogel und der Polizeipräsident Manfred Schreiber sprechen mit den

Protestierenden. Letztlich werden sie aber von den 10.000 Anwesenden niedergeschrieen und

ausgepfiffen, weshalb es zur zweiten gewaltsamen Räumung der Leopoldstraße kommt.  Die

Auseinandersetzungen dauern bis in die frühen Morgenstunden an. Laut Polizeibericht kommen

über 100 Polizisten zum Einsatz, die 24 Protestierer festnehmen und vier weitere nachträglich zur

Anzeige bringen.

24. Juni 1962 – Wieder beginnen die Straßenblockaden

München-Schwabing * Sonntag. Die Proteste der Schwabinger Krawalle lassen zwar nach, doch

Pressebeobachter zählen immer noch 3.000 Teilnehmer. Sogar Studentengruppen wenden sich

nun gegen die Fortsetzung des Protests. Wieder beginnen die Straßenblockaden. Es kommt zu

den „härtesten Auseinandersetzungen“, die sich auch an der besonders hohen Zahl von

Festnahmen ablesen lässt.   Man schiebt die Gewalttätigkeit der Halbstarken-Szene zu. Doch

spätere Untersuchungen können diese Mutmaßung nicht bestätigen. Der Anteil der Studenten an

den Protestveranstaltungen hat sich gegenüber dem Vortag prozentual sogar erhöht. Laut

Polizeibericht kommen über 450 Polizisten zum Einsatz, die 85 Protestierer festnehmen und 13

nachträglich zur Anzeige bringen.

24. Juli 1964 – Der Beatles-Film Yeah, Yeah, Yeah im City-Palast

München-Ludwigsvorstadt * Die Abendzeitung kauft alle Eintrittskarten für die Aufführung des

Beatles-Filmes Yeah, Yeah, Yeah im City-Palast an der Sonnenstraße auf und verschenkt sie an

Beatles-Fans. Dabei ist das Interesse so gewaltig, dass sich die ersten Liebhaber bereits in aller

Frühe einfinden, obwohl die Kartenverteilung erst um zwölf Uhr Mittag beginnt.  Polizisten in Zivil

mischen sich unter die Jugendlichen, um nötigenfalls ordnend einzugreifen. Das Verhalten der

adrett und brav gekleideten weiblichen und der - mit den damals modischen, eng geknoteten

Krawatten ausstaffierten - männlichen Jugendlichen macht dies aber nicht notwendig. Sollte es

zu einem gefährlichen Gedränge kommen, würde ein Lautsprecherwagen bereitstehen, über den

man - vom Stadtjugendamt ausgeliehene - Beatles-Platten abspielt, um die Fans vom

Kinoeingang wegzulocken. Man will sie dann zur Theresienwiese lotsen, wo genügend Platz zur
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Umsetzung von Musik in Bewegung vorhanden wäre. So weit kommt es allerdings nicht.   Doch

als die Beatles schließlich auf der Leinwand erschienen, kennt die Begeisterung keine Grenzen;

Tränen fließen, Schreie ertönen, es wird gestampft, geklatscht und mitgesungen. - Die

Beatles sind einfach die Größten. 

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren

gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

18. September 1981 – Ein Mahnmal für die Opfer des Wiesn-Attentats
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München-Theresienwiese * Einen Tag vor Eröffnung des Oktoberfestes 1981 wird am

Haupteingang zur Festwiese das Mahnmal für die Opfer des Bombenanschlags enthüllt.

Oberbürgermeister Erich Kiesl ruft dazu auf, Lehren aus dem feigen Anschlag zu ziehen und

Gewalt in jeder Form zu ächten.      Das Mahnmal - geschaffen von Friedrich Koller - besteht aus

einer 2,70 Meter hohen Bronzestele und trägt die Inschrift: „Zum Gedenken an die Opfer des

Bombenanschlags vom 26. September 1980.“ 

8. November 1985 – Georg Kronawitter enthüllt ein würdiges Denkmal

München-Maxvorstadt * Oberbürgermeister Georg Kronawitter enthüllt auf dem Platz der Opfer

des Nationalsozialismus ein „würdiges Denkmal“, das den provisorischen Gedenkstein ersetzt.

Der Bildhauer Andreas Sobeck hat einen sechs Meter hoher symbolischer Kerker aus

südafrikanischen Impalagestein geschaffen, in dem eine ewige Flamme an die Verfolgten

erinnern soll.     Das Denkmal trägt die Inschrift: „Den Opfern der nationalsozialistischen

Gewaltherrschaft.“ 

17. Mai 1986 – Die Auseinandersetzungen an Pfingsten eskalieren

Wackersdorf * Über das Pfingstwochenende (17. bis 19. Mai) kommt es am WAA-Bauzaun zu

den bis dahin schwersten Auseinandersetzungen. Neben Zehntausenden friedlichen

Demonstranten treten bis zu 1.000 teilweise vermummte und gewaltbereite Personen auf. Sie

bewerfen die Einsatzkräfte unter anderem mit Steinen und Stahlkugeln; mehrere Polizeifahrzeuge

werden beschädigt oder in Brand gesetzt.

26. Juli 1986 – Das „deutsche Woodstock“ wird zum Höhepunkt des Widerstands

Burglengenfeld * Auf dem Lanzenanger findet am 26. und 27. Juli das fünfte

Anti-WAAhnsinns-Festival statt. Mehr als 100.000 Menschen reisen nach Burglengenfeld und

machen die Veranstaltung zum bis dahin größten Rockkonzert der Bundesrepublik. Das später

als „deutsches Woodstock“ bezeichnete Festival bildet zugleich den kulturellen Höhepunkt des

Widerstands gegen die WAA.   Auf der Bühne stehen unter anderem BAP, Herbert Grönemeyer,

Udo Lindenberg, Die Toten Hosen, Rio Reiser, Haindling, die Biermösl Blosn, Wolf Maahn,

Wolfgang Ambros, Purple Schulz, Anne Haigis, Marian Gold, Kevin Coyne, Herwig Mitteregger,

Fritz Brause, die Rodgau Monotones, Die Firma, das Frankfurter Kurorchester, Chris McGregor

und Théâtre du Pain. Viele Künstler verzichten ganz oder weitgehend auf ihre Gagen und
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bekunden öffentlich ihre Solidarität mit den WAA-Gegnern.   Rund 7.000 Polizisten begleiten und

überwachen die Veranstaltung. Entgegen den zuvor geäußerten Befürchtungen bleibt das

Festival vollständig friedlich. Die Bilder der riesigen, gewaltfrei protestierenden Menschenmenge

finden bundesweit Beachtung und verändern die öffentliche Wahrnehmung des

WAA-Widerstands.

November 1986 – Baufortschritt und juristische Aufarbeitung

Wackersdorf - Schwandorf * Während die Arbeiten auf dem WAA-Gelände fortgesetzt und die

Baustelleneinrichtungen erweitert werden, beschäftigen die zurückliegenden Proteste zunehmend

Polizei und Justiz. Gegen zahlreiche Demonstranten laufen Ermittlungs- und Strafverfahren, unter

anderem wegen Landfriedensbruchs, Sachbeschädigung, Widerstands gegen

Vollstreckungsbeamte und Körperverletzung.   Zugleich werden einzelne Vorwürfe gegen

Polizeibeamte untersucht. Sie betreffen unter anderem unverhältnismäßige Gewaltanwendung

bei Demonstrationen, Räumungen und Festnahmen. Der WAA-Konflikt verlagert sich damit

zunehmend vom Bauzaun in Polizeidienststellen, Staatsanwaltschaften und Gerichte. 

Oktober 1987 – Debatte über Gewalt und Gewaltfreiheit

Wackersdorf * Brandanschläge, beschädigte Baumaschinen und umgesägte Strommasten

verschärfen den Konflikt um die WAA. Die Taten werden überwiegend militanten

beziehungsweise autonomen Gruppen zugerechnet. Bürgerinitiativen, kirchliche Gruppen und

andere Vertreter des regionalen Widerstands distanzieren sich ausdrücklich von Gewalt und

halten am friedlichen Protest fest. Innerhalb der Anti-WAA-Bewegung intensiviert sich zugleich

die Debatte über Aktionsformen, Militanz und die Grenzen des zivilen Ungehorsams. 

10. Oktober 1987 – Letzte Großdemonstration gegen die WAA

Wackersdorf * Zwischen 20.000 und 25.000 Menschen versammeln sich auf dem Wackersdorfer

Volksfestplatz zu einer Kundgebung gegen die Wiederaufarbeitungsanlage. Zu den Mitwirkenden

gehört der Kabarettist Dieter Hildebrandt. Anschließend ziehen zahlreiche Demonstranten zum

Baugelände. Es ist die letzte Großdemonstration mit mehreren Zehntausend Teilnehmern

unmittelbar am WAA-Standort. Danach verlagert sich der Widerstand zunehmend auf kleinere,

dezentrale und gewaltfreie Aktionen. 
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6. Oktober 2013 – Das Oktoberfest 2013 endet. Das Fazit.

München-Theresienwiese * Das Oktoberfest 2013 endet. Das Fazit lautet:       In 16 Tagen

besuchten 6,4 Millionen Besucher die Wiesn, davon kamen 540.000 Gäste auf die Oide Wiesn.   

Der Konsum und damit die Umsätze waren zum Teil stark rückläufig.   6,7 Millionen Mass

Wiesnbier wurden getrunken.   114 Ochsen wurden in der Ochsenbraterei verzehrt, in der

Kalbs-Kuchl 58 Kälber verspeist.   Insgesamt wurden 1.552 Straftaten bei der Polizei angezeigt.

Es gab 492 Festnahmen.    449 Körperverletzungen wurden von der Polizei registriert.    Die

Polizeistatistik weist 99 Gewalttaten (gefährliche Körperverletzungen) aus, worunter auch die 58

Masskrugschlägereien zählen. 44 Täter konnten sofort festgenommen werden.    6

Raubüberfälle wurden angezeigt und 46 Falschgelddelikte erfasst.   504 Taschendiebstähle. 78

Täter konnten gefasst werden.   16 Strafanzeigen wurden wegen Sexualdelikten gestellt, darunter

wegen zwei Vergewaltigungen.        7.551 Hilfeleistungen mussten die Sanitäter und Ärzte

leisten.   914 Patienten mussten ins Krankenhaus gebracht werden.   638 Wiesnbesucher

mussten wegen Alkoholvergiftungen medizinisch überwacht werden. Der überwiegende Teil

dieser Patienten ist zwischen 18 und 30 Jahren alt, etwa ein Drittel ist weiblich. 27 Personen

waren jünger als 16 Jahre.   230 Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz wurden registriert. 

      140 Mal musste der U-Bahnhof Theresienwiese gesperrt werden.   81.000

gestohlene Masskrüge werden den Besuchern wieder abgenommen.   Rund 4.200 Fundstücke

wurden im Wiesn-Fundbüro abgegeben. Darunter das obligatorische Gebiss.   22.221 Autofahrer

wurden kontrolliert. Bei 473 Fahrzeugführern wurde Alkoholeinfluss festgestellt.      Münchens

Oberbürgermeister Christian Ude nahm nach 21 Jahren Abschied von der Wiesn.

12. März 2014 – Errichtung einer Beratungsstelle für Opfer rechter Gewalt

München-Graggenau * Der Stadtrat beschließt die Errichtung einer Beratungsstelle für Opfer

rechter Gewalt. 

23. Juni 2014 – Schärfere Regelungen für die etwa 1.000 Wiesn-Ordner

München-Theresienwiese * Das Kreisverwaltungsreferat - KVR will für die etwa 1.000

Wiesn-Ordner schärfere Regeln einführen. Jeder muss gut sichtbar einen Ausweis mit dem

Namen des Ordners, Foto, Ordnernummer, Name der Sicherheitsfirma und dem amtlichen Siegel

der Stadt tragen. Bei Verstößen drohen hohe Bußgelder.    Außerdem werden die

Security-Firmen verdonnert, nur Mitarbeiter auf die Wiesn zu schicken, „die in rechtlicher und

fachlicher Hinsicht geschult, körperlich geeignet sowie der deutschen Sprache mächtig sind“. Die
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Schulungen müssen speziell auf den Wiesn-Einsatz zugeschnitten sein und ihren Schwerpunkt

im Bereich Deeskalation und Gewaltprävention haben. 

5. Oktober 2015 – 26 Sexualdelikte wurden angezeigt, darunter zwei Vergewaltigungen

München-Theresienwiese * 26 Sexualdelikte wurden während des Oktoberfestes angezeigt,

darunter zwei Vergewaltigungen, zwei versuchte Vergewaltigungen, sowie exhibitionistische

Handlungen und Beleidigungen auf sexueller Basis, wie etwa Grapschen. Sicherlich gibt es eine

Dunkelziffer, da viele Frauen aus Scham oder falschen Schuldgefühlen auf eine Anzeige

verzichten. Gerade Touristinnen zeigen sexuelle Übergriffe nicht an, sondern wollen einfach

vergessen und heimfahren.     Auf dem Oktoberfest kümmern sich verschiedene

Hilfsorganisationen, die sich in dem Projekt Sichere Wiesn zusammen geschlossen haben, um

sich der Opfer von sexueller Gewalt anzunehmen. 

7. Oktober 2018 – Das Fazit der Wiesn 2018

München-Theresienwiese * Das Oktoberfest 2018 endet. Das Fazit lautet:       In 16 Tagen

besuchten 6,3 Millionen Besucher [2017: 6,2 Millionen in 18 Tagen; 2016: 5,6 in 17 Tagen; 2015:

5,9 in 16 Tagen; 2014: 6,3 in 16 Tagen] die Wiesn.   2018 gab es keine

Landwirtschaftsausstellung, dafür eine Oide Wiesn.       Im Jahr 2018 besuchten 500.000 Gäste

[2016: 480.000; 2015: 535.000] die Oide Wiesn.   Der Konsum - und damit der Umsatz - hat sich

erholt. [Zahlen in Klammer = 2017 - 2016 - 2015 - 2014.]   7,5 Millionen Mass Wiesnbier [7,6 - 6,1

- 7,3 - 7,7] wurden getrunken.   124 Ochsen [127 - 109 - 114 - 112] wurden in der Ochsenbraterei

verzehrt und   48 Kälber [59 - xx - 50 - xx] in der Kalbsbraterei.       Insgesamt wurden 924

Straftaten [1.162 - 1.067 - 1.191 - 1.290] bei der Polizei angezeigt.   62 Sexualdelikte [42] auf

dem Festgelände, davon vier Vergewaltigungen.   xxx Körperverletzungen [314 - 331 - 372 - 398]

wurden von der Polizei registriert.   Bei einer Schlägerei am 28. September war ein Todesfall zu

verzeichnen.   Die Polizeistatistik weist 27 Masskrugschlägereien [36 - 42 - 47 - 36] aus.      

3.333 Hilfeleistungen [3.449 - 3.897 - 3.312 - 3.617] mussten die Sanitäter und Ärzte leisten.  

717 Wiesn-Besucher [670 - 593 - 628 - 681] mussten wegen Alkoholvergiftungen medizinisch

überwacht werden.       ?? [?? - 35 - 121 - 150] Mal musste der U-Bahnhof Theresienwiese

gesperrt werden.   xx.xxx gestohlene Masskrüge [120.000 - 96.000 - 110.000 - 112.000] wurden

den Besuchern wieder abgenommen.   2.685 Fundstücke [4.055 - 2.915 - 2.948 - 3.646] wurden

im Wiesn-Fundbüro abgegeben. 
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